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EEIINNLLEEIITTUUNNGG    

Mit diesem Skript möchte ich Ihnen den Einstieg in die für den in juristischen Dingen 
ungeübten Studierenden juristische Arbeitsweise erleichtern.  
 
Dabei versuche ich anhand von Strukturen und Fällen die im Gesetz angelegte Struktur des 
Rechts näher zu bringen.  
 
Einen Ersatz für die Teilnahme an der Vorlesung und eine Nacharbeit mit den von den 
Professoren empfohlenen Lehrbüchern kann und soll dieses Skript indes nicht sein.  
 
Für Wünsche und Anregungen bin ich jederzeit offen.  
 
Viel Spaß beim Lesen wünscht Ihnen bzw. Euch  
 
Ihr und Euer  
Michael Hoffmann 
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11..  AAbbsscchhnniitttt::  MMEETTHHOODDIIKK  DDEERR  FFAALLLLBBEEAARRBBEEIITTUUNNGG  

Bei der Methodik der Fallbearbeitung kommt es darauf an, dass der Student zeigt, dass er 

sowohl die Systematik des Gesetzes als auch die Fragestellung verstanden hat. Deshalb 

kommt bereits dem Studium des Falltextes eine besondere Bedeutung zu.  

§§  11::  DDEERR  FFAALLLLTTEEXXTT  

Ein überhaupt nicht zu oft zu wiederholendes Manko bei der Fallbearbeitung besteht immer 

wieder darin, dass die gestellten Fragen nicht richtig gelesen oder verstanden werden.  

Nur dann, wenn die Frage lautet: „Wie ist die Rechtslage?“, hat der Verfasser sämtliche 

möglichen Anspruchsgrundlagen aus allen Perspektiven zu begutachten. Ansonsten ist die 

gestellte Frage nur insoweit zu beantworten, wie sie gestellt ist. Das bedeutet, dass eine 

nicht umfassende Antwort auf die Frage ebenso falsch ist, wie eine die Fragstellung 

überschreitende Begutachtung.  

Beispiel: „Welche sachenrechtliche Ansprüche stehen A zu?“.   
 In diesem Falle hat sich die Beantwortung allein auf die sachenrechtlichen 

Ansprüche zu beschränken. Wer sich bei einer solchen Fragestellung mit 
Ansprüchen aus Verträgen beschäftigt, zeigt seinem Prüfer, dass er die 
Systematik der Ansprüche nicht verstanden hat.   

 Gerade dies stellt jedoch einen schweren (unverzeihlichen) Fehler dar, der 
folgerichtig zu einem erheblichen Punktabzug führen wird; und zwar selbst 
dann, wenn die übrige Fallbearbeitung vollständig richtig ist.  

Umgekehrt ist bei einer schuldrechtlichen Fallfrage die Erörterung von sachenrechtlichen 

Problematiken tabu, es sei denn, dass sich beispielsweise ein möglicher Eigentumserwerb 

auf schuldrechtliche Ansprüche bezieht. Dies ist häufig bei bereicherungsrechtlichen 

Ansprüchen gegeben.  

Und eins noch: Der Falltext hat selbst dann einen Sinn, wenn Sie das nach dem ersten Lesen 

nicht glauben wollen. Denn der Fallsteller hatte vor dem Falltext eine Lösung im Kopf und 

fertigt in aller Regel hierzu den passenden Text oder der Fallsteller hatte ein Urteil und hat 

dieses zu einem Klausurfall umgearbeitet.  

Das bedeutet: All das, was im Falltext steht, sollte in Ihrer Lösung auch vorkommen. Daher 

bietet der Sachverhalt in vielfacher Hinsicht mehr oder weniger versteckte Hilfen, die man als 

Studierender nicht nur ruhig verwenden darf, man muss sie verwenden, um den Prüfer nicht 



 

zu beleidigen.  

§§  22::  DDAASS  EERRSSTTEELLLLEENN  EEIINNEERR  KKLLAAUUSSUURRLLÖÖSSUUNNGG    

Aufgabe einer Klausurlösung ist für den Verfasser, dass Erstellen eines (Kurz-) Gutachtens 

über die innerhalb des Falles angelegten rechtlichen Probleme.  

Dabei soll sich der Verfasser in die Lage eines rechtsunkundigen Lesers versetzen. Das 

bedeutet, dass der Verfasser der Lösung den Leser „an die Hand nehmen“ muss und ihn 

durch die seine Falllösung führen muss.  

AA..  GGLLIIEEDDEERRUUNNGG::    

Das ganze wird insbesondere dadurch erleichtert, dass die Lösung gegliedert sein muss.  

Dabei ist selbstverständlich, dass innerhalb einer Klausur kaum Zeit besteht, auch jeden 

Gliederungspunkt mit einer Überschrift zu versehen. Indes ist dies auch gar nicht 

erforderlich. Vielmehr kann der Verfasser allein durch die Wahl der richtigen und 

strukturierten Gliederungsebenen dem Verfasser die Thematiken darstellen.  

Gleichzeitig muss der Verfasser durch diese Art der Darstellung sich auch selbst dazu 

zwingen, die durch das Gesetz vorgegebenen Strukturen einzuhalten. So dass die Gliederung 

hilft, auch sich selbst zur Einhaltung der Struktur zu zwingen. 

BB..  GGUUTTAACCHHTTEENNSSTTIILL  

II..  GGRRUUNNDDSSÄÄTTZZLLIICCHHEESS  

Um mit einem bei Studenten sehr verbreiteten Irrtum von vorneherein aufzuräumen:  

Der Gutachtenstil ist kein Selbstzweck.   

Er wurde insbesondere auch nicht von Prüfern entwickelt um Studenten zu ärgern. 

Der Gutachtenstil ist die einzige Möglichkeit, die innerhalb des Gesetzes geregelten 

Ansprüche und Einwendungen bei der Fallbearbeitung zutreffend zu berücksichtigen. Das 

bedeutet im Klartext, dass eine zutreffende Fallbearbeitung nur dann erfolgen kann, wenn 

sämtliche möglicherweise bestehenden Ansprüche des Anspruchsstellers  

Der Gutachtenstil wird im Ergebnis von allen juristisch Tätigen – auch in der Praxis - 

angewandt, um den von den Parteien (Richter oder Notar), der Polizei (Staatsanwalt) oder 

den Mandaten (Rechtsanwalt / Verteidiger) geschilderten Sachverhalt einer zutreffenden 



 

juristischen Lösung zuzuführen.  

Wenn Sie bei einem Beruf eines Rechtsanwalts oder im Gerichtssaal den Eindruck erhalten, 

dass die Praktiker den Gutachtenstil nicht anwenden, täuscht dies. Sowohl Richter als auch 

Staatsanwalt, Rechtsanwalt oder Notare haben den Sachverhalt vor der Entscheidung bzw. 

vor einer Verhandlung bereits bearbeitet.  

Auch ein Rechtsanwalt erarbeitet im Gespräch mit dem Mandanten den Sachverhalt und 

prüft diesen – wenngleich im Kopf – gutachterlich, um dann zu entscheiden, ob eine Klage 

oder die Verteidigung gegen eine solche Aussicht auf Erfolg hat.  

IIII..  DDEERR  AAUUFFBBAAUU  

11..))  DDEERR  OOBBEERRSSAATTZZ  

Beim Gutachtenstil hat der Verfasser zunächst einen Obersatz zu bilden, in dem in der 

Möglichkeitsform durch Verwendung des Konjuktivs eine Hypothese aufgestellt wird. Dieser 

Obersatz hat zum Inhalt:  

Wer?  ........................................ Inhaber des vermeintlichen Anspruchs 
Will was?  ............................................ Inhalt des möglichen Anspruchs  
Von Wem?  ................................................................. Anspruchsgegner  
Woraus?  ............................................. Genaue Paragrafenbezeichnung1 

 
Beispiel: A könnte gegen B Anspruch auf Kaufpreiszahlung in Höhe von 20.000,00 € 

gemäß § 433 Abs. 2 BGB haben.  

22..))  VVOORRAAUUSSSSEETTZZUUNNGGEENN  AAUUFFZZEEIIGGEENN  //  DDEEFFIINNIITTIIOONN  

Im zweiten Schritt werden alternativ die Voraussetzungen aufgezeigt und/oder Definitionen 

dargelegt. Hierdurch soll klar werden, unter welchen Voraussetzungen dieser Anspruch 

begründet wäre.  

Beispiel: Dann müsste zwischen A und B ein Kaufvertrag abgeschlossen worden sein.  

33..))  SSUUBBSSUUMMTTIIOONN  

Im dritten Schritt, der sog. Subsumtion hat der Verfasser die Tatsachen des Sachverhalts mit 

den einzelnen Voraussetzungen zu vergleichen.  

Beispiel: A und B haben sich am 21. Juli 2010 über den Kauf des Pkws geeinigt.  

                                                      
1
 inklusive Absatz, Satz und ggf. Alternative 



 

44..))  ((ZZWWIISSCCHHEENN--))EERRGGEEBBNNIISS  

Entsprechend der Feststellungen, ob die Voraussetzungen erfüllt sind, wird das (Zwischen–

)Ergebnis gezogen.  

Beispiel: Daher liegt ein Kaufvertrag zwischen A und B vor. A hat Anspruch auf Zahlung 
des Kaufpreises in Höhe von 20.000,00 €. 

55..))  VVOOLLLLSSTTÄÄNNDDIIGGKKEEIITT  DDEERR  PPRRÜÜFFUUNNGG    

Wie wir später noch eingehender Erörtern werden (Systematik der Ansprüche und 

Systematik der Einwendungen und Einreden) geht es im Zivilrecht um Ansprüche und deren 

Abwehr.  

Schon jetzt dürfen Sie Sich merken, auch hier ein strenges Schema einzuhalten ist:  

 Anspruch entstanden 
 Anspruch untergegangen (oder erloschen)  
 Anspruch durchsetzbar.  

Nur wenn Sie diese drei Kategorien auch vollständig festgestellt haben, dürfen Sie ein 

Endergebnis feststellen.  

CC..  UURRTTEEIILLSSSSTTIILL  

Das Gegenteil des Gutachenstils ist der Urteilsstil. Dabei wird anders als beim Gutachtenstil 

nur das Ergebnis vorangestellt und dann begründet, wie man zu diesem Ergebnis kommt.  

Anhand des oben genannten Minifällchens würde sich folgende Lösung ergeben.  

Beispiel: A hat gegen B Anspruch auf Kaufpreiszahlung in Höhe von 20.000,00 € aus 
§ 433 Abs. 2 BGB. {Denn} Zwischen A und B besteht ein Kaufvertrag über den 
streitgegenständlichen Pkw. {Denn} A und B haben sich am 21. Juli 2010 über 
den Kauf des Pkws geeinigt.  

DD..  MMIISSCCHHUUNNGG  VVOONN  GGUUTTAACCHHTTEENN  UUNNDD  UURRTTEEIILLSSSSTTIILL  

Bei komplexeren Sachverhalten ist es sowohl erforderlich, innerhalb des Gutachtenstils die 

einzelnen Teilen zu verschachteln.  

Beispiel: A könnte gegen B Anspruch auf Kaufpreiszahlung in Höhe von 20.000,00 € 
gemäß § 433 Abs. 2 BGB haben.  
Dann müsste zwischen A und B ein Kaufvertrag abgeschlossen worden sein.  
Ein Kaufvertrag setzt zwei übereinstimmende Willenserklärungen voraus, 
Angebot und Annahme, §§ 145 ff. BGB.   
B machte A am 01. Juli 2010 schriftlich das Angebot den Wagen zu einem 



 

Kaufpreis von 20.000,00 € zu kaufen. A teilte dem B noch am gleichen Tage 
mit, dass er dieses Angebot annehme.   
Daher haben sich A und B am 21. Juli 2010 über den Kauf des Pkws geeinigt.  
Daher liegt ein Kaufvertrag zwischen A und B vor.   
A hat Anspruch auf Zahlung des Kaufpreises in Höhe von 20.000,00 € 

Auch muss der Verfasser entscheiden können, ob eine Sachfrage offensichtlich feststeht. In 

diesem Falle muss der Verfasser den Mut haben, das einzelne Tatbestandmerkmal im 

Urteilsstil festzustellen. Nur problematische Fälle sind immer im Gutachtenstil zu erörtern.  

EE..  HHIINNWWEEIISSEE,,  AAUUFFBBAAUU  UUNNDD  HHÄÄUUFFIIGGEE  FFEEHHLLEERR  

 Aufbau Ihrer Lösung: Der Aufbau Ihrer Klausur ist wichtig. Das bedeutet zweierlei.  

1. Nehmen Sie den Leser an die Hand und führen Sie ihn durch Ihre Lösung.   

2. Erklären Sie Ihren Aufbau nicht. Er muss aus sich heraus verständlich sein.  

 Halten Sie die Struktur des Gesetzes ein: Ihr Prüfer kennt das Gesetz zwar, möchte 

aber wissen, ob Sie das Gesetz kennen. Durchbrechen Sie die Struktur des Gesetzes, 

zeigen Sie, dass Sie die wesentlichen Prinzipien des Gesetzes nicht verstanden haben. 

Die Folge ist, dass Ihr Prüfer gar nicht anders kann, als die Klausur – ggf. sogar trotz 

richtiger Lösung – für nicht bestanden zu erklären.  

 Denken Sie daran: Das speziellere Gesetz ist immer vorrangig. Ist das speziellere 

Gesetz erfüllt, ist die Anwendung allgemeinerer Vorschriften absolut tabu! 

 Gliederung: Gegliedert wird ausschließlich in folgender Art und Weise:   

A. I. 1.) a) aa) (1) (a) (aa)2  

 ÄRGERN SIE NIE IHREN PRÜFER ODER GEBEN IHM GRUND SICH ÜBER SIE LUSTIG ZU MACHEN!   

Prüfer sind auch Menschen: Und ob Sie das Glauben oder nicht. Klausuren 

korrigieren kann richtig Arbeit sein. Denn der Prüfer überlegt sich nicht etwa, wie er 

einen Studenten durchfallen lassen kann. NEIN! ER ÜBERLEGT SICH, OB DAS, WAS ER DA SO 

ALLES ZU LESEN BEKOMMT, GERADE FÜR DIE NÄCHST HÖHERE NOTE REICHT. Damit er aber das 

nicht nur am Anfang ihrer Klausur denkt, sondern am Ende auch noch hier einige 

Hinweise, die fast ebenso wichtig sind, wie der Inhalt einer Klausur: 

 Schreiben Sie deutlich: Nur das, was der Prüfer lesen kann, kann er korrigieren.  

                                                      
2
 Wer das Inhaltsverzeichnis durchgesehen hat, wird feststellen, dass dieser Text ebenfalls in genau dieser Gliederung 

erfolgt.  



 

 Schreiben Sie richtig (Deutsch): Nicht jeder ist zum Sprachgenie geboren. Aber 

dass Ihre Lösung verständlich sein sollte, sollte für Sie auch selbstverständlich 

sein. Halbsätze, selbst erfundene Abkürzungen oder sonstige Varianten unserer 

schönen deutschen Sprache, mögen Alltagstauglich sein und sind in einer 

multikulturellen Gesellschaft auch von mir erwünscht.   

In einer Klausurlösung haben Sie nichts verloren!   

Dass das für die Nicht–Muttersprachler besonders schwierig ist, ist 

nachvollziehbar. Aber da hilft teilweise tatsächlich nur noch: Auswendiglernen.  

 Schreiben Sie verständlich: Der Prüfer möchte Ihre Lösung verstehen.   

Dazu ist aber nicht nur nötig, dass Sie den Grundsatz: Schreiben Sie richtig 

beherrschen. Es gibt auch „Deutsche Künstler“ deren Sätze derart lang sind, dass 

man einfach nichts mehr verstehen kann.   

Kurze und knappe, prägnante Sätze sind da sehr hilfreich! Unter Anwälten ein 

geflügelter Vorwurf heißt nicht umsonst: „Herr Kollege, hatten Sie keine Zeit, sich 

kurz zu fassen.“   

 ZITIEREN Sie: Gerade im Falle von Fragen oder Zusatzfragen:   

Ihre Antwort ist nur die Hälfte Wert, wenn Sie nur die Richtige Antwort, aber 

keinen hierzu passenden Paragrafen nennen.   

Wenn die Frage lautet: „Was ist zur Übereignung eines Autos erforderlich?, heißt 

die Antwort: „Einigung und Übergabe gemäß § 929, 1 BGB.“ Nicht mehr aber auch 

nicht weniger!  

 Zitieren Sie RICHTIG: Nichts ärgert den Prüfer mehr, als Studierende, die nur 

Paragrafenziffern kennen, aber von Absätzen, Sätzen und Varianten oder 

Alternativen nichts gehört haben. 

 So viel wie nötig, so wenig wie möglich: Ja, ja. Noch so ein schwieriges Thema:  

„Der Prüfer möchte schließlich alles wissen, was ich so weiß, aber da schreib ich 

ja Jahre und komme nie mit der Zeit hin!“   

Ertappt? Keine Panik. Ging jedem so.   

Einfache Grundregel. So viel wie nötig, so wenig wie möglich.  

Der Prüfer hat Ihnen eine Frage gestellt. Er möchte selbstverständlich alles dazu 

wissen, was unbedingt zur Beantwortung dieser Frage erforderlich ist. ABER. 



 

Völlig unproblematische Dinge, die für die Beantwortung der Frage offensichtlich 

keine Rolle spielen bitte unbedingt weglassen.   

Was glauben Sie, wie unbefriedigend es ist, in einer Klausur, in deren Falltext es 

bereits heißt: A und B einigen sich über den Kauf einer Vase {…}, in jeder Dritten 

Lösung zu lesen. A und B müssen Sich geeinigt haben. Voraussetzung hierfür ist 

ein Angebot und eine Annahme. Angebot und Annahmen sind Willenserklärungen 

{…}, um dann doch zu lesen: A und B haben sich laut Sachverhalt geeinigt.   

Was soll das? Also: Fassen Sie Sich kurz. Was unproblematisch ist, kann auch nur 

festgestellt werden.   

 

Das gilt auch für das oben genannte Beispiel von Fragen:  

Oben bereits gesagt: Wenn die Frage lautet: „Was ist zur Übereignung eines Autos 

erforderlich?, heißt die Antwort: „Einigung und Übergabe gemäß § 929, 1 BGB.“ 

Der Prüfer will hier nicht lesen, ob die Einigung später erfolgen kann, ob die 

Übergabe durch Besitzkonstitut ersetzt werden kann und welche Farbe das Auto 

ggf. hatte.!!!  

 

HALTEN SIE DIESE REGEL EIN, KLAPPT‘S AUCH MIT DER ZEIT IN DER KLAUSUR!  

 

 Üben Sie Klausurenschreiben: Zeitprobleme entstehen nicht, weil Prüfer die 

Klausuren zu schwierig machen oder die Zeit verknappen, sondern deshalb, weil Sie 

nicht mit Ihrem Handwerkszeug umgehen können. Eine jede Klausur will sorgfältig 

vorbereitet sein, und zwar sowohl inhaltlich als auch innerhalb der Form. Dass das für 

den ein oder anderen schwierig ist, ist jedem Prüfer bekannt. Aber: Ihr Prüfer hat all 

das, was er von Ihnen verlangt, mehr oder weniger lange vor Ihnen auch gemacht. Er 

weiß sehr genau, was Sie gerade denken und welche Probleme Sie gerade haben.   

Wer aber genügend Übung in Klausuren hat, wird ruhiger und besonnener an die 

Sache herangehen und kann daher auch Fragen beantworten, die er noch nie zuvor 

gestellt bekommen hat.  

§§  33::  DDIIEE  SSYYSSTTEEMMAATTIIKK  DDEERR  AANNSSPPRRÜÜCCHHEE  

AA..  AALLLLGGEEMMEEIINNEESS    



 

Die Systematik der Ansprüche ergibt die für den Verfasser eines Gutachtens  
absolut zwingenden Aufbau und die Reihenfolge einer Prüfung. 

Hinweis: Die innerhalb des folgenden Teils aufgezeigten Ansprüche 
sind selbstverständlich nur Beispiele und schon deshalb nicht 
vollständig. Eine von den Studierenden immer wieder gewollte 
vollständige Auflistung aller möglichen Ansprüche des BGB existiert 
nicht und wäre im Übrigen ohnehin völlig unübersichtlich.  
Schon deshalb sollten Sie Ihr Augenmerk lieber darauf richten, die 
Systematik des Gesetzes zu erlernen. Ein Auswendiglernen von 
Ansprüchen birgt, wie jedes m.E. insoweit völlig sinnfreie 
Auswendiglernen immer die Gefahr, dass Sie just den Fall, den Sie – 
sei es in der Klausur oder auch in der Praxis – lösen müssen, mangels 
Übersicht nicht lösen können.  

II..  DDEERR  AANNSSPPRRUUCCHH  //  DDEEFFIINNIITTIIOONN  

Einen Anspruch zu haben bedeutet, das Recht zu haben, von einem Anderen ein Tun oder 

Unterlassen zu verlangen, § 194 BGB. § 194 enthält insoweit eine Legaldefinition (s.u.).  

Ihre Aufgabe in einer Klausur sowie die Aufgabe eines jeden 
Verfassers eines Gutachtens oder eines Urteils3 besteht darin, 
sämtliche in Betracht kommenden Ansprüche zu prüfen.  

Um Ansprüche prüfen zu können, ist es jedoch zunächst einmal wichtig, die sog. 

Anspruchsgrundlagen zu finden. Das Gesetz verwendet die Bezeichnung Anspruch nur 

selten.  

Häufiger kommt die Formulierung:  
 „… ist verpflichtet….“,  
 „kann … verlangen“ oder im Schadenersatzrecht  
 „hat den daraus entstehenden Schaden … zu ersetzen“.  

Diese Formulierungen lassen erkennen, dass der Schuldner der Leistung durch das Gesetz 

eine Leistungspflicht auferlegt. Wenn der eine eine Pflicht auflegt bekommt, kann der andere 

die Erfüllung dieser Pflicht verlangen.  

IIII..  LLEEGGAALLDDEEFFIINNIITTIIOONN((--EENN))    

Von Legaldefinition spricht man, dann, wenn das Gesetz selbst eine Definition aufstellt (s.o.). 

Dies geschieht regelmäßig dadurch, dass eine Definition gegeben wird und dann in 

                                                      
3
 und die Richter machen dies – auch wenn manch ein Studierender dies nicht glauben will – tatsächlich genau so.  



 

Klammern der Begriff hierfür genannt wird4.  

Dabei spielt gerade der in § 194 definierte Begriff des Anspruchs im Zivilrecht eine besondere 

Rolle.  

§§  119944  AABBSS..  11  BBGGBB  LLAAUUTTEETT  IINNSSOOWWEEIITT::    

DDAASS  RREECCHHTT,,  VVOONN  EEIINNEEMM  AANNDDEERREENN  EEIINN  TTUUNN  OODDEERR  UUNNTTEERRLLAASSSSEENN  ZZUU  VVEERRLLAANNGGEENN  

((AANNSSPPRRUUCCHH)),,  UUNNTTEERRLLIIEEGGTT  DDEERR  VVEERRJJÄÄHHRRUUNNGG..  

Allein durch die Lektüre des Gesetzestextes wird damit bereits klar, dass ein Anspruch immer 

nur auf der fordernden Seite steht. Hier sprechen wir vom Gläubiger eines Anspruchs. 

Demgegenüber steht auf der Gegenseite der Schuldner, der die Leistung zu erbringen (Tun) 

oder eine von ihm vorgenommene Handlung (zukünftig) nicht zu tun (Unterlassen) hat.  

Es ergibt sich folgendes Bild  

 

Diese Ansprüche können zunächst in die Kategorie der Vertraglichen und der gesetzlichen 

Ansprüche eingeteilt werden. Bei den Vertraglichen Ansprüchen ist dann noch danach zu 

unterscheiden, ob die Ansprüche aus Verträgen im engeren und aus Verträgen im weiteren 

Sinne stammen5. Die gesetzlichen Ansprüche bestehen aus den Sachenrechtlichen, den 

Deliktischen und den Bereicherungsrechtlichen Ansprüchen.  

Damit ist das oben begonnene Bild wie folgt zu vervollständigen:  

                                                      
4
 Eine nicht abschließende Anzahl von Beispielen sind: § 194 BGB - Anspruch, § 398 – Abtretung, § 925 – Auflassung, § 183 – 

Einwilligung, § 184 – Genehmigung, § 449 – Eigentumsvorbehalt, § 421 – Gesamtschuldner, § 428 – Gesamtgläubiger, § 868 
Mittelbarer Besitz, § 1204 – Pfandrecht, § 121 – unverzüglich, § 166 Vollmacht, § 273 Zurückbehaltungsrecht  
5
 hierzu später mehr.  

 



 

 

Die Einzelnen Ansprüche sind wiederum einzusortieren:  

Hinweis: Wenn im Folgenden einzelne Ansprüche oder 
Paragrafenketten auftauchen, dienen diese ausschließlich dazu, den 
Anspruchsaufbau zu verdeutlichen. Sie müssen nach der Lektüre des 
folgenden Teiles keineswegs sämtliche Ansprüche einschließlich 
derer Voraussetzungen beherrschen. Denn dies soll an anderer Stelle 
vertiefend dargestellt werden.  

BB..  DDIIEE  AANNSSPPRRUUCCHHSSSSYYSSTTEEMMAATTIIKK    

II..  VVEERRTTRRAAGGLLIICCHHEE  AANNSSPPRRÜÜCCHHEE  IIMM  EENNGGEERREENN  SSIINNNNEE  

Da wir uns im Bereich der vertraglichen Ansprüche bewegen, setzt ein jeder hier zu 

erörternder Anspruch zunächst eine vertragliche Vereinbarung zwischen den 

Vertragsparteien voraus. Es muss daher für vertragliche Ansprüche im engeren Sinne einen 

wirksamen Vertrag zwischen Gläubiger und Schuldner geben.  

In einer gutachterlichen Prüfung muss der Verfasser daher zunächst feststellen, ob der 

Vertrag im Augenblick der Inanspruchnahme durch den Gläubiger (noch) wirksam ist. 

Entsprechend darf der Vertrag nicht von Hause aus nichtig sein oder durch eine 

Rückwirkungsfiktion Nichtigkeit ex tunc6 fingiert7 werden.  

11..))  PPRRIIMMÄÄRRAANNSSPPRRÜÜCCHHEE    

Die sog. Primäransprüche sind auf die Einhaltung des Vertrags, also auf Erfüllung8 gerichtet.  

                                                      
6
 von Beginn an.  

7
 Bei einer Fiktion des Gesetzes handelt es sich um eine „gesetzliche Lüge“. Denn die im Gesetz angeordnete Wirkung tritt 

selbst dann ein, wenn der gegenteilige Sachverhalt bewiesen ist.  
8
 Der Begriff der Erfüllung findet sich grundsätzlich bei den Einwendungen. Insoweit ist der Begriff der Erfüllung in zweierlei 

Hinsicht verwendbar. Zunächst bezeichnet der Begriff der Erfüllung den Anspruch auf die vertraglich versprochene Leistung 
des anderen. Andererseits bezeichnet der Begriff der Erfüllung, dass nach tatsächlicher Erbringung der Leistung im Sinne 

 



 

Dabei ist die Art der Erfüllung allein durch den Vertragstypus vorgegeben.  

Beispiel: Zwischen den Vertragsparteien wird ein Kaufvertrag abgeschlossen: Der 
Verkäufer hat folglich Anspruch auf die Zahlung des Kaufpreises, § 433 Abs. 2 
BGB. Der Käufer hat Anspruch auf die Übereignung und Lieferung der 
gekauften Sache, § 433 Abs. 1 S. 1 BGB.  

22..))  SSEEKKUUNNDDÄÄRRAANNSSPPRRÜÜCCHHEE    

Sekundäransprüche entstehen erst im Falle der sog. Leistungsstörungen. Leistungsstörungen 

existieren in 4 Varianten:  

a) Ausschluss der Leistungspflicht (anfängliche oder nachträgliche Unmöglichkeit)  
b) Nichtleistung trotz Möglichkeit (Verzug) 
c) Lieferung einer mangelhaften Sache (Gewährleistung)  
d) Sonstige Pflichtverletzungen (insbes. Verletzung von Nebenpflichten) 

 
Sekundäransprüche sind immer auf Schadenersatz gerichtet. 

aa))  AAUUSSSSCCHHLLUUSSSS  DDEERR  LLEEIISSTTUUNNGGSSPPFFLLIICCHHTT  

aaaa))  AALLLLGGEEMMEEIINNEESS    

Der Anspruch auf die Leistung ist dann ausgeschlossen, wenn diese gemäß § 275 BGB 

unmöglich ist.  

UUNNMMÖÖGGLLIICCHHKKEEIITT  LLIIEEGGTT  DDAANNNN  VVOORR,,  WWEENNNN  DDEERR  SSCCHHUULLDDNNEERR  NNOOCCHH  NNIICCHHTT  GGEELLEEIISSTTEETT  HHAATT  

UUNNDD  AAUUCCHH  NNIICCHHTT  MMEEHHRR  LLEEIISSTTEENN  KKAANNNN  OODDEERR  MMUUSSSS..    

Für diese Unmöglichkeit können gemäß § 275 BGB mehrere Gründe existieren:  

((11))  OOBBJJEEKKTTIIVVEE  OODDEERR  SSUUBBJJEEKKTTIIVVEE  UUNNMMÖÖGGLLIICCHHKKEEIITT    

Die Leistung ist für jedermann oder auch nur für den Schuldner unmöglich, § 275 Abs. 1 BGB.  

((22))  UUNNMMÖÖGGLLIICCHHKKEEIITT  WWEEGGEENN  UUNNVVEERRTTRREETTBBAARREENN  AAUUFFWWAANNDDEESS    

Die Leistung kann auch dann verweigert werden, wenn der Aufwand für den Schuldner 

unverhältnismäßig wäre § 275 Abs. 2 BGB.  

((33))  UUNNMMÖÖGGLLIICCHHKKEEIITT  WWEEGGEENN  PPEERRSSÖÖNNLLIICCHHEERR  GGRRÜÜNNDDEE..    

Auch aus persönlichen Gründen darf der Schuldner seine vertraglich eigentlich geschuldete 

Leistung verweigern. Dies allerdings nur dann, wenn sie unzumutbar ist, § 275 Abs. 3 BGB.  

((44))  SSCCHHAADDEENNEERRSSAATTZZ  NNUURR  BBEEII  „„VVEERRTTRREETTEENNMMÜÜSSSSEENN““..    

                                                                                                                                                                      
der §§ 362 Abs. 1 BGB der Anspruch untergegangen, also erloschen ist. 



 

Da Schadenersatz immer nur dann geschuldet wird, wenn der Schuldner etwas falsch 

gemacht9 hat, ist Voraussetzung einer jeden Haftung immer auch, dass der Schuldner das 

eingetretene Leistungshindernis auch zu vertreten hat.  

Hinweis: Das so viel berühmte Verschulden ist nur ein Unterfall des 
Vertretenmüssens. Da der Verfasser eines Gutachtens oder eines 
Urteils sich an Tatbestandsmerkmale zu halten hat, heißt dies, dass er 
sich um Vertreten müssen zu kümmern hat und nicht ohne diesen 
Umweg zum Verschulden kommen kann.  

 

bbbb))  AANNFFÄÄNNGGLLIICCHHEERR  AAUUSSSSCCHHLLUUSSSS  DDEERR  LLEEIISSTTUUNNGGSSPPFFLLIICCHHTT,,  §§  331111  AA  IIII  BBGGBB    

Besteht der Grund für den Ausschluss der Leistungspflicht von vorneherein, bestimmen sich 

die Rechte des Gläubigers der Leistung nach den § 311 a II BGB.  

Beispiel: Der Autohändler A hat zwei Standorte. Auf den Bestand seiner Fahrzeuge 
kann er von beiden Standorten zugreifen. Unwissend, dass auf seinem 
anderen Standort gerade ein Großbrand wütet, verkauft A dem B einen sich 
dort befindenden Pkw. Dieser ist zum Zeitpunkt der Einigung zwischen A und 
B über den Kauf des Fahrzeugs jedoch bereits verbrannt.  

In § 311 a II BGB heißt es:  

„Der Gläubiger kann nach seiner Wahl Schadensersatz statt der 
Leistung oder Ersatz seiner Aufwendungen in dem in § 284 
bestimmten Umfang verlangen. Dies gilt nicht, wenn der Schuldner 
das Leistungshindernis bei Vertragsschluss nicht kannte und seine 
Unkenntnis auch nicht zu vertreten hat. § 281 Abs. 1 Satz 2 und 3 und 
Abs. 5 findet entsprechende Anwendung.“ 

 
Das Zubilligen von Ansprüchen bei anfänglicher Unmöglichkeit wird dabei durch § 311 a Abs. 

2 BGB ausdrücklich festgelegt:  

§ 311 a Abs. 2: Der Wirksamkeit eines Vertrags steht es nicht 
entgegen, dass der Schuldner nach § 275 Abs. 1 bis 3 nicht zu leisten 
braucht und das Leistungshindernis schon bei Vertragsschluss 
vorliegt. 

 
Dass dies keineswegs so selbstverständlich ist, versteht man indes nur dann, wenn man sich 

                                                      
9
 sog. Pflichtverletzung. 



 

die bis zur Schuldrechtsreform geltende Regelung des § 306 BGB a.F.10 vor Augen hält11. 

Denn hiernach konnte keinerlei Anspruch auf eine Leistung bestehen. Nach dem 

neuen/geltenden Recht bleibt das Schuldverhältnis indes ausdrücklich erhalten. Der Grund 

wird verständlich, wenn man sich die einzelnen Voraussetzungen des § 311 a II BGB ansieht:  

Voraussetzungen des § 311 a II BGB 
1. Wirksamer Vertrag 
2. Anfänglicher Ausschluss der Leistungspflicht durch  

a. § 275 I Tatsächliche oder rechtliche Unmöglichkeit  
b. § 275 II praktische Unmöglichkeit wegen Unzumutbarkeit der Leistung 
c. § 275 III persönlicher Unmöglichkeit wegen Unzumutbarkeit aus 

persönlichen Gründen.   
3. Vertretenmüssen (wird nach § 311a II 2 BGB widerlegbar vermutet).  

Durch diesen Schadenersatzanspruch wird derjenige Gläubiger vor Nachteilen geschützt, der 

ein für ihn günstiges Geschäft abgeschlossen hat. Denn dieser Gläubiger kann den 

vollständigen Wert und damit auch eine etwaige Differenz zwischen Kaufpreis und 

tatsächlichem Wert erlangen.  

cccc))  NNAACCHHTTRRÄÄGGLLIICCHH  EEIINNTTRREETTEENNDDEERR  AAUUSSSSCCHHLLUUSSSS  DDEERR  LLEEIISSTTUUNNGGSSPPFFLLIICCHHTT..    

Bei nachträglich eintretendem Ausschluss der Leistungspflicht konnte der Schuldner bei 

Vertragsschluss die Leistung zwar noch erbringen. Nach Vertragsschluss sind jedoch 

Umstände eingetreten, die die eigentlich vom Schuldner auch gewollte Leistung im Sinne des 

§ 275 BGB unmöglich werden lassen.  

Beispiel: Im vorgenannten Fall entsteht der Brand zwischen Abschluss des 
Kaufvertrags und vor Auslieferung des Fahrzeugs.  

In diesem Falle bestimmen sich die Rechte nach den §§ 280 I, III; 283 BGB.  

ACHTUNG!! § 280 BGB ist DIE Kernvorschrift des 
Schadenersatzrechts. Überall dort, wo Schadenersatzansprüche in 
Betracht kommen, wird § 280 Abs. 1 BGB daher eine Rolle spielen. 

 
§§  228800  BBGGBB  LLAAUUTTEETT::  §§  228800  --  SSCCHHAADDEENNSSEERRSSAATTZZ  WWEEGGEENN  PPFFLLIICCHHTTVVEERRLLEETTZZUUNNGG    

((11))  VVEERRLLEETTZZTT  DDEERR  SSCCHHUULLDDNNEERR  EEIINNEE  PPFFLLIICCHHTT  AAUUSS  DDEEMM  SSCCHHUULLDDVVEERRHHÄÄLLTTNNIISS,,  SSOO  KKAANNNN  DDEERR  

GGLLÄÄUUBBIIGGEERR  EERRSSAATTZZ  DDEESS  HHIIEERRDDUURRCCHH  EENNTTSSTTEEHHEENNDDEENN  SSCCHHAADDEENNSS  VVEERRLLAANNGGEENN..  DDIIEESS  GGIILLTT  

NNIICCHHTT,,  WWEENNNN  DDEERR  SSCCHHUULLDDNNEERR  DDIIEE  PPFFLLIICCHHTTVVEERRLLEETTZZUUNNGG  NNIICCHHTT  ZZUU  VVEERRTTRREETTEENN  HHAATT..    

((22))  SSCCHHAADDEENNSSEERRSSAATTZZ  WWEEGGEENN  VVEERRZZÖÖGGEERRUUNNGG  DDEERR  LLEEIISSTTUUNNGG  KKAANNNN  DDEERR  GGLLÄÄUUBBIIGGEERR  NNUURR  

                                                      
10

 a.F. steht für: „Alte Fassung“. 
11

 § 306 BGB a.F. lautete insoweit: Ein auf eine unmögliche Leistung gerichteter Vertrag ist nichtig. 



 

UUNNTTEERR  DDEERR  ZZUUSSÄÄTTZZLLIICCHHEENN  VVOORRAAUUSSSSEETTZZUUNNGG  DDEESS  §§  228866  VVEERRLLAANNGGEENN..    

((33))  SSCCHHAADDEENNSSEERRSSAATTZZ  SSTTAATTTT  DDEERR  LLEEIISSTTUUNNGG  KKAANNNN  DDEERR  GGLLÄÄUUBBIIGGEERR  NNUURR  UUNNTTEERR  DDEENN  

ZZUUSSÄÄTTZZLLIICCHHEENN  VVOORRAAUUSSSSEETTZZUUNNGGEENN  DDEESS  §§  228811,,  DDEESS  §§  228822  OODDEERR  DDEESS  §§  228833  VVEERRLLAANNGGEENN..  

 
Für den hier problematisierten Fall der nachträglichen Unmöglichkeit ergibt sich daher 

folgendes Prüfungsschema:  

Voraussetzungen der §§ 280 I, III; 283 BGB 
1. Vertragliches oder gesetzliches Schuldverhältnis 
2. Leistungspflicht des Schuldners 
3. Fälliger und einredefreier Anspruch des Gläubigers  
4. Nachträglicher Ausschluss der Leistungspflicht durch  

a. § 275 I Tatsächliche oder rechtliche Unmöglichkeit  
b. § 275 II praktische Unmöglichkeit wegen Unzumutbarkeit der Leistung 
c. § 275 III persönlicher Unmöglichkeit wegen Unzumutbarkeit aus 

persönlichen Gründen.  
5. Vertretenmüssen (wird nach § 280 I 2 BGB widerlegbar vermutet). 

bb))  NNIICCHHTTLLEEIISSTTUUNNGG  TTRROOTTZZ  MMÖÖGGLLIICCHHKKEEIITT  ((„„DDEERR  VVEERRZZUUGG““))    

Im Gegensatz zur Unmöglichkeit ist bei Verzug des Schuldners trotz eingetretener Fälligkeit 

der Leistung eine Leistung noch nicht erfolgt aber noch möglich12.  

VVEERRZZUUGG  LLIIEEGGTT  DDAAHHEERR  DDAANNNN  VVOORR,,  WWEENNNN  DDEERR  SSCCHHUULLDDNNEERR  NNOOCCHH  NNIICCHHTT  GGEELLEEIISSTTEETT  HHAATT,,  

AABBEERR  NNOOCCHH  LLEEIISSTTEENN  KKAANNNN..    

Nun hat der Gläubiger der Leistung zwei Möglichkeiten. er kann entweder den reinen wegen 

der späteren Leistung eingetretenen Schaden ersetzt verlangen (sog. Verzögerungsschaden). 

Er kann aber auch die Leistungsgewährung durch den Schuldner ablehnen und 

Schadenersatz statt der Leistung verlangen.  

aaaa))  VVEERRZZÖÖGGEERRUUNNGGSSSSCCHHAADDEENN  

Bei Forderung des reinen Verzögerungsschadens müssen folgende Voraussetzungen 

vorliegen:  

Voraussetzungen der §§ 280 I, II; 286 BGB 
1. Vertragliches oder gesetzliches Schuldverhältnis 
2. Leistungspflicht des Schuldners 
3. Leistung ist noch nicht erbracht, kann aber noch erbracht werden13 
4. Fälliger und einredefreier Anspruch des Gläubigers14  
5. Mahnung oder Entbehrlichkeit der Mahnung gemäß § 286  

                                                      
12

 Klar, denn sonst läge ja Unmöglichkeit vor.  
13

 Es darf keine Unmöglichkeit eingetreten sein!!! 
14

 Sind Einwendungen oder Einreden vorhanden, kann kein Verzug eintreten (s.u.). 



 

6. Vertretenmüssen (wird auch hier gemäß § 286 IV widerlegbar vermutet) 

bbbb))  SSCCHHAADDEENNEERRSSAATTZZ  SSTTAATTTT  DDEERR  LLEEIISSTTUUNNGG    

Bei Forderung eines umfassenden Schadens statt der Leistung sind folgende 

Voraussetzungen zu prüfen:  

Voraussetzungen der §§ 280 I, II; 286 BGB 
1. Vertragliches oder gesetzliches Schuldverhältnis 
2. Leistungspflicht des Schuldners 
3. Leistung ist noch nicht erbracht, kann aber noch erbracht werden15 
4. Fälliger und einredefreier Anspruch des Gläubigers16  
5. Pflichtverletzung des Schuldners durch  

a) Nichtleistung trotz Möglichkeit der Leistung  ODER 
b) Nicht vertragsgemäße Leistung  

6. Erfolgloser Ablauf einer angemessenen Nachfrist(außer in den Fällen der §§ 281 
II, III, 440 und 636) 

7. Vertretenmüssen des Schuldners (wird nach § 280 I 2 widerlegbar vermutet) 

cc))  SSCCHHLLEECCHHTTLLEEIISSTTUUNNGG  //  GGEEWWÄÄHHRRLLEEIISSTTUUNNGGSSAANNSSPPRRÜÜCCHHEE    

Im Gegensatz zur Unmöglichkeit und zum Verzug hat der Schuldner jetzt geleistet, aber nicht 

so wie er sollte.  

SSCCHHLLEECCHHTTLLEEIISSTTUUNNGG  LLIIEEGGTT  DDAAHHEERR  DDAANNNN  VVOORR,,  WWEENNNN  DDEERR  SSCCHHUULLDDNNEERR  GGEELLEEIISSTTEETT  HHAATT,,  

AABBEERR  SSEEIINNEE  LLEEIISSTTUUNNGG  MMAANNGGEELLHHAAFFTT  WWAARR..    

aaaa))  AALLLLGGEEMMEEIINNEESS    

Jeder Mangel führt daher dem Grunde nach zu Schadenersatzansprüchen, die durch die 

spezielleren Vorschriften des Gewährleistungsrechts des jeweiligen Vertragstypus ergänzt 

werden. Ansonsten gelten die allgemeinen Regelungen.  

Daher wird bei einer Schlechtleistung im Rahmen eines Dienstvertrags, § 611, eine 

Pflichtverletzung dieses Dienstvertrags (s. unter: Andere Pflichtverletzungen – Seite: 16) 

vorliegen.  

Hinweis: Der Verfasser muss immer prüfen, ob speziellere 
Regelungen vorliegen. Diese gehen immer den allgemeinen 
Regelungen vor!!! 

Besondere und am häufigsten in den Klausuren geforderte Regelungen finden sich im Kauf- 

und Werkvertragsrecht. Daher soll auf diese hier besonders eingegangen werden.  

                                                      
15

 Es darf keine Unmöglichkeit eingetreten sein!!! 
16

 Sind Einwendungen oder Einreden vorhanden, kann kein Verzug eintreten (s.u.). 



 

bbbb))  KKAAUUFFRREECCHHTT  

Nach dem Schuldrechtsmodernisierungsgesetz ist der Verkäufer verpflichtet, dem Käufer 

eine mangelfreie Sache zu liefern, § 433 I 2 BGB. Im Kaufrecht bestehen daher grundsätzlich 

folgende Ansprüche:  

(1) Nacherfüllung, §§ 437 Nr. 1, 439 
(2) Rücktritt, §§ 437 Nr. 2, 440, 323 I, 326 V, 346 ff.  
(3) Minderung, §§ 437 Nr. 2, 441 
(4) Schadenersatz wegen anfänglicher Unmöglichkeit der Mängelbeseitigung, §§ 437 

Nr. 3, 440, 311a II 
(5) Schadenersatz wegen nachträglicher Unmöglichkeit der Mängelbeseitigung, §§ 437 

Nr. 3, 440, 280 I, III, 283 
(6) Schadenersatz wegen Mangelschäden17, §§ 437 Nr. 3, 440, 280 I, III, 281 
(7) Schadenersatz wegen Mangelfolgeschäden18, §§ 437 Nr. 3, 440, 280 I 

 

cccc))  WWEERRKKVVEERRTTRRAAGGSSRREECCHHTT  

Der Werkunternehmer muss dem Besteller die Sache frei von Mängeln herstellen, 633 I BGB. 

Im Werkvertragsrecht bestehen sehr ähnliche Ansprüche:  

(1) Nacherfüllung, §§ 634 Nr. 1, 635 
(2) Selbstvornahme19, §§ 634 Nr. 2, 637 
(3) Rücktritt, §§ 634 Nr. 3, 636, 323 I, 326 V, 346 ff.  
(4) Minderung, §§ 634 Nr. 3, 638 
(5) Schadenersatz wegen anfänglicher Unmöglichkeit der Mängelbeseitigung, §§ 634 

Nr. 4, 636, 311a II 
(6) Schadenersatz wegen nachträglicher Unmöglichkeit der Mängelbeseitigung, §§ 634 

Nr. 4, 636, 280 I, III, 283 
(7) Schadenersatz wegen Mangelschäden20, §§ 634 Nr. 4, 636, 280 I, III, 281 
(8) Schadenersatz wegen Mangelfolgeschäden21, §§ 634 Nr. 4, 636, 280 I 

 

dd))  AANNDDEERREE  PPFFLLIICCHHTTVVEERRLLEETTZZUUNNGGEENN    

Sind Schäden wegen einer anderweitigen Pflichtverletzung, bspw. einer Verletzung einer 

Nebenpflicht, entstanden, so kann der Gläubiger zwischen einem Schadenersatz neben dem 

bestehenden Erfüllungsanspruch (sog. kleiner Schadenersatzanspruch) oder dem 

Schadenersatz statt der Leistung (sog. großer Schadenersatzanspruch) wählen.  

Dabei gilt indes die Einschränkung, dass Schadenersatz statt der Leistung nur dann verlangt 

                                                      
17

 Schäden an der Kaufsache selbst. 
18

 Schäden an Sachen außerhalb der Kaufsache, wobei die Schäden umittelbar oder mittelbar auf dem Mangel der 
Kaufsache beruhen.  
19

 Einschließlich des Ersatzes der erforderlichen Aufwendungen  
20

 Schäden an der Kaufsache selbst. 
21

 Schäden an Sachen außerhalb der Kaufsache, wobei die Schäden umittelbar oder mittelbar auf dem Mangel der 
Kaufsache beruhen.  



 

werden kann, wenn der Pflichtverletzung derartig schwerwiegend war, dass dem Gläubiger 

ein Festhalten am Vertrag nicht mehr zugemutet werden kann.  

aaaa))  SSCCHHAADDEENNEERRSSAATTZZ  NNEEBBEENN  DDEERR  LLEEIISSTTUUNNGG    

Der Schadenersatz neben der Leistung (kleiner Schadenersatzanspruch) wird wie 

nachfolgend beschrieben geprüft:  

Voraussetzungen des § 280 I BGB 
1. Schuldverhältnis 

a) vorvertraglich, § 311 II  
b) vertraglich,  
c) gesetzlich 

2.  Pflichtverletzung durch Verletzung von  
a) Sorgfaltspflichten 
b) Aufklärungspflichten 
c)  Nebenpflichten  

3.  Vertretenmüssen (§ 280 I 2)  
4.  Schaden 
5.  Kausalität zwischen Pflichtverletzung und Schaden  

bbbb))  SSCCHHAADDEENNEERRSSAATTZZ  SSTTAATTTT  DDEERR  LLEEIISSTTUUNNGG  

Beim großen Schadenersatz (Schadenersatz statt der Leistung) ergibt sich folgende Prüfung:  

Voraussetzungen der §§ 280 I, III; 282 BGB 
1. Vertragliches oder gesetzliches Schuldverhältnis 
2. Verletzung einer (Neben-)Pflicht 
3. Vertretenmüssen gemäß § 280 I 2,  
4. Unzumutbarkeit an dem Schuldverhältnis festgehalten zu werden.  

33..))  TTEERRTTIIÄÄRRAANNSSPPRRÜÜCCHHEE  

Es gibt zwei Formen von Tertiäransprüchen. Dabei handelt es sich um Ansprüche, die dem 

Gläubiger einen Anspruch auf Abtretung oder Abschöpfung des durch einen anderen 

Anspruch erlangten einräumen.  

Derer Ansprüche gibt es zweierlei, nämlich §§ 255 und 285 I BGB.  

Da es sich bei diesen Ansprüchen indes nicht um Schadenersatzansprüche handelt, ist ein 

Vertretenmüssen des Schuldners nicht erforderlich.  

aa))  §§  225555    

§§  225555  AABBTTRREETTUUNNGG  DDEERR  EERRSSAATTZZAANNSSPPRRÜÜCCHHEE    

WWEERR  FFÜÜRR  DDEENN  VVEERRLLUUSSTT  EEIINNEERR  SSAACCHHEE  OODDEERR  EEIINNEESS  RREECCHHTTSS  SSCCHHAADDEENNSSEERRSSAATTZZ  ZZUU  LLEEIISSTTEENN  

HHAATT,,  IISSTT  ZZUUMM  EERRSSAATTZZ  NNUURR  GGEEGGEENN  AABBTTRREETTUUNNGG  DDEERR  AANNSSPPRRÜÜCCHHEE  VVEERRPPFFLLIICCHHTTEETT,,  DDIIEE  DDEEMM  



 

EERRSSAATTZZBBEERREECCHHTTIIGGTTEENN  AAUUFF  GGRRUUNNDD  DDEESS  EEIIGGEENNTTUUMMSS  AANN  DDEERR  SSAACCHHEE  OODDEERR  AAUUFF  GGRRUUNNDD  DDEESS  

RREECCHHTTSS  GGEEGGEENN  DDRRIITTTTEE  ZZUUSSTTEEHHEENN..  

§ 255 BGB beschreibt damit also einen Fall, in dem der (vormalige) Schuldner Schadenersatz 

zu leisten hatte. Er darf jedoch von dem (vormaligen) Gläubiger verlangen, dass dieser im 

etwaige Ansprüche gegen Dritte abtritt. Denn es kann ja nicht sein, dass der (vormalige) 

Gläubiger sowohl vom Schuldner Schadenersatz verlangen kann und gleichzeitig von dem 

Dritten eine Leistung erhält. Dies hätte nämlich zur Konsequenz, dass der (vormalige) 

Gläubiger durch das von dem Schuldner zu vertretende Ereignis mehr erhalten würde, als er 

vor dem Ereignis hatte.  

bb))  §§  228855  II    

§§  228855  HHEERRAAUUSSGGAABBEE  DDEESS  EERRSSAATTZZEESS    

((11))  EERRLLAANNGGTT  DDEERR  SSCCHHUULLDDNNEERR  IINNFFOOLLGGEE  DDEESS  UUMMSSTTAANNDDSS,,  AAUUFF  GGRRUUNNDD  DDEESSSSEENN  EERR  DDIIEE  

LLEEIISSTTUUNNGG  NNAACCHH  §§  227755  AABBSS..  11  BBIISS  33  NNIICCHHTT  ZZUU  EERRBBRRIINNGGEENN  BBRRAAUUCCHHTT,,  FFÜÜRR  DDEENN  

GGEESSCCHHUULLDDEETTEENN  GGEEGGEENNSSTTAANNDD  EEIINNEENN  EERRSSAATTZZ  OODDEERR  EEIINNEENN  EERRSSAATTZZAANNSSPPRRUUCCHH,,  SSOO  KKAANNNN  

DDEERR  GGLLÄÄUUBBIIGGEERR  HHEERRAAUUSSGGAABBEE  DDEESS  AALLSS  EERRSSAATTZZ  EEMMPPFFAANNGGEENNEENN  OODDEERR  AABBTTRREETTUUNNGG  DDEESS  

EERRSSAATTZZAANNSSPPRRUUCCHHSS  VVEERRLLAANNGGEENN..    

((22))  KKAANNNN  DDEERR  GGLLÄÄUUBBIIGGEERR  SSTTAATTTT  DDEERR  LLEEIISSTTUUNNGG  SSCCHHAADDEENNSSEERRSSAATTZZ  VVEERRLLAANNGGEENN,,  SSOO  

MMIINNDDEERRTT  SSIICCHH  DDIIEESSEERR,,  WWEENNNN  EERR  VVOONN  DDEEMM  IINN  AABBSSAATTZZ  11  BBEESSTTIIMMMMTTEENN  RREECCHHTT  GGEEBBRRAAUUCCHH  

MMAACCHHTT,,  UUMM  DDEENN  WWEERRTT  DDEESS  EERRLLAANNGGTTEENN  EERRSSAATTZZEESS  OODDEERR  EERRSSAATTZZAANNSSPPRRUUCCHHSS..  

§ 285 I beschreibt eigentlich den umgekehrten Fall. Hier erhält der Schuldner einen Vorteil 

dadurch, dass er aufgrund eingetretener Unmöglichkeit22 eine eigentlich geschuldete 

Leistung nicht mehr erbringen muss.  

Hier stünde der zur Leistung verpflichtete Schuldner plötzlich besser, als wenn die 

Unmöglichkeit nicht eingetreten wäre. 

Beispiel: V verkauft dem K ein teilkaskoversichertes Auto. Nach Abschluss des 
Kaufvertrags und Bezahlung des Kaufpreises durch K aber noch vor 
Übereignung23 des Wagens wird dieser durch einen unbekannten Dritten in 
Brand gesetzt und hierdurch völlig zerstört.   
In diesem Falle braucht V nicht zu liefern, weil gemäß § 275 Abs. 1 BGB 
Unmöglichkeit der Leistung eingetreten ist. – Niemand kann diesen Wagen mehr 
übereignen – V braucht aber auch keinen Schadenersatz zu leisten, denn er 
braucht sich das Verhalten des Dritten nicht zurechnen zu lassen. ER hat den 
Schaden nicht zu vertreten. Andererseits erhält V nun die Versicherungssumme, 
die dem Wert des Wagens entspricht. Da der Wagen dem K noch nicht übereignet 
war, V diese Übereignung indes schuldete, muss V dem K jetzt die 
Versicherungssumme auszahlen.  

                                                      
22

 siehe: 1. Abschnitt: § 3: B. I. 2.) a) , Seite 7. 
23

 Gemäß § 929, 1 BGB erfolgt die Übereignung des Pkw durch (gesonderte) Einigung und Übergabe.  

http://dejure.org/gesetze/BGB/275.html


 

IIII..  QQUUAASSIIVVEERRTTRRAAGGLLIICCHHEE  AANNSSPPRRÜÜCCHHEE  ==  VVEERRTTRRAAGGLLIICCHHEE  AANNSSPPRRÜÜCCHHEE  IIMM  WWEEIITTEERREENN  SSIINNNNEE    

Bei quasivertraglichen Ansprüchen oder auch vertragliche Ansprüche im weiteren Sinne, 

existiert kein Vertrag. Ansonsten wäre die Prüfung innerhalb der Vertraglichen Ansprüche 

(s.o.) vorzunehmen gewesen.  

Dabei ist es egal, ob überhaupt noch kein Vertrag existiert, die Vertragsparteien sich aber 

bereits in Verhandlungen befunden haben (sog. culpa in contrahendo) ob aus der Natur der 

Sache kein Vertrag bestanden hat (vgl. Geschäftsführung ohne Auftrag), oder sich aus 

veranlasstem Vertrauen eine Haftung ergeben kann (z.B. nach Anfechtung oder 

Unwirksamkeit einer Vollmacht).  

11..))  VVEERRLLEETTZZUUNNGG  VVEERRTTRRAAGGLLIICCHHEERR  PPFFLLIICCHHTTEENN  §§§§  331111  AA  IIII,,  224411  IIII,,  228800  II  11  BBGGBB  --  DDIIEE  CC..II..CC..    

Bereits die frühere Rechtsprechung hatte allgemein anerkannt, dass vertragliche 

Schutzpflichten gegenüber dem Vertragspartner bereits dann bestehen, wenn noch gar kein 

Vertrag geschlossen wurde, und zwar auch dann, wenn es später gar nicht zu einem 

Vertragsschluss kommen würde. Wegen der fehlenden Regelung hierüber wurde der 

Anspruch aus dem Rechtgrundsatz einer „culpa in contrahendo“ – kurz c.i.c. die Ihre Stütze in 

verschiedensten Paragrafen in analoger Anwendung fand.  

Wesentlicher Grund für den Wunsch, auch aus vertraglichen Ansprüchen gegen den 

(potentiellen) Vertragspartner vorzugehen, ist die Tatsache, dass im Vertragsrecht der 

Partner gemäß § 278 BGB für das Verschulden Dritter so haftet, als hätte er die 

Pflichtverletzung selbst begangen. Besteht indes „nur“ eine Haftung aus deliktischen 

Ansprüchen kommt bei Verhalten eines Dritten nur der Anspruch aus § 831 BGB in Betracht. 

Bei diesem Anspruch kann sich der Inanspruchgenommene jedoch damit exkulpieren24, dass 

er darlegt und beweist, dass ihn kein Verschulden trifft.  

Die Haftung besteht unter folgenden Voraussetzungen:  

Voraussetzungen des § 311 a II, 241 II, 280 I 1 BGB 
1. Vorvertragliches Schuldverhältnis im Sinne des § 311 a II durch  

a)  Aufnahme von Vertragsverhandlungen   oder 
b) Anbahnung eines geschäftlichen Kontakts  oder  
c) Dauernde Geschäftsbeziehung25 

                                                      
24

 entschuldigen, und damit der Haftung entziehen.  
25

 Bei einer dauerhaften oder zumindest schon längeren Geschäftsbeziehung entstehen wegen des intensiveren Kennens 
des Vertragspartners besondere Vertrauensverhältnisse, die auch eine über die übliche Sorgfalt hinausgehende 
Schutzpflicht begründen können.  



 

2. Pflichtverletzung durch Verletzung von  
a) Sorgfaltspflichten26  
b) Aufklärungspflichten27  
c) Schuldhaft verursachter Nichtigkeit des Vertrags28  
d) unbegründetem Abbruch von Vertragsverhandlungen29  

3.  Vertretenmüssen (wird nach § 280 I 2 BGB widerlegbar vermutet) für  
a)  eigenes Verschulden, § 276 I BGB  
b) fremdes Verschulden, § 278 BGB 

22..))  GGEESSCCHHÄÄFFTTSSFFÜÜHHRRUUNNGG  OOHHNNEE  AAUUFFTTRRAAGG  ((GGOOAA)),,  §§§§  666677  FFFF    

Von Geschäftsführung ohne Auftrag spricht man, wenn ein Geschäftsführer30 in einer 

fremden Angelegenheit ohne dazu vertraglich31 oder gesetzlich32 verpflichtet zu sein tätig 

wird. Hier haben beide Parteien ein berechtigtes Interesse daran zu wissen, wer gegen wen 

welche Ansprüche geltend machen kann.  

So will bspw. der den Wohnungsbrand löschende Nachbar seine bei dem Löschversuch 

beschädigte Kleidung ersetzt haben.  

Insgesamt sind vier Fallkonstellationen denkbar:  

aa))  EECCHHTTEE,,  BBEERREECCHHTTIIGGTTEE  GGOOAA    

Bei der echten berechtigten GoA führt der Geschäftsführer ein fremdes Geschäft für den 

Geschäftsherrn und dieser ist – im Nachhinein – auch mit der Übernahme einverstanden.  

aaaa))  AANNSSPPRRÜÜCCHHEE  DDEESS  GGEESSCCHHÄÄFFTTSSHHEERRRRNN  GGEEGGEENN  DDEENN  GGEESSCCHHÄÄFFTTSSFFÜÜHHRREERR  

Auch hier wird wieder zwischen Primäransprüchen (gerichtet auf Erfüllung) und 

Sekundäransprüchen (gerichtet auf Schadenersatz) unterschieden.  

                                                      
26

 Beispiel: Salatblattfall. Durch das pflichtwidrige Nichtwegräumen eines auf den Boden gefallenen Salatblattes, rutscht 
eine Kundin auf dem rutschigen Boden aus und bricht sich ein Bein. Hier muss der Inhaber des Geschäfts den der Kundin 
entstandenen Schaden ersetzten.  
27

 Grundsätzlich ist jeder für sich selbst verantwortlich und muss seinem Gegenüber nicht jedes Detail offenbaren. So muss 
der private Verkäufer eines Autos dieses nicht vorher durch einen Sachverständigen begutachten lassen, um dem Käufer 
sämtliche – verborgenen – Mängel des Wagens zu offenbaren. Andererseits darf er schwerwiegende bekannte Mängel, 
insbesondere jedoch Unfallschäden bzw. die Tatsache, dass es überhaupt einen Unfall gegeben hat, nicht verschweigen. 
Denn bei diesen Geschehnissen handelt es sich um so gravierende Wertbildende Faktoren, dass ein Käufer ein berechtigtes 
Interesse an der Offenbarung auch ohne Nachfrage hiernach hat.  
28

 Es handelt sich um einen ganz extremen Ausnahmefall, der an anderer Stelle zu vertiefen ist.  
29

 Grundsätzlich darf jeder, schwebende Vertragsverhandlungen jederzeit – auch ohne besondere Begründung – abbrechen. 
Indes kann ein übermäßig großes Signal an den anderen, er könne sich schon darauf verlassen, dass man sich vertragseinig 
werde, diesen dazu veranlassen, Investitionen zu tätigen. Solche, indes nur angemessene, kann er ersetzt verlangen, wenn 
es zu einem unbegründeten Abbruch von Vertragsverhandlungen kommt.  
30

 Dieser Geschäftsführer hat nichts mit einem Geschäftsführer einer Firma zu tun. Die Begriffsgleichheit dürfen Sie niemals 
verwechseln! 
31

 dann wäre es ein Auftrag im Sinne des §§ 662 ff. 
32

 Beispiel Eltern für ihr Kind. 



 

((11))  PPRRIIMMÄÄRRAANNSSPPRRÜÜCCHHEE    

(a) Befolgen von Weisungen, §§ 681, 2; 665  
(b) Auskunft/Rechenschaft, §§ 681, 2; 666  
(c) Herausgabepflicht des Erlangten, §§ 681, 2; 667 

 

((22))  SSEEKKUUNNDDÄÄRRAANNSSPPRRÜÜCCHHEE    

(a) (Unmöglichkeit) – Schadenersatz bei Unmöglichkeit, § 280 I, III, 28333 
(b) (Verzug) – Ersatz des Verzögerungsschadens, § 280 I, II, 286 
(c) (Gewährleistung) – Schadenersatz wegen schlechter Ausführung, §§ 280 I, 677 

 

bbbb))  AANNSSPPRRÜÜCCHHEE  DDEESS  GGEESSCCHHÄÄFFTTSSFFÜÜHHRREERR  GGEEGGEENN  DDEENN  GGEESSCCHHÄÄFFTTSSHHEERRRRNN  

Der Geschäftsführer hat gegen den Geschäftsherrn nur einen Anspruch auf Erstattung der – 

berechtigterweise – getätigten Aufwendungen, §§ 683, 670.  

bb))  EECCHHTTEE,,  UUNNBBEERREECCHHTTIIGGTTEE  GGOOAA    

Von einer echten unberechtigten GoA spricht man dann, wenn der Geschäftsführer ein 

fremdes Geschäft führt, der Geschäftsherr jedoch damit nicht einverstanden ist.  

In einem solchen Falle beschränken sich die Ansprüche, wegen der fehlenden Genehmigung 

auf zwei Möglichkeiten, da anders als im Falle der echten berechtigten GoA sämtliche 

Primäransprüche mangels Genehmigung der GoA ausscheiden.  

aa) Schadenersatz des Geschäftsherrn gegen den Geschäftsführer, §§ 67834 
bb) Ansprüche des Geschäftsführers gegen den Geschäftsherrn auf Herausgabe des 

durch die unerwünschte Geschäftsführung erlangten, §§ 684, 135; 818 ff. 
 

cc))  UUNNEECCHHTTEE,,  UUNNEERRKKAANNNNTTEE  GGOOAA,,  §§  668877  II    

In den Fällen des § 687 I handelt es sich eigentlich gar nicht um einen Fall der GoA. Denn der 

Geschäftsführer führt ein Geschäft als eigenes, merkt aber gar nicht, dass es sich nicht um 

sein eigenes Geschäft handelt. Er geht also davon aus, dass er etwas für sich selbst tut.  

§§  668877  --  UUNNEECCHHTTEE  GGEESSCCHHÄÄFFTTSSFFÜÜHHRRUUNNGG  

((11))  DDIIEE  VVOORRSSCCHHRRIIFFTTEENN  DDEERR  §§§§  667777  BBIISS  668866  FFIINNDDEENN  KKEEIINNEE  AANNWWEENNDDUUNNGG,,  WWEENNNN  JJEEMMAANNDD  

                                                      
33

 Hier könnte man auch einfach nur auf die allgemeinen Regelungen zu Pflichtverletzung und Verzug verweisen. Der 
Vollständigkeit halber sollen hier aber weiter dargestellt werden.  
34

 § 678 Geschäftsführung gegen den Willen des Geschäftsherrn 
Steht die Übernahme der Geschäftsführung mit dem wirklichen oder dem mutmaßlichen Willen des Geschäftsherrn in 
Widerspruch und musste der Geschäftsführer dies erkennen, so ist er dem Geschäftsherrn zum Ersatz des aus der 
Geschäftsführung entstehenden Schadens auch dann verpflichtet, wenn ihm ein sonstiges Verschulden nicht zur Last fällt. 
35

 § 684 - Herausgabe der Bereicherung 
1
Liegen die Voraussetzungen des § 683 nicht vor, so ist der Geschäftsherr verpflichtet, dem Geschäftsführer alles, was er 

durch die Geschäftsführung erlangt, nach den Vorschriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 
herauszugeben. 

2
Genehmigt der Geschäftsherr die Geschäftsführung, so steht dem Geschäftsführer der in § 683 bestimmte 

Anspruch zu. 

http://dejure.org/gesetze/BGB/677.html
http://dejure.org/gesetze/BGB/686.html


 

EEIINN  FFRREEMMDDEESS  GGEESSCCHHÄÄFFTT  IINN  DDEERR  MMEEIINNUUNNGG  BBEESSOORRGGTT,,  DDAASSSS  EESS  SSEEIINN  EEIIGGEENNEESS  SSEEII..  

((22))  BBEEHHAANNDDEELLTT  JJEEMMAANNDD  EEIINN  FFRREEMMDDEESS  GGEESSCCHHÄÄFFTT  AALLSS  SSEEIINN  EEIIGGEENNEESS,,  OOBBWWOOHHLL  EERR  WWEEIIßß,,  
DDAASSSS  EERR  NNIICCHHTT  DDAAZZUU  BBEERREECCHHTTIIGGTT  IISSTT,,  SSOO  KKAANNNN  DDEERR  GGEESSCCHHÄÄFFTTSSHHEERRRR  DDIIEE  SSIICCHH  AAUUSS  DDEENN  

§§§§  667777,,  667788,,  668811,,  668822  EERRGGEEBBEENNDDEENN  AANNSSPPRRÜÜCCHHEE  GGEELLTTEENNDD  MMAACCHHEENN..  MMAACCHHTT  EERR  SSIIEE  

GGEELLTTEENNDD,,  SSOO  IISSTT  EERR  DDEEMM  GGEESSCCHHÄÄFFTTSSFFÜÜHHRREERR  NNAACCHH  §§  668844  SSAATTZZ  11  VVEERRPPFFLLIICCHHTTEETT..  

 

dd))  UUNNEECCHHTTEE,,  BBEEWWUUSSSSTTEE  GGOOAA  //  GGEESSCCHHÄÄFFTTSSAANNMMAAßßUUNNGG,,  §§  668877  IIII  

Der extremste Fall ist natürlich derjenige des § 687 Abs. 2. Hier setzt sich der Geschäftsführer 

bewusst und gewollt über die bestehende Rechtslage hinweg.  

Daher wird dem Geschäftsherrn ein Wahlrecht gewährt. Er kann sich entscheiden, ob er die 

Geschäftsführung genehmigt, wird der Fall zu einer echten berechtigten GoA weshalb dem 

Geschäftsherrn alle dort erwähnten Ansprüche zustehen36.  

Verweigert er die Genehmigung stehen ihm folgende Ansprüche zu:  

aaaa))  AANNSSPPRRÜÜCCHHEE  DDEESS  GGEESSCCHHÄÄFFTTSSHHEERRRRNN  GGEEGGEENN  DDEENN  GGEESSCCHHÄÄFFTTSSFFÜÜHHRREERR  

(1) Schadenersatz, §§ 687 II 1; 678. 
(2) Herausgabe des durch die unerwünschte Geschäftsführung Erlangten, §§ 687 II 1, 

681, 2; 667  
 

bbbb))  AANNSSPPRRÜÜCCHHEE  DDEESS  GGEESSCCHHÄÄFFTTSSFFÜÜHHRREERR  GGEEGGEENN  DDEENN  GGEESSCCHHÄÄFFTTSSHHEERRRRNN    

Diese Ansprüche können denknotwendig nur bestehen, wenn der Geschäftsherr gegen den 

Geschäftsführer den oben unter bb) beschriebenen Anspruch auf Herausgabe des Erlangten 

geltend gemacht hat.  

In diesem Falle hat der Geschäftsführer Anspruch auf Aufwendungsersatz hinsichtlich der 

dem Geschäftsherrn durch die angemaßte Geschäftsführung ersparten Aufwendungen, 

§§ 687 II 2, 684, 1; 818 ff. 

33..))  HHAAFFTTUUNNGG  FFÜÜRR  VVEERRAANNLLAASSSSTTEESS  VVEERRTTRRAAUUEENN    

Die Haftung auf veranlasstes Vertrauen richtet sich auf das sog. negative Interesse. Wer eine 

Willenserklärung abgegeben hat und diese über den Weg der Anfechtung beseitigt oder 

einfach diese Willenserklärung nicht abgeben durfte, haftet darauf, dass der andere so 

gestellt wird, als hätte er von der Willenserklärung niemals etwas gehört. Der andere darf 

aber nicht besser gestellt werden, als er stünde, wenn der Vertrag erfüllt worden wäre.  

Diese Haftung existiert nur in zwei Formen:  

                                                      
36

 siehe oben unter: a) Echte, berechtigte GoA; Seite 17. 

http://dejure.org/gesetze/BGB/677.html
http://dejure.org/gesetze/BGB/678.html
http://dejure.org/gesetze/BGB/681.html
http://dejure.org/gesetze/BGB/682.html
http://dejure.org/gesetze/BGB/684.html


 

a) Nichtigkeit in Folge einer Anfechtung37 oder ohne den erforderlichen Ernst38, § 122 
b) Unwirksamkeit wegen fehlender Vertretungsmacht, § 179 II39  

 

IIIIII..  DDIINNGGLLIICCHHEE  //  SSAACCHHEENNRREECCHHTTLLIICCHHEE  AANNSSPPRRÜÜCCHHEE  

Dingliche Ansprüche sichern das dem Inhaber des dinglichen Rechts bestehende Recht. Der 

Rechtsinhaber kann sich gegen jeden, der sein Recht beeinträchtigt zur Wehr setzen.  

Da es sich bei den dinglichen Ansprüchen im Wesentlichen um absolute Rechte handelt, 

setzen sie i.d.R. kein Verschulden voraus.  

Des weiteren können dingliche Ansprüche nicht von dem Recht selbst getrennt werden.  

Dingliche Ansprüche bestehen – wie die vertraglichen Ansprüche auch – in den drei Formen 

der Primäransprüche, Sekundäransprüche und Tertiäransprüche.  

11..))  PPRRIIMMÄÄRRAANNSSPPRRÜÜCCHHEE    

aa))  HHEERRAAUUSSGGAABBEEAANNSSPPRRÜÜCCHHEE  

Herausgabeansprüche werden in petitorische und possesorische Ansprüche unterteilt. Dabei 

schützt der possesorische Anspruch nur den Besitz. Bei einer Störung des Besitzes wird „nur“ 

derjenige Zustand wiederhergestellt, der vor der Störung des Besitzes bestand. Im Gegensatz 

dazu sind petitorische Ansprüche von dem Besitz unabhängig, so dass hier insbesondere der 

Besitz herausverlangt werden kann.  

aaaa))  PPEETTIITTOORRIISSCCHHEE  AANNSSPPRRÜÜCCHHEE    

(1) Herausgabeanspruch des Eigentümers gegen den Besitzer, § 98540/41  
(2) Herausgabeanspruch gegen den früheren, unrechtmäßigen Besitzer, § 1007 I, II 
(3) Herausgabeanspruch des Nießbrauchers42 gegen den unrechtmäßiger Besitzer, 

                                                      
37

 Die Wirkung der Anfechtung geht dahin, dass die angefochtene Erklärung von Anfang an als nichtig erachtet wird, § 142 
BGB.  
38

 Gemäß 118 ist eine sog. Scherzerklärung nichtig.  
39

 Das gilt aber nur dann, wenn der Erklärende den Mangel der Vertretungsmacht nicht gekannt hat. Ansonsten haftet er 
gemäß § 179 I voll auf Schadenersatz.  
40

 § 985 Herausgabeanspruch: Der Eigentümer kann von dem Besitzer die Herausgabe der Sache verlangen.  
41

 § 985 begründet den Beginn eines sogenannten Eigentümer-Besitzer-Verhältnisses, kurz EBV. Durch dieses EBV werden 
sämtliche Rechte zwischen Eigentümer und Besitzer einer Sache geregelt. Neben dem hier im Rahmen der Primäransprüche 
erörterten Herausgabeansprüche, spielt das EBV eine maßgebliche Rolle im Bereich der Sekundäransprüche. Denn 
insbesondere der unrechtmäßige Besitzer schuldet nicht nur Schadenersatz, sondern ist auch zur Herausgabe von 
Nutzungen verpflichtet. Dagegen muss der Eigentümer dem Besitzer der Sache ggf. Verwendungsersatz leisten, wenn der 
Besitzer Kosten der Sache vorgelegt hat. Hierzu aber später mehr.  
42

 Nießbrauch ist ein Recht an einer Sache. Durch den Nießbrauch kann der Berechtigte die Nutzungen aus der Sache 
ziehen, obgleich er nicht Eigentümer der Sache ist. Er kommt häufig im Bereich der Immobilien vor. Hier wird aus zumeist 
steuerrechtlichen Gründen eine Immobilie an die Kinder zu Lebzeiten übertragen. Damit die Kinder die Eltern jedoch nicht 
aus dem Haus werfen können, wird das Haus mit einem Nießbrauch dergestalt belastet, dass die Eltern ein vollumfängliches 
Nutzungsrecht eingeräumt wird. Dann können die Eltern das Haus sogar vermieten und die Mieteinnahmen behalten, 
obwohl sie nicht mehr Eigentümer des Hauses sind.  



 

§§ 1065, 98543 
(4) Herausgabeanspruch des Pfandgläubigers gegen den unrechtmäßigen Besitzer44, 

§§ 1227, 985 
(5) Herausgabeanspruch des Erben gegen den Erbschaftsbesitzer, § 2018 

 

bbbb))  PPOOSSSSSSEESSOORRIISSCCHHEE  AANNSSPPRRÜÜCCHHEE    

Sie existieren nur in Falle der verbotenen Eigenmacht, § 861.  

Derjenige, ggf. auch der Eigentümer, der dem Besitzer den Besitz unerlaubt entzieht, kann 

durch § 861 BGB auf Wiedereinräumung des Besitzes in Anspruch genommen werden.  

bb))  UUNNTTEERRLLAASSSSUUNNGGSS  UUNNDD  BBEESSEEIITTIIGGUUNNGGSSAANNSSPPRRÜÜCCHHEE    

Hier kann nur zwischen endgültigen und vorläufigen Ansprüchen unterschieden werden.  

Die Ansprüche sind vielfältigster Natur, so dass hier nur einige wenige aufgeführt werden 

sollen.  

Dabei richtet sich der Anspruch auf Beseitigung in die Vergangenheit und der Anspruch auf 

Unterlassung in die Zukunft.  

Ein Beispiel hierfür ist die Beeinträchtigung des Namensrechts gemäß § 12 BGB:  

§§  1122  --  NNAAMMEENNSSRREECCHHTT  
11WWIIRRDD  DDAASS  RREECCHHTT  ZZUUMM  GGEEBBRRAAUUCCHH  EEIINNEESS  NNAAMMEENNSS  DDEEMM  BBEERREECCHHTTIIGGTTEENN  VVOONN  EEIINNEEMM  

AANNDDEERREENN  BBEESSTTRRIITTTTEENN  OODDEERR  WWIIRRDD  DDAASS  IINNTTEERREESSSSEE  DDEESS  BBEERREECCHHTTIIGGTTEENN  DDAADDUURRCCHH  VVEERRLLEETTZZTT,,  

DDAASSSS  EEIINN  AANNDDEERREERR  UUNNBBEEFFUUGGTT  DDEENN  GGLLEEIICCHHEENN  NNAAMMEENN  GGEEBBRRAAUUCCHHTT,,  SSOO  KKAANNNN  DDEERR  

BBEERREECCHHTTIIGGTTEE  VVOONN  DDEEMM  AANNDDEERREENN  BBEESSEEIITTIIGGUUNNGG  DDEERR  BBEEEEIINNTTRRÄÄCCHHTTIIGGUUNNGG  VVEERRLLAANNGGEENN..  
22SSIINNDD  WWEEIITTEERREE  BBEEEEIINNTTRRÄÄCCHHTTIIGGUUNNGGEENN  ZZUU  BBEESSOORRGGEENN,,  SSOO  KKAANNNN  EERR  AAUUFF  UUNNTTEERRLLAASSSSUUNNGG  

KKLLAAGGEENN..  

In Satz ein wird die Beseitigung der Beeinträchtigung festgeschrieben. In Satz 2 wird in die 

Zukunft gesehen.  

Der wohl berühmteste Anspruch dürfte sich aus § 1004 BGB ergeben. Hiernach kann der 

Eigentümer jede Störung seines Eigentums verhindern.  

cc))  DDUULLDDUUNNGG  DDEERR  ZZWWAANNGGSSVVOOLLLLSSTTRREECCKKUUNNGG  

Die Duldung der Zwangsvollstreckung ist der sachenrechtliche Anspruch im Bereich des 

Hypotheken bzw. Grundschuldsrechts, hier §§ 1147 ggf. i.V.m. § 1192 und im Bereich des 

Pfandrechts, § 1228.  

                                                      
43

 Der Verweis auf das Eigentumsrecht stellt den Nießbraucher insoweit dem Eigentümer gleich.  
44

 s. Fußnote 40. 



 

Durch den Anspruch auf Duldung der Zwangsvollstreckung wird die Belastung des dinglichen 

Gegenstandes in Erfüllung der Forderung „umgewandelt“. Denn nach der erfolgten 

Zwangsvollstreckung in das Grundstück bzw. die bewegliche Sache erfolgt die Auskehr des 

Erlöses an den Gläubiger bis zur Befriedigung seiner bestehenden Forderung.  

dd))  MMIITTWWIIRRKKUUNNGG    

Da die Mitwirkung des Schuldners erforderlich, damit der rechtmäßige Zustand hergestellt 

wird, ordnet § 888 BGB im Falle einer eingetragenen Vormerkung45 an, dass es eine 

Zustimmungspflicht zur Eintragung oder Löschung des Rechts existiert. 

ee))  BBEERRIICCHHTTIIGGUUNNGG..    

Ähnlich verhält es sich auch im Falle des Berichtigungsanspruchs gemäß § 894. Ist das 

Grundbuch unrichtig46, besteht seitens des tatsächlich Berechtigten ein Anspruch auf 

Zustimmung zur Korrektur des Grundbuchs gegen denjenigen, der dort fälschlicherweise als 

Inhaber des Rechts eingetragen ist.  

22..))  SSEEKKUUNNDDÄÄRRAANNSSPPRRÜÜCCHHEE    

Sekundäransprüche sind dem Primäranspruch folgende, Ansprüche. Sie existieren in Form 

von Schadenersatz, Herausgabe von Nutzungen und Verwendungsersatz.  

aa))  SSCCHHAADDEENNEERRSSAATTZZ  

aa) Schuldhafte Beschädigung der Sache nach Rechtshängigkeit, § 98947 
bb) Schuldhafte Beschädigung durch den bösgläubigen Besitzer, §§ 989, 990 I48  
cc) Haftung für Verzug des bösgläubigen und verklagten Besitzer, §§ 990 II49; 280 I, II; 286  

 

bb))  NNUUTTZZUUNNGGEENN    

aa) Herausgabe der Nutzungen50, §§ 987; 990 
bb) Herausgabe der gezogenen Nutzungen bei Unentgeltlichkeit des Erwerbs, §§ 98851, 
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 Eine Vormerkung, §§ 883 ff., ist eine im Grundbuch eingetragene Ankündigung, dass in naher Zukunft eine 
Rechtsänderung eintritt. Da die Eintragung einer Rechtsänderung in das Grundbuch zumeist eine längere Zeit in Anspruch 
nimmt, der zukünftige Berechtigte jedoch – schon wegen des erheblichen Werts des Grundstücks – eine Sicherheit haben 
möchte, dass kein anderer außer ihm in das Grundbuch eingetragen wird, kann er sich die zukünftige Rechtsänderung 
vormerken lassen. Die Eintragung der Vormerkung erfolgt in aller Regel binnen weniger Tage.  
46

 Achtung: Es heißt tatsächlich unrichtig und nicht etwa falsch, obwohl das inhaltlich wohl dasselbe ist. Aber gewöhnen Sie 
Sich bitte an die Verwendung der juristischen Ausdrucksweise.  
47

 § 989 Schadenersatz nach Rechtshängigkeit: Der Besitzer ist von dem Eintritt der Rechtshängigkeit an dem Eigentümer 
für den Schaden verantwortlich, der dadurch entsteht, dass infolge seines Verschuldens die Sache verschlechtert wird, 
untergeht oder aus einem anderen Grunde von ihm nicht herausgegeben werden kann. 
48

 § 990 Abs. 1:  War der Besitzer bei dem Erwerb des Besitzes nicht in gutem Glauben, so haftet er dem Eigentümer von 
der Zeit des Erwerbs an nach den §§ 987, 989. Erfährt der Besitzer später, dass er zum Besitz nicht berechtigt ist, so haftet 
er in gleicher Weise von der Erlangung der Kenntnis an. 
49

 § 990 Abs. 2: Eine weitergehende Haftung des Besitzers wegen Verzugs bleibt unberührt. 
50

 und zwar der tatsächlich gezogenen, § 987 Abs. 1, aber auch der schuldhaft nicht gezogenen, § 987 Abs. 2 . 
51

 Derjenige dem eine Sache „geschenkt“ wurde, ist nicht so schützenswert, wie derjenige der die Sache bezahlt hat. 



 

818 
cc) Herausgabe der Nutzungen im Falle eines Erbschaftsbesitzers, § 202052 

 

cc))  VVEERRWWEENNDDUUNNGGSSEERRSSAATTZZ    

Bei dem Verwendungsersatz sind Ansprüche des Besitzers gegen den Eigentümer betroffen. 

So kann der Besitzer diejenigen notwendigen Verwendungen durch den Eigentümer erstattet 

verlangen, die er im Vertrauen auf den Besitz der Sache getätigt hat. Im Einzelnen sind 

folgende Ansprüche betroffen:  

aa) Notwendige Verwendungen des gutgläubigen, nicht verklagten Besitzers, 994 I 1 
bb) Nützliche53 Verwendungen des gutgläubigen nicht verklagten Besitzers, § 996  
cc) Notwendige Verwendungen des verklagten oder bösgläubigen Besitzers, § 994 II  
dd) Alle Verwendungen des gutgläubigen, nicht verklagten Erbschaftsbesitzers, § 2022 I, II 

 

33..))  TTEERRTTIIÄÄRRAANNSSPPRRÜÜCCHHEE  

Es gibt nur einen Tertiäranspruch. Dieser entsteht dann, wenn das Gesetz einen 

Eigentumsübergang unabhängig von dem Willen der Parteien anordnet. Dies ist in den Fällen 

von Verbindung mit einem Grundstück54, oder einer beweglichen Sache55, Vermischung56 

oder Verarbeitung57 der Fall.  

Als Ausgleich für den Verlust des (Teil-)Eigentums ordnet § 951 den Ausgleich nach den 

Vorschriften der ungerechtfertigten Bereicherung an.  

IIVV..  DDEELLIIKKTTIISSCCHHEE  AANNSSPPRRÜÜCCHHEE  

Deliktische Ansprüche oder auch Ansprüche aus unerlaubter Handlung existieren in drei 

unterschiedlichen Formen.  

Bei der verschuldensunabhängigen Gefährdungshaftung, tritt unabhängig vom Zutun des 

Verantwortlichen eine Haftung dann ein, wenn von der in der Regel besonders gefährlichen 

Gefahrenquelle ein Schaden realisiert wird. Bei der Haftung für vermutetes, aber 

widerlegbares Verschulden wird dem Schuldner der Vorwurf gemacht, er habe nicht richtig 

                                                                                                                                                                      
Deshalb schuldet der „Beschenkte“ nach den Vorschriften einer ungerechtfertigten Bereicherung (s.u.). 
52

 § 2020: Der Erbschaftsbesitzer hat dem Erben die gezogenen Nutzungen herauszugeben; die Verpflichtung zur 
Herausgabe erstreckt sich auch auf Früchte, an denen er das Eigentum erworben hat 
53

 über die Notwendigkeit hinausgehende, aber für die Sache gute und über das Maß des angemessenen nicht 
hinausgehende Verwendungen.  
54

 § 946: Wird eine bewegliche Sache mit einem Grundstück dergestalt verbunden, dass sie wesentlicher Bestandteil des 
Grundstücks wird, so erstreckt sich das Eigentum an dem Grundstück auf diese Sache. 
55

 hier insbesondere § 947 II: Ist eine der Sachen als die Hauptsache anzusehen, so erwirbt ihr Eigentümer das 
Alleineigentum. 
56

 § 948. 
57

 § 950. 



 

aufgepasst und dadurch dem Geschädigten einen Schaden zugefügt. Allerdings billigt man 

dem Schuldner die Möglichkeit zu, seine Unschuld zu beweisen. Letztlich bleibt nur noch der 

Fall eines nachgewiesenen Verschuldens übrig, in dem der Nachweis eines Fehlverhaltens 

geführt werden muss.  

11..))  GGEEFFÄÄHHRRDDUUNNGGSSHHAAFFTTUUNNGG  

Mit einer einzigen Ausnahme (§ 833 Abs. 1 S. 1 BGB58) finden sich die entsprechenden 

Vorschriften sämtlich außerhalb des BGB.  

Beispiel: §§ 84 Arzneimittelgesetz59, 89 Wasserhaushaltsgesetz60, 32 
Gentechnikgesetz61 und 25 ff. AtG62, u.v.m.  

Wichtigste für Ihre tägliche Praxis eine Rolle spielende Beispiele sind aber:  

§ 7 Abs. 1 des Straßenverkehrsgesetzes (StVG):  

„„WWIIRRDD  BBEEII  DDEEMM  BBEETTRRIIEEBB  EEIINNEESS  KKRRAAFFTTFFAAHHRRZZEEUUGGSS  OODDEERR  EEIINNEESS  AANNHHÄÄNNGGEERRSS,,  DDEERR  DDAAZZUU  

BBEESSTTIIMMMMTT  IISSTT,,  VVOONN  EEIINNEEMM  KKRRAAFFTTFFAAHHRRZZEEUUGG  MMIITTGGEEFFÜÜHHRRTT  ZZUU  WWEERRDDEENN,,  EEIINN  MMEENNSSCCHH  

GGEETTÖÖTTEETT,,  DDEERR  KKÖÖRRPPEERR  OODDEERR  DDIIEE  GGEESSUUNNDDHHEEIITT  EEIINNEESS  MMEENNSSCCHHEENN  VVEERRLLEETTZZTT  OODDEERR  EEIINNEE  

SSAACCHHEE  BBEESSCCHHÄÄDDIIGGTT,,  SSOO  IISSTT  DDEERR  HHAALLTTEERR  VVEERRPPFFLLIICCHHTTEETT,,  DDEEMM  VVEERRLLEETTZZTTEENN  DDEENN  DDAARRAAUUSS  

EENNTTSSTTEEHHEENNDDEENN  SSCCHHAADDEENN  ZZUU  EERRSSEETTZZEENN““  

und  

§ 1 Abs. 1 S. 1 Produkthaftungsgesetz (ProdHaftG):  

„„WWIIRRDD  DDUURRCCHH  DDEENN  FFEEHHLLEERR  EEIINNEESS  PPRROODDUUKKTTSS  JJEEMMAANNDD  GGEETTÖÖTTEETT,,  SSEEIINN  KKÖÖRRPPEERR  OODDEERR  SSEEIINNEE  

GGEESSUUNNDDHHEEIITT  VVEERRLLEETTZZTT  OODDEERR  EEIINNEE  SSAACCHHEE  BBEESSCCHHÄÄDDIIGGTT,,  SSOO  IISSTT  DDEERR  HHEERRSSTTEELLLLEERR  DDEESS  

PPRROODDUUKKTTSS  VVEERRPPFFLLIICCHHTTEETT,,  DDEEMM  GGEESSCCHHÄÄDDIIGGTTEENN  DDEENN  DDAARRAAUUSS  EENNTTSSTTEEHHEENNDDEENN  SSCCHHAADDEENN  

ZZUU  EERRSSEETTZZEENN..““  
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 Luxustierhalterhaftung. 
59

 Wird infolge der Anwendung eines zum Gebrauch bei Menschen bestimmten Arzneimittels, das im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes an den Verbraucher abgegeben wurde und der Pflicht zur Zulassung unterliegt oder durch 
Rechtsverordnung von der Zulassung befreit worden ist, ein Mensch getötet oder der Körper oder die Gesundheit eines 
Menschen nicht unerheblich verletzt, so ist der pharmazeutische Unternehmer, der das Arzneimittel im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes in den Verkehr gebracht hat, verpflichtet, dem Verletzten den daraus entstandenen Schaden zu ersetzen. 
60

 Wer in ein Gewässer Stoffe einbringt oder einleitet oder wer in anderer Weise auf ein Gewässer einwirkt und dadurch die 
Wasserbeschaffenheit nachteilig verändert, ist zum Ersatz des daraus einem anderen entstehenden Schadens verpflichtet. 
61

 § 32 I: Wird infolge von Eigenschaften eines Organismus, die auf gentechnischen Arbeiten beruhen, jemand getötet, sein 
Körper oder seine Gesundheit verletzt oder eine Sache beschädigt, so ist der Betreiber verpflichtet, den daraus 
entstehenden Schaden zu ersetzen. 
62

 insbes. § 26 I: Wird in anderen als den in dem Pariser Übereinkommen in Verbindung mit den in § 25 Abs. 1 bis 4 
bezeichneten Fällen durch die Wirkung eines Kernspaltungsvorgangs oder der Strahlen eines radioaktiven Stoffes oder 
durch die von einer Anlage zur Erzeugung ionisierender Strahlen ausgehende Wirkung ionisierender Strahlen ein Mensch 
getötet oder der Körper oder die Gesundheit eines anderen verletzt oder eine Sache beschädigt, so ist der Besitzer des von 
der Kernspaltung betroffenen Stoffes, des radioaktiven Stoffes oder der Anlage zur Erzeugung ionisierender Strahlen 
verpflichtet, den daraus entstehenden Schaden nach den §§ 27 bis 30, 31 Abs. 3, § 32 Abs. 1, 4 und 5 und § 33 zu ersetzen. 



 

Dabei begründet § 7 I StVG die grundsätzliche Haftung63 des Halters(!) des Fahrzeugs für 

jeden bei Betrieb des Fahrzeugs verursachten Schaden und zwar egal ob er für die 

Schadensverursachung etwas konnte oder nicht. Gleiches gilt auch für den Hersteller oder 

den Importeur für fehlerhafte Produkte im Sinne des § 1 ProdHaftG.  

Die o.g. einzige Ausnahme befindet sich in § 833, 1 BGB und befasst sich mit Luxustieren. 

Hier tritt die Haftung unabhängig von der Frage einer Beaufsichtigung des Tieres ein.  

22..))  HHAAFFTTUUNNGG  FFÜÜRR  VVEERRMMUUTTEETTEESS,,  AABBEERR  WWIIDDEERRLLEEGGBBAARREESS  VVEERRSSCCHHUULLDDEENN..    

Beispiele für diese Art der Haftung finden sich in §§ 831 ff. BGB.  

So haftet der Geschäftsherr für die unerlaubte Handlung seines Verrichtungsgehilfen nach 

§ 831 BGB. ABER der Meister bzw. Geschäftsinhaber haftet nicht etwa für den Gesellen, 

sondern für sein eigenes Verschulden, den Gesellen nicht ordnungsgemäß ausgesucht 

und/oder überwacht zu haben. Voraussetzung ist aber, dass der Geselle einen, einen 

deliktischen Schadenersatzanspruch begründenden Fehler gemacht hat.  

Das Gleiche gilt für die Aufsichtspflicht von Eltern über ihre Kinder gemäß § 832. Auch hier 

haften die Eltern dafür, dass Sie ihre Kinder nicht genügend überwacht haben.  

Das berühmte Schild an jeder Baustelle: 
Betreten verboten. Eltern haften für Ihre Kinder. 

ist daher völliger Unsinn! Richtig müsste es heißen: 
„Eltern haften für die Verletzung ihrer Aufsichtspflicht!“ 

Eine sich außerhalb des BGB befindende Norm ist hier § 18 StVG. Hiernach haftet der Fahrer 

für sein vermutetes Verschulden. Auch er kann jedoch nachweisen, dass ihn ein Verschulden 

am Hergang des Verkehrsunfalles indes nicht trifft.  

33..))  HHAAFFTTUUNNGG  FFÜÜRR  NNAACCHHGGEEWWIIEESSEENNEESS  VVEERRSSCCHHUULLDDEENN  

Klassiker ist hier § 823 BGB. Hiernach haftet derjenige, der die in § 823 I BGB genannten 

Rechte bzw. Rechtsgüter oder im Falle § 823 II BGB ein Schutzgesetz verletzt.  

Erst recht darf ein anderer nicht vorsätzlich und in sittenwidriger Art und Weise geschädigt 

werden, § 826.  

VV..  BBEERREEIICCHHEERRUUNNGGSSRREECCHHTT  
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 Einzig im Falle von höherer Gewalt ist die Haftung ausgeschlossen, § 7 II StVG.  



 

11..))  AALLLLGGEEMMEEIINNEESS    

Bereicherungsrecht ist Abschöpfungsrecht. Das bedeutet, dass dasjenige Herausgegeben 

werden muss, das, ohne im Einklang mit der Rechtsordnung zu stehen, bei dem Schuldner 

des Anspruchs vorhanden ist. Dabei wird danach unterschieden ob etwas durch Leistung 

erlangt hat wurde.  

LLEEIISSTTUUNNGG  WWIIRRDD  DDEEFFIINNIIEERRTT  AALLSS  DDIIEE  BBEEWWUUSSSSTTEE  UUNNDD  ZZWWEECCKKGGEERRIICCHHTTEETTEE  MMEEHHRRUUNNGG  

FFRREEMMDDEENN  VVEERRMMÖÖGGEENNSS..    

Entsprechend ergibt sich zunächst die Einteilung in die beiden Kategorien.  

Leistungskondiktion  und  Nichtleistungskondiktion 

Schwierig ist das Auseinanderhalten der einzelnen sich in § 812 BGB versteckenden 

Möglichkeiten, weshalb diese hier vorweg dargestellt werden sollen:  

§§  881122  LLAAUUTTEETT::    
((11))  

11WWEERR  DDUURRCCHH  DDIIEE  LLEEIISSTTUUNNGG  EEIINNEESS  AANNDDEERREENN  OODDEERR  IINN  SSOONNSSTTIIGGEERR  WWEEIISSEE  AAUUFF  DDEESSSSEENN  

KKOOSSTTEENN  EETTWWAASS  OOHHNNEE  RREECCHHTTLLIICCHHEENN  GGRRUUNNDD  EERRLLAANNGGTT,,  IISSTT  IIHHMM  ZZUURR  HHEERRAAUUSSGGAABBEE  

VVEERRPPFFLLIICCHHTTEETT..    
22DDIIEESSEE  VVEERRPPFFLLIICCHHTTUUNNGG  BBEESSTTEEHHTT  AAUUCCHH  DDAANNNN,,  WWEENNNN  DDEERR  RREECCHHTTLLIICCHHEE  GGRRUUNNDD  SSPPÄÄTTEERR  

WWEEGGFFÄÄLLLLTT  OODDEERR  DDEERR  MMIITT  EEIINNEERR  LLEEIISSTTUUNNGG  NNAACCHH  DDEEMM  IINNHHAALLTT  DDEESS  RREECCHHTTSSGGEESSCCHHÄÄFFTTSS  

BBEEZZWWEECCKKTTEE  EERRFFOOLLGG  NNIICCHHTT  EEIINNTTRRIITTTT..  

((22))  AALLSS  LLEEIISSTTUUNNGG  GGIILLTT  AAUUCCHH  DDIIEE  DDUURRCCHH  VVEERRTTRRAAGG  EERRFFOOLLGGTTEE  AANNEERRKKEENNNNUUNNGG  DDEESS  

BBEESSTTEEHHEENNSS  OODDEERR  DDEESS  NNIICCHHTTBBEESSTTEEHHEENNSS  EEIINNEESS  SSCCHHUULLDDVVEERRHHÄÄLLTTNNIISSSSEESS..  

Damit ergeben sich vier Varianten:  

aa))  §§  881122  AABBSS..  11  SSAATTZZ  11,,  11..  AALLTTEERRNNAATTIIVVEE::  „„CCOONNDDIICCTTIIOO  IINNDDEEBBIITTII““::    

Die erste Variante des § 812 umfasst folgenden Fall:  

WWEERR  DDUURRCCHH  DDIIEE  LLEEIISSTTUUNNGG  EEIINNEESS  AANNDDEERREENN  {{……}}  EETTWWAASS  OOHHNNEE  RREECCHHTTLLIICCHHEENN  GGRRUUNNDD  

EERRLLAANNGGTT,,  IISSTT  IIHHMM  ZZUURR  HHEERRAAUUSSGGAABBEE  VVEERRPPFFLLIICCHHTTEETT..    

Klassischer Fall der Leistungskondiktion des § 812 I 1, 1. Alt. BGB ist damit der Fall der 

Anfechtung. Durch die Rückwirkungsfiktion des § 142 BGB ist das Grundgeschäft von Beginn 

an nichtig, weshalb – von vorneherein – die erbrachte Leistung ohne Rechtsgrund erbracht 

wurde64.  
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 Hier meint Palandt, § 812 Rz. 77 BGB, zwar, dass die condictio ob causam finitam besser passen würde, weil die 
Anfechtung – wie später im Bereich der Anfechtung auch zu diskutieren sein wird – nicht in allen Fällen vollständig 
zurückwirken könne (Arbeitsverhältnisse und Gesellschaftsverträge). Jedoch erscheint dies mir jedenfalls nicht ganz 
überzeugend. Zunächst ordnet das Gesetz die Rückwirkung unbedingt an. Dass die Rechtsprechung mit gutem Grund die 
o.g. Ausnahmen von der Rückwirkung entwickelt hat, steht der grundsätzlich geltenden Rückwirkungsfiktion jedoch nicht 
entgegen. Wenn Palandt Recht hätte, müsste er konsequenterweise danach differenzieren, ob ein Fall der Rückwirkung 
gemäß § 142 BGB oder ein Ausnahmefall vorliegt.  



 

Folgende Grafik soll dies veranschaulichen:  

 

bb))  §§  881122  AABBSS..  11  SSAATTZZ  22,,  11..  AALLTTEERRNNAATTIIVVEE::  „„CCOONNDDIICCTTIIOO  OOBB  CCAAUUSSAAMM  FFIINNIITTAAMM““  

22DDIIEESSEE  VVEERRPPFFLLIICCHHTTUUNNGG  BBEESSTTEEHHTT  AAUUCCHH  DDAANNNN
6655

  IISSTT  DDIIEESSEEMM,,  WWEENNNN  DDEERR  RREECCHHTTLLIICCHHEE  

GGRRUUNNDD  SSPPÄÄTTEERR  WWEEGGFFÄÄLLLLTT  {{……}}..  

Es handelt sich hier um die gleiche Art eines Anspruchs auf Leistungsrückgewähr. Allerdings 

ist hier der rechtliche Grund nachträglich weggefallen. 

Dies kann durch Eintritt einer auflösenden Bedingung im Sinne des § 158 Abs. 2 BGB, 

Willenserklärung (Rücktritt) oder vorzeitiger Beendigung eines jeden 

Dauerschuldverhältnisses, soweit hier nicht speziellere Regelungen Vorrang haben.  

Beispiele:  
 Bei Mietverträgen können im Voraus gezahlte Leistungen wie Miete, verlorenen 

Baukostenzuschüsse oder sonst erbrachte Leistungen bei vorzeitiger Auflösung 
des Mietverhältnisses zurückgefordert werden.  

 Auch der Widerruf einer Schenkung wird über die Vorschrift des § 812 I 2, 1. Alt  
 Auch in denjenigen Fällen, in denen eine Sicherungsvereinbarung nicht 

auflösend bedingt66 vereinbart wurde und das Darlehen vollständig 
zurückgezahlt ist, besteht der Anspruch auf Rückübereignung der zur Sicherheit 
übereigneten Sache aus § 812 I 2, 1. Alt.  

 Auch die Anfechtung der Ehelichkeit eines Kindes dann zu 
Bereicherungsansprüchen des Scheinvaters gegen das Kind führen.  

 u.v.m. 

cc))  §§  881122  II  22,,  22..  AALLTTEERRNNAATTIIVVEE::  „„CCOONNDDIICCTTIIOO  OOBB  RREEMM““//„„CCOONNDDIICCTTIIOO  CCAAUUSSAA  DDAATTAA  CCAAUUSSAA  NNOONN  SSEECCUUTTAA““  
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 Dieser Satz bedeutet: Wer durch die Leistung eines anderen, etwas ohne rechtlichen Grund erlangt ist, wenn der Grund 
für die Leistung später wegfällt, zur Herausgabe des erlangten Verpflichtet.  
66

 § 158 II 

Verkäufer Käufer 

§ 433 BGB- Kaufvertrag 

§ 929 BGB - Übereignung 

Wegen Anfechtung ist der 
Kaufvertrag von Anfang an nichtig, 
§ 142. 

Rückabwicklung der Übereignungen über 
§ 812 Abs. 1 S. 1, 1. Alt BGB 



 

22DDIIEESSEE  VVEERRPPFFLLIICCHHTTUUNNGG  BBEESSTTEEHHTT  AAUUCCHH  DDAANNNN,,  WWEENNNN  DDEERR  MMIITT  EEIINNEERR  LLEEIISSTTUUNNGG  NNAACCHH  DDEEMM  

IINNHHAALLTT  DDEESS  RREECCHHTTSSGGEESSCCHHÄÄFFTTSS  BBEEZZWWEECCKKTTEE  EERRFFOOLLGG  NNIICCHHTT  EEIINNTTRRIITTTT
6677..  

Beispiel: Der Vater eines Schuldners vereinbart mit dem Gläubiger, dass dieser die 
bereits begonnene Zwangsvollstreckung gegen den Sohn nicht fortsetzt, 
wenn er – der Vater – eine Teil-Zahlung an den Gläubiger vornimmt. Nach 
Erhalt der Zahlung ergreift der Gläubiger dennoch weitere 
Zwangsvollstreckungsmaßnahmen68. 

Hier geht es immer um Zwecke, die nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit der 

Hauptleistungspflicht des Vertrags stehen. Denn der Vertrag würde schließlich einen 

Rechtsgrund für die Leistung begründen.  

dd))  §§  881122  AABBSS..  11  SSAATTZZ  11,,  22..  AALLTTEERRNNAATTIIVVEE::    

WWEERR  {{……}}  IINN  SSOONNSSTTIIGGEERR  WWEEIISSEE  AAUUFF  DDEESSSSEENN  KKOOSSTTEENN  EETTWWAASS  OOHHNNEE  RREECCHHTTLLIICCHHEENN  GGRRUUNNDD  

EERRLLAANNGGTT,,  IISSTT  IIHHMM  ZZUURR  HHEERRAAUUSSGGAABBEE  VVEERRPPFFLLIICCHHTTEETT..    

In sonstiger Weise heißt, eben nicht durch Leistung. Es geht hier daher um 

Vermögensverschiebungen, die eine andere Ursache haben, als dass, durch irgendeine 

Person eine Leistungshandlung vorgenommen wurde.  

Ein Beispiel hierfür haben wir bereits innerhalb der dinglichen Ansprüche gesehen. Dort 

wurde unter den Tertiäransprüchen das Problem eines gesetzlichen Eigentumsübergangs im 

Falle von Verbindung, Vermischung und Verarbeitung angesprochen.  

Das soll an dieser Stelle erst einmal reichen.  

22..))  DDIIEE  EEIINNZZEELLNNEENN  AANNSSPPRRÜÜCCHHEE    

Insgesamt sind im Bereicherungsrecht insgesamt folgende Ansprüche möglich.  
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 Dieser Satz bedeutet damit: Wer durch die Leistung eines anderen, etwas ohne rechtlichen Grund erlangt, ist, wenn der 
mit der Leistung beabsichtigte Erfolg der Leistung nicht eintritt, zur Herausgabe verpflichtet. 
68

 Fall ähnlich der Entscheidung, OLG Hamm NJW 1971, 1810). 



 

 

Die Umsetzung im Gutachten 

Im Gutachten haben Sie jetzt den ersten Teil Ihrer Arbeit erreicht. Sie 
haben alle Tatbestandsmerkmale eines anspruchsbegründenden 
Tatbestandes geprüft.  
Gedanklich müssen Sie jetzt ihr erstes Zwischenergebnis ziehen.  
Schreiben können Sie das aber noch nicht, wie wir jetzt gleich 
feststellen werden.  

§§  44::  DDAASS  SSYYSSTTEEMM  DDEERR  EEIINNWWEENNDDUUNNGGEENN  UUNNDD  EEIINNRREEDDEENN  

Im vorangegangenen Abschnitt wurde die Anspruchsseite, also die Seite des die Leistung 

fordernden Gläubigers erörtert. Allerdings ist dies nur die halbe Wahrheit. Denn der 

Schuldner soll schließlich nicht schutzlos bleiben. Fordert der Gläubiger eine Leistung 

beispielsweise auch dann noch, wenn der Schuldner diese bereits erbracht hat, müsste der 

Schuldner diese erneut erbringen. Da ist es wohl eindeutig, dass dies nicht sein darf! 

Entsprechend existieren verschiedenste Verteidigungsmittel des Schuldners, die sogenannten 

Einwendungen und Einreden.  

AA..  EEIINNWWEENNDDUUNNGGEENN  

Einwendungen sind diejenigen Verteidigungsmittel des Schuldners die den Anspruch als 

solchen betreffen.  

Sie werden danach unterschieden, ob die entsprechende Einwendung das Entstehen des 
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Anspruchs verhindert, sog. rechtshindernde Einwendung oder ob der Anspruch zunächst 

entsteht und durch die Einwendung der Anspruch erlischt, sog. rechtsvernichtende 

Einwendung.  

II..  RREECCHHTTSSHHIINNDDEERRNNDDEE  EEIINNWWEENNDDUUNNGGEENN  

Wie bereits gesagt, sind rechthindernde Einwendungen solche, die das Entstehen eines 

Anspruchs von Beginn an vereiteln.  

Beispiele hierfür sind: 
 Geschäftsunfähigkeit, § 105 I  
 Geheimer Vorbehalt, § 116, 2 
 Scheingeschäft, § 117 
 Scherzerklärung, § 118 
 Formmängel, § 125 
 Gesetzliches Verbot, § 134 
 Sittenwidrigkeit, § 138 I 
 Wucher, § 138 II  
 Anfechtung, § 142 
 Kenntnis der Nichtschuld, § 814 
 u.vm. 

Rechtshindernde Einwendungen im Gesetzestext zu erkennen, ist relativ schwierig. Denn 

gerade im Falle der rechtshindernden Einwendungen beziehen sich die Formulierungen 

häufig nicht unmittelbar auf das Entstehen eines Anspruchs, sondern auf andere Tatsachen. 

Daher hilft einzig und allein nur LESEN des Gesetzestextes. Einzig die Anordnung des 

Gesetzes, eine Erklärung sei nichtig, bedeutet immer, dass eine rechtshindernde Einwendung 

vorliegt.  

Auf der anderen Seite bestätigt gerade § 814 BGB, dass eine rechtshindernde Einwendung 

auch völlig anders formuliert sein kann.  

Denn hier heißt es einfach nur, dass das Geleistete nicht zurückgefordert werden kann, wenn 

{…}. ABER: Aus dieser Formulierung ergibt sich, dass sie genau umgekehrt, wie der Anspruch 

formuliert ist und diesen damit inhaltlich von vorneherein ausschließt.  

So(!) jetzt haben Sie es geschafft,  
Sie dürfen – bzw. müssen –ihr erstes Zwischenergebnis ziehen, indem 
sie feststellen, dass der Anspruch zunächst einmal entstanden ist.  
Erinnern Sie Sich noch an den Beginn der Ausführungen? Dort hatten 
wir festgestellt, dass der gutachterliche Aufbau aus drei Teilen 
besteht:  



 

 Anspruch entstanden  
 Anspruch untergegangen (oder erloschen) 
 Anspruch durchsetzbar 
Hinter dem Punkt Anspruch entstanden können wir jetzt zunächst 
einmal einen Haken machen.  
Das Kernproblem ist aber für den geneigten Studierenden immer 
wieder die Frage:  
Wie schreibt man so etwas?  

Beispiel: Fliesenleger F soll dem Bauherren B ein Angebot über das Fliesen des 
kompletten Hauses einschließlich einer Verlegung von Fußbodenheizung machen.   
F verrechnet sich bei der Berechnung des Preises der Fliesen einschließlich 
Werklohn, weil er versehentlich in die falsche Spalte in seiner Tabelle über die 
Preise der Fliesen rutscht. Daher schreibt er in sein dem B zugeleitetes und von 
diesem angenommenes Angebot anstelle eines Quadratmeterpreises von 62,00 € 
einen Quadratmeterpreis von 26,00 €. B möchte Lieferung der Fliesen für 26,00 €. 
F ficht den Vertrag mit der Begründung der fehlerhaften Berechnung an.  

Lösung:  B könnte Anspruch auf Lieferung und Verlegen der Fliesen gegen F gemäß 
§ 631 I BGB zum Preis von 26,00 € / m² haben.  

 B und F haben sich über die Arbeiten zu einem Preis von 26,00 € / m² geeinigt69.  
 Fraglich ist jedoch, ob das Angebot des F nicht nach § 142 BGB als von Anfang 

an nichtig zu behandeln ist. Dies ist der Fall, wenn {…}  

Ob und wann das der Fall ist, werden wir später noch sehen.  
Wichtig ist jedoch, dass Sie eine Anfechtung auch dann prüfen 
müssen, wenn Sie meinen, dass die Anfechtung offensichtlich nicht 
greift. Denn der Sachverhalt bietet in jedem Falle genügend Anlass, 
eine Anfechtung auch nur in Erwägung zu ziehen.  

IIII..  RREECCHHTTSSVVEERRNNIICCHHTTEENNDDEE  EEIINNWWEENNDDUUNNGGEENN  

Anders als bei den rechtshindernden Einwendungen ist der Anspruch zunächst entstanden. 

Aufgrund eintretender Ereignisse (Beispielsweise Zahlung) oder Willenserklärungen 

(Beispielsweise Aufrechnung) des Schuldners untergegangen.  

Beispiele hierfür sind:  
 Unmöglichkeit der Leistung, § 275  
 Befreiung von der Gegenleistung aufgrund Unmöglichkeit der Leistung, § 32670 
 Rücktritt, § 346 
 Erfüllung, § 362 
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 Hier kann man selbstverständlich noch über Angebot und Annahme ein Wort mehr verlieren. Denn im Sachverhalt ist von 
angenommenem Angebot die Rede.  
Nach angenommenem Angebot liegt ein wirksamer Werkvertrag vor und der Anspruch auf Lieferung wäre zunächst 
entstanden. Der Entstehung des Angebots steht jedoch wegen § 142 BGB eine wirksame Anfechtung entgegen.  
70

 Diese Regelung ist das Gegenstück zur Regelung des § 275. Wenn die Leistung nicht erbracht werden muss, hat derjenige, 
der von der Leistungspflicht befreit ist, auch keinerlei Anspruch auf die Gegenleistung. Aber Vorsicht. Ausnahmen 
bestätigen die Regel! 



 

 Annahme an Erfüllungs statt71, § 364 I, II  
 Hinterlegung bei ausgeschlossener Rücknahme, §§ 372, 378 
 Aufrechnung, §§ 387, 389 
 Erlassvertrag bzw. negatives Schuldanerkenntnis, § 397 
 Entreicherung, § 818 III  
 u.v.m. 

Rechtshindernde Einwendungen im Gesetzestext zu erkennen, ist im Verhältnis zu den 

rechtshindernden Einwendungen wieder leichter.  

Im Gesetz ist dann immer davon die Rede, dass 

 ein Anspruch ausgeschlossen ist, (§ 275) 
 ein Anspruch entfällt, (§ 323) 
 oder das Schuldverhältnis erlischt, § 362 

 
Sie müssen insoweit sich gedanklich nur fragen, ob und inwieweit ein Anspruch vor 

Möglichkeit der Nutzung dieser Einwendung bereits vorhanden sein musste, damit diese 

Einwendung Sinn macht.  

So(!) wieder einen Punkt geschafft:  
Sie dürfen – bzw. müssen –ihr zweites Zwischenergebnis ziehen, 
indem sie feststellen, dass der Anspruch zwar entstanden ist, aber 
(nicht) untergegangen/erloschen.  
Hier wieder die Erinnerung:   
Wir festgestellt, dass der gutachterliche Aufbau aus drei Teilen 
besteht:  
 Anspruch entstanden  
 Anspruch untergegangen/erloschen 
 Anspruch durchsetzbar 
Auch hier: Wie schreibt man so etwas?  

 
Beispiel: V verkauft dem K einen Pkw. V möchte diesen vor Auslieferung an den K 

noch aufbereiten. K bezahlt den Kaufpreis noch vor Auslieferung. Das Auto wird 
von dem unbekannten Dritten einen Tag vor Auslieferungstermin zerstört.  

 K verlangt von V die Lieferung des Pkw. Zu Recht?  
Lösung:  K könnte gegen V Anspruch auf Lieferung und Übereignung des Pkw 

gemäß § 433 I 1 BGB haben.  
 Zwischen K und V bestand ein wirksamer Kaufvertrag, weshalb der Anspruch 
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 Das bedeutet, dass der Gläubiger eine andere Sache als die Vereinbarte als Erfüllung der Verbindlichkeit anerkennt. Das 
ist – entgegen weit verbreiteter Meinung – nicht bei Schecks der Fall. Dieser werden i.d.R. Erfüllungshalber angenommen. 
Würde eine Annahme an Erfüllungs statt erfolgen, würde die Schuld nämlich auch dann erlöschen, wenn der Scheck von der 
Bank mangels Deckung nicht eingelöst wird. Das will aber keiner.  



 

auf Lieferung zunächst entstanden ist.  
 Fraglich ist indes, ob der Anspruch wegen Unmöglichkeit der Lieferung aufgrund 

der Zerstörung des Pkw durch den Brand gemäß § 275 Abs. 1 BGB 
untergegangen ist.  

 {…}  
ZE: Der Anspruch ist entstanden, aber untergegangen. K kann von V nicht die 

Lieferung des Pkw verlangen.  

BB..  EEIINNRREEDDEENN    

Zuletzt sind die Einreden zu prüfen und damit zu klären ob der entstandene und nicht 

untergegangene Anspruch auch durchsetzbar ist.  

Hier ist zwischen den Peremptorischen72 (= dauerhaft wirkenden) und dilatorischen ( = nur 

vorübergehend oder zeitweise wirkenden) Einreden zu unterscheiden. Anders als die unter I. 

beschriebenen Einwendungen wirken sich Einreden nicht auf den Anspruch als solches aus.  

Denn die Einreden hindern nur die Durchsetzbarkeit des (bestehenden) Anspruchs.  

II..  DDIILLAATTOORRIISSCCHHEE  ((ZZEEIITTWWEEIISSEE))  WWIIRRKKEENNDDEE  EEIINNRREEDDEENN..    

Beispiele für nur vorübergehend wirkende Einreden sind:  
 Zurückbehaltungsrecht, § 273  
 Einrede des nichterfüllten Vertrags, § 320 
 Einreden des Bürgen gegen den Anspruch73, 768 
 Einrede der Anfechtbarkeit oder Aufrechenbarkeit74, 770 
 Einrede der Vorausklage75, 771 
 Zurückbehaltungsrecht des Besitzers76, 1000 
 u.v.m. 

IIII..  PPEERREEMMPPTTOORRIISSCCHHEE  ((DDAAUUEERRHHAAFFTT))  WWIIRRKKEENNDDEE  EEIINNRREEDDEENN  

Beispiele für nur vorübergehend wirkende Einreden sind:  
 Allgemeine Verjährung eines Anspruchs, § 21477 
 Verjährung von Mängelansprüchen im Kaufrecht, § 438 
 Verjährung von Rückgriffsansprüchen78 im Kaufrecht, § 479 

                                                      
72

 Als „Eselsbrücke kann man sich hier gut „permanent“ merken.  
73

 Der Bürge hat sämtliche Einreden, die dem Hauptschuldner auch zustehen. Unabhängig davon, ob dieser sie ebenfalls 
geltend macht.  
74

 Auch wenn der Hauptschuldner dies nicht tut, der Bürge kann seine Leistung mit der Begründung verweigern, das der 
Hauptschuld zugrunde liegende Rechtsgeschäft, sei anfechtbar oder der Gläubiger könne gegen eine Forderung des 
Hauptschuldners aufrechnen.  
75

 Sofern nicht vertraglich von vorneherein als „selbstschuldnerische Bürgschaft“ ausgestaltet, kann der Bürge vom 
Gläubiger erst verlangen, dass dieser gegen den Hauptschuldner einen Titel erwirkt und erfolglos(!) gegen den 
Hauptschuldner vollstreckt. Erst danach muss der Bürge unbedingt zahlen.  
76

 Hat der redliche Besitzer, Verwendungen auf die Sache getätigt und hat er deshalb aus dem EBV Ansprüche gegen den 
Eigentümer, so kann er die Herausgabe der Sache solange verweigern, bis dieser ihm die Verwendungen erstetzt.  
77

 214 I Wirkung der Verjährung: Nach Eintritt der Verjährung ist der Schuldner berechtigt, die Leistung zu verweigern 
78

 Rückgriffsansprüche sind diejenigen Ansprüche, die der Unternehmer gegen seinen Lieferanten deshalb geltend machen 
kann, weil er selbst für Gewährleistungsansprüche haften musste.  



 

 Verjährung im Werkvertragsrecht, § 634a 
 Einrede der Bereicherung, § 821 
 Verjährung von Herausgabeansprüchen bei unerlaubter Handlung, § 852 
 dolo agit (Rechtsinstitut aus dem Grundsatz von Treu und Glauben § 242 

entwickelt) 
 u.v.m. 

Für beide Arten der Einreden existiert die gleiche Art der Einleitung. 
Nämlich: „Der Anspruch könnte jedoch wegen der/des von X  
 - erhobenen Einrede der Verjährung79   
  - behaupten Zurückbehaltungsrechts  
 - u.v.m.   
nicht durchsetzbar sein.  
{…} 

 
Ist der Anspruch entstanden und nicht untergegangen und durchsetzbar, ist die Prüfung zu 

Gunsten des Gläubigers, anderenfalls zu Gunsten des Schuldners beendet und das 

entsprechende Gesamtergebnis zu ziehen.  

Wie festgestellt: Der gutachterliche Aufbau besteht aus drei Teilen: 
 Anspruch entstanden  
 Anspruch untergegangen/erloschen 
 Anspruch durchsetzbar.  
Fertig! 

22..  AAbbsscchhnniitttt::  GGRRUUNNDDLLAAGGEENN  DDEESS  BBGGBB  //  FFOORRMMEERRFFOORRDDEERRNNIISSSSEE  

AA..  FFOORRMMEENN  VVOONN  VVEERRTTRRÄÄGGEENN    

II..  AARRTTEENN  DDEERR  FFOORRMMEENN  VVOONN  VVEERRTTRRAAGGSSSSCCHHLLÜÜSSSSEENN  

I.) Grundsatz: formlos 

Dass wir überhaupt Verträge schließen können, ist ein Ausdruck der grundgesetzlich 

garantierten Privatautonomie.  

Nur gibt es für bestimmte Verträge aufgrund deren Gefährlichkeit bestimmte Formen, die 

eine Nachweis- oder Warnfunktion haben.  

Damit ist der Grundsatz eines jeden Vertragsschlusses aber auch schon dargestellt. 

Grundsätzlich kann jeder Vertrag formlos80 geschlossen werden,  

                                                      
79

 Oder einer jeden Anderen.  
80

 Formlos ist nicht gleichgestellt mit mündlich, auch wenn in der Praxis hier wohl kaum ein Unterschied besteht. Denn 



 

II.) Ausnahme von der Formlosigkeit  

1. Die Schriftform, § 126  

Wesentliche Ausnahme von der Formlosigkeit von Verträgen ist die Schriftform. Durch das 

Erfordernis einen Willen schriftlich festzuhalten, soll der Schreibende sich das, was er da 

erklärt, nochmals vor Augen führen.  

Beispiele:  
 Mietvertragsabschluss über Wohnraummiete81, § 550  
 Bürgschaft82, § 766 
 abstraktes Schuldanerkenntnis83, § 781 
 Testament84, 2247 

Schriftform heißt nach dem Gesetz allerdings nur, dass die Urkunde von dem Aussteller 

durch Namensunterschrift oder mittels notariell beglaubigten Handzeichens (s.u.) 

unterzeichnet wird.  

Achtung! Zur Wahrung der Schriftform reicht es, dass irgendetwas 
schriftlich festgehalten wird. Es ist nicht erforderlich, dass das was 
festgehalten wurde, auch den Tatsachen entspricht, also richtig ist.  

2. Erste Verstärkung der Schriftform: Die notarielle Beglaubigung, § 128 BGB 

Bei der notariellen Beglaubigung bestätigt der Notar, dass derjenige der die Unterschrift 

geleistet hat, auch derjenige ist, der in der Urkunde als Vertragspartner genannt wird. Es 

findet also eine reine Personenidentitätskontrolle statt.  

Auch prüft der Notar, ob Geschäftsfähigkeit im Sinne des § 105 ff BGB gegeben ist.  

Beispiel: Übertragung einer Hypothek, § 1155  

                                                                                                                                                                      
mündlich bedeutet ja auch schon, dass etwas passiert ist. Wie wir später noch sehen werden, kann auch schon ein bloßes 
Kopfnicken, sog. konkludentes Handeln, zu einem Vertragsschluss führen.  
81

 Hierdurch sollen zwei Warnungen ausgesprochen werden. Zum einen sollen Vermieter und Mieter wissen, dass sie sich 
nunmehr über eine lange Zeit aneinander binden. Zum andern gilt der in § 566 normierte Grundsatz: „Kauf bricht nicht 
Miete.“ Das bedeutet, dass der Vermieter sein eigenes Haus nur noch unter Übertragung des geschlossenen 
Mietverhältnisses an den Neueigentümer veräußern kann.  
82

 „Wer bürgt, wird erwürgt“ heißt ein alter Grundsatz. Nicht umsonst. Denn immer wieder kommen in der Praxis die 
ungläubigen Fragen, nach dem Warum oder Wie komme ich jetzt daraus? Hier ist die Schriftform eine Warnung an 
denjenigen der einen solchen Vertrag unterschreibt.  
83

 Hier gilt das für die Bürgschaft ausgesprochene entsprechend. Durch die Unterschrift unter ein Schuldanerkenntnis dreht 
sich die Beweislast innerhalb eines Zivilprozesses. Nicht mehr der Anspruchsteller muss darlegen und beweisen, dass er 
einen Anspruch hat. Jetzt muss der das Schuldanerkenntnis Abgebende darlegen und beweisen, dass es hierfür eigentlich 
keinen Grund gab.  
84

 Hier wird die Schriftform, mit dem Erfordernis der Handschriftlichkeit verstärkt.  



 

3. Zweite Verstärkung der Schriftform: Die notarielle Beurkundung, § 129 BGB  

Bei der notariellen Beurkundung, verhandelt der Notar zusätzlich zu den in § 128 genannten 

Formalien mit den Parteien den vollständigen Vertragsinhalt und liest den vollständigen 

Vertrag im Nachgang sogar nochmals vor. Erst dann, wenn alle Unklarheiten beseitigt sind 

und die Parteien unterschrieben haben, zeichnet der Notar den Vertrag gegen.  

Beispiele:  
 Kaufvertrag85 über ein Grundstück86, § 311 b I 1  
 Gesellschaftsverträge im Sinne des § 2 GmbHG  
 Schenkung, § 518 I  
 Ehevertrag, § 1410 
 u.v.m. 

IIII..  FFOORRMMVVEERRSSTTÖÖßßEE  

11..))  VVEERRSSTTÖÖßßEE  GGEEGGEENN  DDIIEE  GGEESSEETTZZLLIICCHH  VVOORRGGEESSCCHHRRIIEEBBEENNEE  FFOORRMM    

Probleme entstehen immer nur dann, wenn gegen Formvorschriften verstoßen wird.  

Jeder Formverstoß führt gemäß § 125, 1 BGB kraft Gesetzes grundsätzlich zur 

Gesamtnichtigkeit des zugrundeliegenden Geschäfts.  

Aber: Wie wir immer häufiger sehen werden: Keine Regel, ohne Ausnahme:  

aa))  11..  AAUUSSNNAAHHMMEE::  HHEEIILLUUNNGG  DDEERR  FFOORRMM  KKRRAAFFTT  GGEESSEETTZZEESS    

Viele, aber nicht alle(!) Regelungen über die Einhaltung der Form, haben in unmittelbarem 

Zusammenhang eine Heilungsvorschrift.  

So wird die Nichteinhaltung Form einer notariellen Beurkundung gemäß §§ 311b I 287, 518 

oder auch die fehlende Wahrung der Schriftform einer Bürgschaft gemäß § 766, 3 BGB durch 

Bewirkung der Verpflichtung geheilt.  

bb))  22..  AAUUSSNNAAHHMMEE::  UUNNBBEEAACCHHTTLLIICCHHKKEEIITT  DDEERR  FFOORRMM  WWEEGGEENN  UUNNTTRRAAGGBBAARRKKEEIITT  DDEESS  EERRGGEEBBNNIISSSSEESS    

Ein von der Rechtsprechung nur Ausnahmsweise unter Berufung auf den Grundsatz von Treu 

                                                      
85

 Und nicht etwa die Übereignung desselben. 
86

 Im BGB werden nur Grundstücke übertragen. Das Haus auf dem Grundstück macht das Grundstück nur zu einem 
bebauten Grundstück.  
87

 Im Falle des Kaufs eines Grundstücks ist die Heilung der Form allerdings eher theoretischer Natur. Denn gemäß § 311b I 2 
BGB soll die Heilung des Formmangels durch Auflassung und Eintragung in das Grundbuch geheilt werden. Wegen des in § 
29 der Grundbuchordnung (GBO) geregelten Grundsatzes, dass eine Eintragung in das Grundbuch nur dann vorgenommen 
werden soll, wenn die Eintragungsbewilligung durch öffentlich oder öffentlich beglaubigte Urkunden nachgewiesen 
werden, wird der zuständige Rechtspfleger beim Amtsgericht – Grundbuchamt – die Eintragung in das Grundbuch nicht 
vornehmen, wenn der Kaufvertrag nicht in notariell beglaubigter Form eingereicht wird.  



 

und Glauben (§ 242 BGB) anerkannter Fall ist derjenige, dass trotz bestehender 

Ausgleichsansprüche die kraft Gesetzes eintretender Nichtigkeit zu einem untragbaren 

Ergebnis führen würde.  

Dieser Fall ist indes nur bei absoluter Existenzgefährdung denkbar.  

Der BGH hat dies in einem Falle des sog. „Kaufmannsehrenworts“88 anerkannt aber hierzu 

klargestellt, dass dies nur unter ganz engen Voraussetzungen eintreten kann.  

Das Urteil ist unter dem Leitsatz veröffentlich worden: „Hat ein bedeutendes wirtschaftliches Unternehmen beim Abschluß 
eines der notariellen Form bedürftigen Vertrags mit einem früheren Angestellten diesen unter Einsatz seines Gewichts 
und seines Ansehens sowie durch den Hinweis, daß es einen privatschriftlichen Vertrag einem notariellen als gleichwertig 
anzusehen pflege, zum Absehen von der Einhaltung der notariellen Form veranlaßt, dann stellt seine spätere Berufung 
auf die Formnichtigkeit eine unzulässige Rechtsausübung dar.“ – „Kaufmannsehrenwort“ 
 
Entsprechend führt der BGH in seinem Urteil aus: „Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts hat der 
geschäftsführende Gesellschafter der Beklagten, bei dem der Kläger den Kaufmannsberuf erlernt hat, beim Abschluß des 
Vertrags die Bedenken des Klägers, daß doch wohl die Zuziehung eines Notars erforderlich sei, dadurch zerstreut, daß er mit 
einem gewissen Stolz darauf hingewiesen hat, daß der Vertrag ja seine Unterschrift trage. Als der Kläger zu bedenken 
gegeben hat, daß jeder Mensch sterblich sei, hat der Vertreter der Beklagten weiter erklärt, daß er den Vertrag ja auch mit 
dem Firmennamen der Beklagten unterschrieben habe und der Vertrag deshalb einem notariellen Vertrag gleichwertig sei. 
In Übereinstimmung hiermit hat die Beklagte auch noch in ihrem späteren Schreiben an den Kläger vom 15. Februar 1963 
zum Ausdruck gebracht, daß sie ihren Verpflichtungen ohne Rücksicht darauf nachzukommen pflege, ob diese 
Verpflichtungen mündlich, schriftlich oder in notarieller Form übernommen worden seien. Damit hat die Beklagte unter 
Einsatz ihrer Bedeutung und ihres Ansehens sowie unter Hinweis auf ihre Geschäftsgepflogenheiten in so nachdrücklicher 
Weise die Erfüllung des formnichtigen Vertrags in Aussicht gestellt, daß sie sich ohne Verstoß gegen Treu und Glauben nicht 
von dem Vertrag lossagen kann. Ihre spätere Berufung auf die Formnichtigkeit des Vertrags stellt ohne Rücksicht darauf, 
daß sich der Kläger nicht in einem Irrtum über dessen Formbedürftigkeit befunden hat, eine unzulässige Rechtsausübung 
dar.“ 

Anders lag der Fall noch im sogenannten „Edelmann-Fall“ oder „Edelmannswort“89. Auch 

hier hatten beide Parteien auf die Einhaltung der notariellen Form eines 

Schenkungsversprechens verzichtet:  

Hier hatte der Generaldirektor einer GmbH dem damaligen Kläger versprochen, für seine bis dahin nicht bezahlten 
Weihnachtsgratifikationen der Jahre 1920 und 1921 im Wert von je 60.000 M

90
 schriftlich ein Vorkaufsrecht auf das dem 

Kläger bis dahin als freie (Dienst-)Wohnung zur Verfügung gestellte Haus einräume. In dem Sachverhalt führt das 
Reichsgericht aus: „{…} der Beklagte v. Z. habe dem Kläger gegenüber im Jahre 1920 kurz nach Zuweisung des Hauses als 
Wohnung bei einer Fahrt nach dem Landsitz des Beklagten v. Z. die vorzüglichen Leistungen des Klägers für die Gesellschaft 
gerühmt und erklärt, das Haus solle auf ihn für zwei nicht bar auszuzahlende Weihnachts-Gratifikationen von je 60 000 M zu 
Weihnachten 1920 und 1921 übergehen. Bei einer weiteren Fahrt habe der Beklagte v. Z. im November 1920 seine Zusage 
wegen der Überlassung des Hauses wiederholt und auf eine Äußerung des Klägers über den Ernst seiner Absicht, ihm das 
Haus zu übereignen, ungefähr geantwortet: der Kläger könne hierüber vollkommen beruhigt sein, bei ihm, dem Beklagten v. 
Z., herrschten keine jüdischen Gepflogenheiten, er sei von Adel. Im Dezember 1920, als der Kläger gebeten habe, Schritte 
wegen der Klarstellung seines Rechts auf das Haus zu unternehmen, habe ihm der Beklagte v. Z. erwidert, das eile nicht; das 
Haus sei ihm sicher, da der (Kläger) ja sein (des Beklagten v. Z.) festes Versprechen habe, er habe nie sein Wort gebrochen. 
Am 18. Februar 1922 habe der Kläger den Beklagten v. Z. um Übertragung und Auflassung des Hauses ersucht, und dieser 
habe ihm ungefähr erklärt, der notarielle Akt könne jeden Augenblick gemacht werden, das sei aber "zwischen uns" nicht 
nötig, es sei nur eine Formsache, sein Edelmannswort sei dem Kläger so gut wie ein Vertrag; den Wert des Hauses könne der 
Kläger angeben, wie er wolle, auf 120 000, auf 30 000 oder auf 0 M.“ 
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 BGHZ 48,396, 398. 
89

 RGZ 117, 121, Urteil vom 21.05.1927 - V 476/26:  
90

 Reichsmark. 



 

cc))  33..  AAUUSSNNAAHHMMEE::  TTÄÄUUSSCCHHUUNNGG  EEIINNEERR  SSEEIITTEE  ÜÜBBEERR  DDAASS  FFOORRMMEERRFFOORRDDEERRNNIISS    

Anders liegt der Fall, wenn eine Vertragspartei kraft besseren Wissens die andere – bewusst 

und gewollt – über das Formerfordernis täuscht.  

In seinem solchen Falle billigt die Rechtsprechung dem Getäuschten regelmäßig ein 

Wahlrecht hinsichtlich der Erfüllung oder eines Schadenersatzes wegen Nichterfüllung 

gemäß § 311 a II, § 823 II i.V.m. § 263 StGB, § 826 BGB zu.  

dd))  44..  AAUUSSNNAAHHMMEE::  EEIINNEERR  HHÄÄTTTTEE  DDAASS  FFOORRMMEERRFFOORRDDEERRNNIISS  EERRKKEENNNNEENN  KKÖÖNNNNEENN  //  HHAAFFTTUUNNGG  AAUUSS  CC..II..CC..??    

aaaa))  GGRRUUNNDDSSAATTZZ::    

Grundsätzlich tritt auch hier Nichtigkeit der vertraglichen Vereinbarung entsprechend der 

zuvor ausgeführten Grundsätze einschließlich der erwähnten Ausnahmen ein.  

Fraglich ist damit allein, ob es eine Haftung für fahrlässiges Verschulden der Partei geben 

kann, die die Nichtigkeit hätte erkennen können.  

bbbb))  HHAAFFTTUUNNGG  AAUUSS  CC..II..CC..??  

Eine solche kann nur gemäß der Regelungen der c.i.c. wegen schuldhaft verursachter 

Nichtigkeit des Vertrags geben. Hierzu ist aber erforderlich, dass der in Anspruch 

Genommene eine über das übliche Maß hinausgehende Aufklärungspflicht hat.  

Ist ein Anspruch dem Grunde nach begründet, stellt sich die Frage, in welcher Höhe ein 

Schadenersatz begründet sein kann. Dabei ist strittig, ob das sogenannte „Positive Interesse“ 

oder nur das „negative Interesse“ ausgeglichen werden muss.  

((11))  SSCCHHAADDEENNHHÖÖHHEE::  PPOOSSIITTIIVVEESS  IINNTTEERREESSSSEE??    

Dies richtet sich danach ob der Schadenersatz sich auf das sog. „positive Interesse“ oder das 

„negative Interesse“ richtet.  

„„PPOOSSIITTIIVVEESS  IINNTTEERREESSSSEE““  BBEEDDEEUUTTEETT  IINN  DDIIEESSEEMM  ZZUUSSAAMMMMEENNHHAANNGG::  
  „„SSTTEELLLLEE  MMIICCHH  SSOO  WWIIEE  IICCHH  SSTTÜÜNNDDEE,,  WWEENNNN  DDEERR  VVEERRTTRRAAGGSS  OORRDDNNUUNNGGSSGGEEMMÄÄßß  EERRFFÜÜLLLLTT  

WWOORRDDEENN  WWÄÄRREE..    

Beispiel:  
1.  
Wert der Sache:  .......................... 500.000,00 € 
Kaufpreis:  .................................... 450.000,00 € 
Positives Interesse:  ..................... 50.000,00 €91 
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 Es liegt ein Positives Interesse vor. Das Geschäft war für den Käufer günstig. Er hat bzw. hätte eine Wertvollere Ware für 
einen niedrigeren Preis erhalten.  



 

2. 
Wert der Sache: ............................. 10.000,00 € 
Kaufpreis:  ...................................... 15.000,00 € 
Positives Interesse: ........................... 0,00 €92 

((22))  SSCCHHAADDEENNHHÖÖHHEE::  NNEEGGAATTIIVVEESS  IINNTTEERREESSSSEE??    

Beim negativen Interesse fragt man sich „nur“, welche Situation bestehen würde, wenn die 

beiden Parteien sich nie gesehen hätten.  

AALLSSOO  HHEEIIßßTT  EESS  BBEEIIMM  „„NNEEGGAATTIIVVEENN  IINNTTEERREESSSSEE““::    

„„SSTTEELLLLEE  MMIICCHH  SSOO  WWIIEE  IICCHH  SSTTÜÜNNDDEE,,  WWEENNNN  IICCHH  AAUUFF  DDIIEE  WWIIRRKKSSAAMMKKEEIITT  DDEEIINNEERR  EERRKKLLÄÄRRUUNNGG  

NNIIEE  VVEERRTTRRAAUUTT  HHÄÄTTTTEE
9933..    

Die Rechtsprechung ersetzt dem Geschädigten grundsätzlich das positive Interesse mit der 

Begründung, dass die Parteien den Vertrag doch eigentlich gewollt haben94.  

22..))  VVEERRSSTTÖÖßßEE  GGEEGGEENN  DDIIEE  VVEERRTTRRAAGGLLIICCHH  VVEERREEIINNBBAARRTTEE  FFOORRMM    

Auch bei vertraglich vereinbarter Form gilt der Grundsatz, dass die Nichteinhaltung der Form 

im Zweifel zur Nichtigkeit der nicht in entsprechender Form abgegebenen Willenserklärung 

führt, § 125, 2 BGB.  

Fraglich ist daher, wann Zweifel im Sinne des § 125, 2 BGB bestehen.  

In diesem Zusammenhang müssen Sie Sich immer zwei Fragen stellen.  

1. Sollte die Einhaltung der Form Wirksamkeitsvoraussetzung sein?  

2. Sollte das Formerfordernis wirksam mündlich aufgehoben werden?  

Letzteres geht grundsätzlich. Denn als sog. „actus contrarius“ kann selbstverständlich eine 

Einigung über die Aufhebung der Schriftform getroffen werden.  

Aber:  
In die Rechtsprechung ist seit ein paar Jahren Bewegung gekommen. 
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 Es liegt kein positives Interesse vor. Der Käufer hat kein Interesse an der Erfüllung des Vertrags. Es war für ihn ein 
schlechtes Geschäft.  
93

 Also, wenn wir uns nie gesehen hätten. 
94

 Dem hält Medicus entgegen, dass zunächst einmal jeder Hüter seiner eigenen Interessen sei. – Einfach ausgedrückt, 
wenn ich davon keine Ahnung habe, muss ich mir halt jemanden suchen, der weiß wie es geht –. Außerdem, und hierfür 
spricht meines Erachtens durchaus einiges, setze Schadenersatz wegen Nichterfüllung und damit der Ersatz des positiven 
Interesses doch erst einmal voraus, dass der Vertrag hätte erfüllt werden müssen. Gerade dies ist doch nicht der Fall. Wenn 
man diesen Gedankengang konsequent zu Ende denkt, kann ich den vermeintlichen Schädiger doch das positive Interesse 
nicht ersetzten lassen. Denn dann müsste ich auch darüber nachdenken, ob es nicht sinnvoller wäre, einfach beiden 
Parteien zu sagen, sie müssten den Vertrag erfüllen. 



 

Bislang bestand Einigkeit, dass auch ein sog. doppeltes 
Schriftformerfordernis95 durch mündliche Abreden aufgehoben 
werden könnte und in Arbeitsverträgen sogar unwirksam ist.  

So hatte das BAG vor längerer Zeit geurteilt, dass in Arbeitsverträgen ein jedenfalls in Formularverträgen unwirksam sein 
lässt. Denn hierdurch werde der Eindruck erweckt, die Individualabrede habe Vorrang vor dem Formularvertrag. Gerade dies 
ist aber gemäß § 305 b BGB umgekehrt.  
Andersherum hat der BGH erst im Jahre 2009 entschieden

96
, dass dies für Verträge von Kaufleuten untereinander jedenfalls 

keine unbeschränkte Geltung mehr haben soll. Der erste Zivilsenat meint hierzu: Eine solche „doppelte“ Schriftformklausel 
kann, jedenfalls wenn sie - wie hier - zwischen Kaufleuten (§ 6 Abs. 1 HGB) in einem Individualvertrag vereinbart worden ist, 
nicht durch eine Vereinbarung abbedungen werden, die die Schriftform nicht wahrt (vgl. BGHZ 66, 378, 381 f.; ebenso BAG 
NJW 2003, 3725, 3727 und BFHE 165, 256) Das Berufungsgericht hat den Einwand der Beklagten, es sei mit Rücksicht auf die 
„gelebte Vertragspraxis“ rechtsmissbräuchlich und daher unbeachtlich, dass die Klägerin sich auf die Formbedürftigkeit 
einer nachträglichen Vereinbarung der Ausweitung des in Ziffer 3.1 des Vertrags bestimmten Lizenzgebiets auf das 
Beitrittsgebiet berufe, mit Recht nicht als durchgreifend erachtet. Haben Kaufleute in einem Individualvertrag eine 
„doppelte“ Schriftformklausel vereinbart, so ist der Einwand, die Berufung auf die Formbedürftigkeit nachträglicher 
Änderungs- oder Ergänzungsvereinbarungen verstoße gegen Treu und Glauben (§ 242 BGB) und stelle eine unzulässige 
Rechtsausübung dar, grundsätzlich nur erheblich, wenn die Einhaltung der Schriftform bewusst vereitelt worden ist (vgl. 
BGHZ 66, 378, 382 f.). 

33..  AAbbsscchhnniitttt::  EERRSSTTEERR  DDUURRCCHHGGAANNGG  DDEELLIIKKTTSSRREECCHHTT  ––  AALLLLGGEEMMEEIINNEE  SSTTRRUUKKTTUURREENN    

§§  11::  AALLLLGGEEMMEEIINNEESS  

Das Deliktsrecht ist bewusst lückenhaft ausgestaltet. Nicht jede Handlung einer Person kann 

und soll zu Schadenersatzansprüchen aufgrund unerlaubter Handlung führen. Auch soll nicht 

jeder eingetretene Schaden ersetzt werden müssen. 

Die damit einhergehenden Lücken, werden durch das Vertragsrecht, hier durch die 

Schadenersatzregelungen des § 280 BGB sowie des § 328 BGB97 in direkter und in analoger 

Anwendung98 ergänzt.  

Unerlaubte Handlungen werden – wie bereits erörtert – in der Reihenfolge  

 Gefährungshaftung  
 Haftung für Vermutetes, aber widerlegbares Verschulden und  
 Haftung für nachgewiesenes Verschulden geprüft.  

§§  22::  HHAAFFTTUUNNGG  IIMM  SSTTRRAAßßEENNVVEERRKKEEHHRR  ((11..  FFAALLLLLLÖÖSSUUNNGG))  

Lassen Sie uns dies anhand Ihres ersten Falles erarbeiten:  
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 Dies ist eine Regelung, die die Aufhebung der Schriftform ebenfalls der Schriftlichkeit unterwirft. 
96

 BGH Urt. v. 17.09.2009 – I ZR 43/07  
97

 § 328 enthält die Regelungen über Verträge zugunsten Dritter.  
98

 In analoger Anwendung sprechen wir von sog. Verträgen mit Schutzwirkung für Dritte. Dort ist der Dritte anders als in 
den Fällen des Vertrags zugunsten Dritter zwar nicht Vertragspartner, er wird aber in den Schutzbereich mit einbezogen, so 
dass ihm unmittelbare Schadenersatzansprüche gegen den einen Vertragspartner dann zustehen, wenn dieser pflichtwidrig 
einen Fehler macht.  



 

Fall:  Rudolf Raser fährt mit 80 km/h durch die geschlossene Ortschaft. Hierdurch 
wird Fußgänger O verletzt. O hat folgende Kosten:  
1. Ärztliche Heilbehandlung für O. 100.000,00 €  
2. Kleidung nicht reparabel 2.000,00 €  
3. Freiberuflicher Gewinnverlust 10.000,00 €  
4. Schmerzensgeld 10.000,00 €  
 Gesamtsumme: 122.000,00 €   

Ehefrau F bricht bei Mitteilung wegen Schocks zusammen. 
1. Ärztliche Heilbehandlung für F. 1.000,00 €  
2. Schmerzensgeld  500,00 €  
 Gesamtsumme: 1.500,00 €   

Passant P beobachtet den Unfall; ihm passiert das Gleiche wie F.  
Wer hat welche Ansprüche gegen R und kann Schadenersatz verlangen? 

Hier ist also die volle Prüfung verlangt. Jeder in Betracht kommende 
Anspruch jeder Person muss geprüft werden.  
Das bedeutet für Sie, dass Sie sinnvollerweise mit dem „Tatnächsten“ 
beginnen. Das ist derjenige, der hier unmittelbar geschädigt wurde, 
also O.  
Wer jetzt Zeit für Überschriften hat, kann sein Gutachten hierdurch 
leicht übersichtlicher Gestalten. Die Überschriften sind in der Klausur 
kein muss. Aber eine Nummerierung sollte trotz Zeitmangel möglich 
sein. Denn dann wissen AUCH SIE, wo sie gerade dran sind.  

AA..  GGEEFFÄÄHHRRDDUUNNGGSSHHAAFFTTUUNNGG  ––  HHAALLTTEERRHHAAFFTTUUNNGG  GGEEMMÄÄßß  §§  77  II  SSTTVVGG::  

Zu beginnen wäre damit wie folgt:  

A. Ansprüche des O gegen R  
I. Mangels anderer ersichtlicher Anspruchsgrundlagen kommen nur Ansprüche aus 

deliktischer Haftung in Betracht99. 

II. O könnte gegen R Anspruch auf Schadenersatz i.H.v. 122.000,00 € gemäß § 7 
Abs. 1 StVG haben100. 

Machen wir uns zunächst eine Übersicht zu § 7 Abs. 1 StVG:  

DDEERR  GGEESSEETTZZEESSTTEEXXTT  VVOONN  §§  77  AABBSS..  11  SSTTVVGG  LLAAUUTTEETT::    
11WWIIRRDD  BBEEII  DDEEMM  BBEETTRRIIEEBB  EEIINNEESS  KKRRAAFFTTFFAAHHRRZZEEUUGGSS  OODDEERR  EEIINNEESS  AANNHHÄÄNNGGEERRSS,,  DDEERR  DDAAZZUU  

BBEESSTTIIMMMMTT  IISSTT,,  VVOONN  EEIINNEEMM  KKRRAAFFTTFFAAHHRRZZEEUUGG  MMIITTGGEEFFÜÜHHRRTT  ZZUU  WWEERRDDEENN,,  EEIINN  MMEENNSSCCHH  

GGEETTÖÖTTEETT,,  DDEERR  KKÖÖRRPPEERR  OODDEERR  DDIIEE  GGEESSUUNNDDHHEEIITT  EEIINNEESS  MMEENNSSCCHHEENN  VVEERRLLEETTZZTT  OODDEERR  EEIINNEE  

SSAACCHHEE  BBEESSCCHHÄÄDDIIGGTT,,  SSOO  IISSTT  DDEERR  HHAALLTTEERR  VVEERRPPFFLLIICCHHTTEETT,,  DDEEMM  VVEERRLLEETTZZTTEENN  DDEENN  DDAARRAAUUSS  

EENNTTSSTTEEHHEENNDDEENN  SSCCHHAADDEENN  ZZUU  EERRSSEETTZZEENN..  22DDIIEE  EERRSSAATTZZPPFFLLIICCHHTT  IISSTT  AAUUSSGGEESSCCHHLLOOSSSSEENN,,  

WWEENNNN  DDEERR  UUNNFFAALLLL  DDUURRCCHH  HHÖÖHHEERREE  GGEEWWAALLTT  VVEERRUURRSSAACCHHTT  WWIIRRDD..  

Aus dem Tatbestand ergibt sich folglich folgendes Prüfungsschema:  
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 Kurze Feststellung, damit erkennbar wird, dass die anderen Anspruchsgrundlagen aus vertraglicher, quasivertraglicher 
und sachenrechtlicher Haftung nicht gegeben sind. 
100

 Gutachtenstil: Obersatz bilden, in dem die Anspruchsgrundlage so genau wie möglich bezeichnet ist, 



 

1. Rechtsgutsverletzung im Sinne des § 7 I StVG101.  
2. Bei Betrieb eines Kfz  
3. Anspruchsgegner ist Halter des Kfz.  
4. Anspruchssteller zählt zum geschützten Personenkreis102.  

 
Im Einzelnen:  

II..  RREECCHHTTSS  BBZZWW..  RREECCHHTTSSGGUUTTSSVVEERRLLEETTZZUUNNGG  IIMM  SSIINNNNEE  DDEESS  §§  77  II  SSTTVVGG..    

Die in § 7 I StVG genannten Rechtsgüter sind der Körper und die Gesundheit.  

Der Unterschied zwischen Rechtsgütern und Rechten ist dabei relativ einfach:  

Rechtsgüter sind von der Person des Inhabers untrennbar.  

Beispiele: Leben, Körper, Gesundheit, Freiheit   

Rechte sind von der Person des Inhabers trennbar.  

Beispiele: Eigentum, Besitz, Ansprüche 

Im Deliktsrecht gilt das Enumerationsprinzip. Das bedeutet, dass nur dasjenige, was 

innerhalb des Tatbestandes ausdrücklich und abschließend103 aufgeführt ist, von dem 

Tatbestand geschützt wird und verletzt sein muss, damit es einen Schadenersatzanspruch 

geben kann.  

Dabei werden primäre (reine) Vermögensschäden generell104 nicht ersetzt. Ein reiner 

Vermögensschaden liegt dann vor, wenn nur und ausschließlich eine Schädigung des 

Vermögens gegeben ist.  

Grund für den Nichtersatz von reinen Vermögensschäden durch das Deliktsrecht ist, dass im 

Falle einer Ersatzpflicht eine Bezahlbarkeit von reinen Vermögensschäden – auch durch 

Versicherungen – nicht mehr gegeben wäre. Dies lässt sich anhand eines einfachen Beispiels 

nachvollziehen. Wenn Sie einen Unfall auf der Autobahn leicht fahrlässig (bspw. durch einen 

Fahrfehler) verursachen, ist sofort einleuchtend, dass Sie den Schaden Ihres Unfallgegners 

ersetzten. Nebenfolge Ihres Unfalles ist aber, dass die Autobahn gesperrt wird. Könnten Sie 
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 Ohne diese Rechtsgutsverletzung brauche ich gar nicht anzufangen. Wo das Rechtsgut nicht verletzt ist, kommt die 
Anspruchsgrundlage überhaupt nicht zum gewünschten Ziel. 
102

 Dies ist leider nicht unmittelbar aus der Norm ersichtlich. Hier handelt es sich um eine von der Rechtsprechung aus dem 
Gesamtzusammenhang des Gesetzes hinzugezogenes Tatbestandmerkmal. Zu dem anspruchsberechtigten Personenkreis 
gehört jeder, der nicht Insasse des Fahrzeugs war. Dies ergibt sich aus § 8a StVG. Denn dort wird für den Fall des 
entgeltlichen Personenverkehrs genau das Gegenteil festgeschrieben.  
103

 enumerativ. 
104

 Ganz wenige Ausnahmen werden wir zu gegebener Zeit erörtern.  



 

und wollten Sie die Schäden durch den entstandenen Stau, verpasste Termine der im 

Staustehenden etc. pp. ersetzen. Nein. im Übrigen geht das schon praktisch nicht. Müssten 

die Versicherungen solche Schäden ersetzen, könnte keiner die hierfür erforderlichen 

Prämien mehr bezahlen. Daher hat das Gesetz – in weiser Voraussicht – diese Ansprüche von 

vorneherein ausgeschlossen.  

IIII..  BBEEII  BBEETTRRIIEEBB  DDEESS  FFAAHHRRZZEEUUGGSS    

Das Fahrzeug muss gemäß dem Tatbestand „in Betrieb“ gewesen sein.  

DDAASS  FFAAHHRRZZEEUUGG  IISSTT  DDAANNNN  IINN  BBEETTRRIIEEBB,,  WWEENNNN  EESS  DDEENN  SSTTRRAAßßEENNVVEERRKKEEHHRR  BBEEEEIINNFFLLUUSSSSTT  

((SSOOGG..  VVEERRKKEEHHRRSSTTEECCHHNNIISSCCHHEERR  BBEETTRRIIEEBBSSBBEEGGRRIIFFFF))..    

Das ist immer dann der Fall, wenn der Straßenverkehr irgendeine Notiz von dem Fahrzeug 

nehmen muss.  

Damit kommt es entgegen landläufiger Meinung nicht darauf an, ob der Motor läuft. Denn 

der Wagen kann z.B. auch dann „in Betrieb“ sein, wenn der Wagen falsch geparkt wurde, sich 

die Handbremse gelöst hat oder, oder, oder.  

Andererseits ist der Wagen nicht in Betrieb, wenn der Motor läuft, weil der Fahrer bloß die 

Heizung innerhalb des Fahrzeugs benutzen möchte.  

IIIIII..  AANNSSPPRRUUCCHHSSGGEEGGNNEERR  IISSTT  DDEERR  HHAALLTTEERR    

NNAACCHH  BBGGHH  

HHAALLTTEERR  IISSTT,,  WWEERR  DDAASS  FFAAHHRRZZEEUUGG  FFÜÜRR  EEIIGGEENNEE  RREECCHHNNUUNNGG  NNIICCHHTT  NNUURR  KKUURRZZFFRRIISSTTIIGG  IINN  

GGEEBBRRAAUUCCHH  HHAATT  UUNNDD  DDIIEE  TTAATTSSÄÄCCHHLLIICCHHEE  VVEERRFFÜÜGGUUNNGGSSGGEEWWAALLTT  DDAARRÜÜBBEERR  BBEESSIITTZZTT,,  DDIIEE  EEIINN  

SSOOLLCCHHEERR  GGEEBBRRAAUUCCHH  VVOORRAAUUSSSSEETTZZTT
110055..  

OODDEERR  KKÜÜRRZZEERR    

HHAALLTTEERR  IISSTT  DDEERRJJEENNIIGGEE,,  DDEERR  SSIICCHH  DDIIEE  BBEETTRRIIEEBBSSGGEEFFAAHHRR  ZZUU  EEIIGGEENNEENN  ZZWWEECCKKEENN  ZZUU  NNUUTTZZEE  

MMAACCHHTT..    

Achtung: Damit ist die landläufige Meinung, Halter sei derjenige, der 
im Kfz-Brief steht widerlegt!  
Nach den oben genannten Definitionen, kommt es überhaupt nicht 
darauf an, wer im Kfz-Brief steht.  
Wird das Fahrzeug für längere Zeit an einen Dritten verliehen, wird 
(auch)106 derjenige der Halter des Fahrzeugs. Die Autovermietung 
bleibt auch dann Halter, wenn Sie das Fahrzeug auf längere Zeit 
vermietet. Denn die Autovermietung macht sich durch die 
Vermietung und die hiermit einhergehende Mietzahlung, die 
Betriebsgefahr zu nutze.  
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 BGHZ 13, 354. 
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 Hier kann es plötzlich mehrere Halter geben.  



 

IIVV..  DDEERR  AANNSSPPRRUUCCHHSSTTEELLLLEERR  ZZÄÄHHLLTT  ZZUUMM  GGEESSCCHHÜÜTTZZTTEENN  PPEERRSSOONNEENNKKRREEIISS..    

Das ist grundsätzlich jeder.  
Ausgenommen sind aber die Fahrzeuginsassen. Aber Vorsicht, die 
Insassen können sich NUR auf § 7 StVG nicht berufen. Andere 
Vorschriften bleiben von dem Ausschluss unberührt107.  

ZE: Nach dieser Prüfung lässt sich das Zwischenergebnis ziehen, dass der Anspruch des § 7 

Abs. 1 StVG dem Grunde nach gegeben ist.  

Der sog. Haftungsbegründende Tatbestand ist erfüllt.  

Einen haftungsbegründenden Tatbestand erkennt man immer daran, 
dass innerhalb der Norm ungefähr folgende Schlussfolgerung 
getroffen wird.  
{…} Wer dies und dies und dies … macht, ist dem anderen zum 
Schadenersatz verpflichtet.  

Nach der Prüfung des haftungsbegründenden Tatbestandes, erfolgt zunächst die Prüfung der 

Einwendungen und im Anschluss die Prüfung des sog. Haftungsausfüllenden Tatbestandes.  

Der haftungsausfüllende Tatbestand erklärt, wie hoch der zu 
ersetzende Schaden tatsächlich ist.  

VV..  EEIINNWWEENNDDUUNNGGEENN  GGEEGGEENN  DDEENN  HHAAFFTTUUNNGGSSBBEEGGRRÜÜNNDDEENNDDEENN  TTAATTBBEESSTTAANNDD,,  §§  77  AABBSS..  22  SSTTVVGG  

Gegen das Entstehen eines Anspruchs des § 7 Abs. 2 StVG kann „nur“ eingewandt werden, 

dass der Unfall auch dann eingetreten wäre, wenn der Fahrer alle mögliche Sorgfalt 

eingehalten hätte und der Unfall damit allein auf Grund „höherer Gewalt“ beruht.  

§§  77  IIII  SSTTVVGG::    

DDIIEE  EERRSSAATTZZPPFFLLIICCHHTT  IISSTT  AAUUSSGGEESSCCHHLLOOSSSSEENN,,  WWEENNNN  DDEERR  UUNNFFAALLLL  DDUURRCCHH  HHÖÖHHEERREE  GGEEWWAALLTT  

VVEERRUURRSSAACCHHTT  WWIIRRDD..    

Bis zum 01.08.2002 galt dort noch die Definition, dass das Unfallereignis für den Halter des 

Kfz unabwendbar war. Dieser Unabwendbarkeitsnachweis war viel leichter zu führen, als die 

nunmehr verlangte höhere Gewalt.  

HHÖÖHHEERREE  GGEEWWAALLTT  LLIIEEGGTT  NNAACCHH  EEIINNEERR  DDEEFFIINNIITTIIOONN  DDEESS  BBGGHH  DDAANNNN  VVOORR,,  WWEENNNN  EEIINN  

BBEETTRRIIEEBBSSFFRREEMMDDEESS,,  VVOONN  AAUUßßEENN  DDUURRCCHH  EELLEEMMEENNTTAARREE  NNAATTUURRKKRRÄÄFFTTEE  OODDEERR  DDUURRCCHH  

HHAANNDDLLUUNNGGEENN  DDRRIITTTTEERR  PPEERRSSOONNEENN  HHEERRBBEEIIGGEEFFÜÜHHRRTTEESS  EERREEIIGGNNIISS,,  DDAASS  NNAACCHH  

MMEENNSSCCHHLLIICCHHEERR  EEIINNSSIICCHHTT  UUNNDD  EERRFFAAHHRRUUNNGG  UUNNVVOORRHHEERRSSEEHHBBAARR  WWAARR,,  MMIITT  

WWIIRRTTSSCCHHAAFFTTLLIICCHH  EERRTTRRÄÄGGLLIICCHHEENN  MMIITTTTEELLNN  AAUUCCHH  DDUURRCCHH  ÄÄUUßßEERRSSTTEE  NNAACCHH  DDEERR  SSAACCHHLLAAGGEE  

VVEERRNNÜÜNNFFTTIIGGEERRWWEEIISSEE  ZZUU  EERRWWAARRTTEENNDDEENN  SSOORRGGFFAALLTT  NNIICCHHTT  VVEERRHHÜÜTTEETT  OODDEERR  UUNNSSCCHHÄÄDDLLIICCHH  
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 Bsp.: § 8a StVG. 



 

GGEEMMAACCHHTT  WWEERRDDEENN  KKOONNNNTTEE  UUNNDD  AAUUCCHH  NNIICCHHTT  WWEEGGEENN  SSEEIINNEERR  HHÄÄUUFFIIGGKKEEIITT  IINN  KKAAUUFF  ZZUU  

NNEEHHMMEENN  IISSTT,,  EEIINNGGEETTRREETTEENN  IISSTT..    

  

Nach der bis zum 01.08.2002 geltender Rechtslage bestand die 
Haftung dann nicht, wenn das Unfallereignis für ihn unabwendbar 
war (vgl. hierzu § 7 Abs. 2 StVG a.F.).  
Beispiele für unabwendbare Ereignisse waren u.a.: 
 das hinter einem parkenden Pkw oder Lkw, ohne sich umzusehen 

auf die Straße laufende Kind.   
Ein heranfahrender Autofahrer hatte in diesen Fällen keine 
Möglichkeit sein Fahrzeug rechtzeitig zu halten. 

 die nicht erkennbare Ölspur, durch die das Kfz ins Schleudern 
geriet  

 plötzlich unvorhersehbares Glatteis,  
 Steinschlag,  
Beispiele für höhere Gewalt sind (nur noch): 
 Ein Sabotageakt, soweit weder voraussehbar noch vermeidbar; 
 Ein Naturereignis (z.B. Erdrutsch, Blitz Erdbeben); 
 feindliches Grün108 
Durch die Änderung hat eine erhebliche Haftungsverschärfung 
stattgefunden. Denn nach neuer Rechtslage haftet ein Halte auch 
dann, wenn er alles richtig gemacht hat.  

VVII..  HHAAFFTTUUNNGGSSAAUUSSFFÜÜLLLLUUNNGG  ==  HHAAFFTTUUNNGGSSAAUUSSFFÜÜLLLLEENNDDEERR  TTAATTBBEESSTTAANNDD    

GGRRUUNNDDSSÄÄTTZZLLIICCHH  GGIILLTT::      

SSTTEELLLLEE  MMIICCHH  SSOO  WWIIEE  IICCHH  SSTTÜÜNNDDEE,,  WWEENNNN  EESS  DDAASS  SSCCHHÄÄDDIIGGEENNDDEE  EERREEIIGGNNIISS  NNIICCHHTT  GGEEGGEEBBEENN  

HHÄÄTTTTEE,,  SSOOGG..  NNAATTUUAALLRREESSTTIITTUUTTIIOONN,,  §§  224499  AABBSS..  11  BBGGBB    

Aber: wer will schon von seinem Unfallgegner ärztlich behandelt werden, selbst dann, wenn 

dieser ausnahmsweise Arzt sein sollte?  

Daher schafft § 249 II 1 BGB eine andere Möglichkeit der Schadenswiedergutmachung:  

§§  224499  IIII  11::    

IISSTT  WWEEGGEENN  VVEERRLLEETTZZUUNNGG  EEIINNEERR  PPEERRSSOONN  OODDEERR  WWEEGGEENN  BBEESSCCHHÄÄDDIIGGUUNNGG  EEIINNEERR  SSAACCHHEE  

SSCCHHAADDEENNSSEERRSSAATTZZ  ZZUU  LLEEIISSTTEENN,,  SSOO  KKAANNNN  DDEERR  GGLLÄÄUUBBIIGGEERR  SSTTAATTTT  DDEERR  HHEERRSSTTEELLLLUUNNGG  DDEENN  

DDAAZZUU  EERRFFOORRDDEERRLLIICCHHEENN  GGEELLDDBBEETTRRAAGG  VVEERRLLAANNGGEENN..    

Dieser Betrag ist in den Fällen der Gefährdungshaftung indes zumeist beschränkt. So haftet 

der Halter eines Kfz aufgrund der Vorschriften des § 7 StVG wegen § 12 StVG wie folgt:  

11..  §§  1122  II  NNRR..  11  ::    

IIMM  FFAALLLL  DDEERR  TTÖÖTTUUNNGG  OODDEERR  VVEERRLLEETTZZUUNNGG  EEIINNEESS  OODDEERR  MMEEHHRREERREERR  MMEENNSSCCHHEENN  DDUURRCCHH  

DDAASSSSEELLBBEE  EERREEIIGGNNIISS  NNUURR  BBIISS  ZZUU  EEIINNEEMM  BBEETTRRAAGG  VVOONN  IINNSSGGEESSAAMMTT  FFÜÜNNFF  MMIILLLLIIOONNEENN  EEUURROO;;  

IIMM  FFAALLLL  EEIINNEERR  EENNTTGGEELLTTLLIICCHHEENN,,  GGEESSCCHHÄÄFFTTSSMMÄÄßßIIGGEENN  PPEERRSSOONNEENNBBEEFFÖÖRRDDEERRUUNNGG  EERRHHÖÖHHTT  
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 So nennt man den Defekt einer Ampel, bei dem alle Seiten gleichzeitig „Grünes Licht“ gezeigt bekommen.  



 

SSIICCHH  FFÜÜRR  DDEENN  EERRSSAATTZZPPFFLLIICCHHTTIIGGEENN  HHAALLTTEERR  DDEESS  BBEEFFÖÖRRDDEERRNNDDEENN  KKRRAAFFTTFFAAHHRRZZEEUUGGSS  OODDEERR  

AANNHHÄÄNNGGEERRSS  BBEEII  DDEERR  TTÖÖTTUUNNGG  OODDEERR  VVEERRLLEETTZZUUNNGG  VVOONN  MMEEHHRR  AALLSS  AACCHHTT  BBEEFFÖÖRRDDEERRTTEENN  

PPEERRSSOONNEENN  DDIIEESSEERR  BBEETTRRAAGG  UUMM  660000  000000  EEUURROO  FFÜÜRR  JJEEDDEE  WWEEIITTEERREE  GGEETTÖÖTTEETTEE  OODDEERR  

VVEERRLLEETTZZTTEE  BBEEFFÖÖRRDDEERRTTEE  PPEERRSSOONN;;  

22..  §§  1122  II  NNRR..  22  ::    

IIMM  FFAALLLL  DDEERR  SSAACCHHBBEESSCCHHÄÄDDIIGGUUNNGG,,  AAUUCCHH  WWEENNNN  DDUURRCCHH  DDAASSSSEELLBBEE  EERREEIIGGNNIISS  MMEEHHRREERREE  

SSAACCHHEENN  BBEESSCCHHÄÄDDIIGGTT  WWEERRDDEENN,,  NNUURR  BBIISS  ZZUU  EEIINNEEMM  BBEETTRRAAGG  VVOONN  IINNSSGGEESSAAMMTT  EEIINNEERR  

MMIILLLLIIOONN  EEUURROO..  

Bei Übersteigen der Beträge erfolgt wegen § 12 II StVG eine anteilsmäßige Verringerung bis 

zu den o.g. Höchstbeträgen  

GGEEMMÄÄßß  1122  IIII  GGIILLTT::    

ÜÜBBEERRSSTTEEIIGGEENN  DDIIEE  EENNTTSSCCHHÄÄDDIIGGUUNNGGEENN,,  DDIIEE  MMEEHHRREERREENN  AAUUFF  GGRRUUNNDD  DDEESSSSEELLBBEENN  

EERREEIIGGNNIISSSSEESS  ZZUU  LLEEIISSTTEENN  SSIINNDD,,  IINNSSGGEESSAAMMTT  DDIIEE  IINN  AABBSSAATTZZ  11  BBEEZZEEIICCHHNNEETTEENN  

HHÖÖCCHHSSTTBBEETTRRÄÄGGEE,,  SSOO  VVEERRRRIINNGGEERRNN  SSIICCHH  DDIIEE  EEIINNZZEELLNNEENN  EENNTTSSCCHHÄÄDDIIGGUUNNGGEENN  IINN  DDEEMM  

VVEERRHHÄÄLLTTNNIISS,,  IINN  WWEELLCCHHEEMM  IIHHRR  GGEESSAAMMTTBBEETTRRAAGG  ZZUU  DDEEMM  HHÖÖCCHHSSTTBBEETTRRAAGG  SSTTEEHHTT..  

Für unseren Fall hat dies zur Konsequenz, dass die Körperschäden des O in jedem Falle zu 

ersetzen sind. Schmerzensgeld wird über § 253 – anders als nach ursprünglicher Rechtslage –

heute auch gewährt109.  

§§  225533  IIMMMMAATTEERRIIEELLLLEERR  SSCCHHAADDEENN  

((11))  WWEEGGEENN  EEIINNEESS  SSCCHHAADDEENNSS,,  DDEERR  NNIICCHHTT  VVEERRMMÖÖGGEENNSSSSCCHHAADDEENN  IISSTT,,  KKAANNNN  

EENNTTSSCCHHÄÄDDIIGGUUNNGG  IINN  GGEELLDD  NNUURR  IINN  DDEENN  DDUURRCCHH  DDAASS  GGEESSEETTZZ  BBEESSTTIIMMMMTTEENN  FFÄÄLLLLEENN  

GGEEFFOORRDDEERRTT  WWEERRDDEENN..  

((22))  IISSTT  WWEEGGEENN  EEIINNEERR  VVEERRLLEETTZZUUNNGG  DDEESS  KKÖÖRRPPEERRSS,,  DDEERR  GGEESSUUNNDDHHEEIITT,,  DDEERR  FFRREEIIHHEEIITT  OODDEERR  

DDEERR  SSEEXXUUEELLLLEENN  SSEELLBBSSTTBBEESSTTIIMMMMUUNNGG  SSCCHHAADDEENNSSEERRSSAATTZZ  ZZUU  LLEEIISSTTEENN,,  KKAANNNN  AAUUCCHH  WWEEGGEENN  

DDEESS  SSCCHHAADDEENNSS,,  DDEERR  NNIICCHHTT  VVEERRMMÖÖGGEENNSSSSCCHHAADDEENN  IISSTT,,  EEIINNEE  BBIILLLLIIGGEE  EENNTTSSCCHHÄÄDDIIGGUUNNGG  IINN  

GGEELLDD  GGEEFFOORRDDEERRTT  WWEERRDDEENN..  

Für den tatsächlichen „entgangenen Gewinn“ = Verdienstausfall gilt § 252, der damit 

ebenfalls zu ersetzen ist.  

§§  225522  --    EENNTTGGAANNGGEENNEERR  GGEEWWIINNNN  

DDEERR  ZZUU  EERRSSEETTZZEENNDDEE  SSCCHHAADDEENN  UUMMFFAASSSSTT  AAUUCCHH  DDEENN  EENNTTGGAANNGGEENNEENN  GGEEWWIINNNN..  AALLSS  

EENNTTGGAANNGGEENN  GGIILLTT  DDEERR  GGEEWWIINNNN,,  WWEELLCCHHEERR  NNAACCHH  DDEEMM  GGEEWWÖÖHHNNLLIICCHHEENN  LLAAUUFF  DDEERR  DDIINNGGEE  

OODDEERR  NNAACCHH  DDEENN  BBEESSOONNDDEERREENN  UUMMSSTTÄÄNNDDEENN,,  IINNSSBBEESSOONNDDEERREE  NNAACCHH  DDEENN  GGEETTRROOFFFFEENNEENN  

AANNSSTTAALLTTEENN  UUNNDD  VVOORRKKEEHHRRUUNNGGEENN,,  MMIITT  WWAAHHRRSSCCHHEEIINNLLIICCHHKKEEIITT  EERRWWAARRTTEETT  WWEERRDDEENN  

KKOONNNNTTEE..  

 Die Kleidung fällt unter die gleiche Regelung wie die Arztkosten. Hier ist 
„normaler“ Schadenersatz zu leisten, s.o. § 249 II 1 BGB.   

Bei der Haftungsausfüllung ist allerdings auch immer zu berücksichtigen, dass der 

Geschädigte an manch einem Schaden mitgewirkt hat. In einem solchen Fall spricht man von 
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 Früher gab es Schmerzensgeld nur und ausschließlich bei Vorliegen einer unerlaubten Handlung gemäß der Vorschriften 
des BGB. Denn die damalige Regelung befand sich in § 847 BGB und nicht im Allgemeinen Teil des Schadenersatzrechts.  



 

Mitverschulden.  

Das Mitverschulden kann durch spezialgesetzliche Normen geregelt werden, hier § 17 StVG 

oder auch durch die allgemeine Vorschrift des § 254 BGB Berücksichtigung finden.  

§§  1177  ––  SSCCHHAADDEENNSSVVEERRUURRSSAACCHHUUNNGG  DDUURRCCHH  MMEEHHRREERREE  KKRRAAFFTTFFAAHHRRZZEEUUGGEE  

((11))  WWIIRRDD  EEIINN  SSCCHHAADDEENN  DDUURRCCHH  MMEEHHRREERREE  KKRRAAFFTTFFAAHHRRZZEEUUGGEE  VVEERRUURRSSAACCHHTT  UUNNDD  SSIINNDD  DDIIEE  

BBEETTEEIILLIIGGTTEENN  FFAAHHRRZZEEUUGGHHAALLTTEERR  EEIINNEEMM  DDRRIITTTTEENN  KKRRAAFFTT  GGEESSEETTZZEESS  ZZUUMM  EERRSSAATTZZ  DDEESS  

SSCCHHAADDEENNSS  VVEERRPPFFLLIICCHHTTEETT,,  SSOO  HHÄÄNNGGTT  IIMM  VVEERRHHÄÄLLTTNNIISS  DDEERR  FFAAHHRRZZEEUUGGHHAALLTTEERR  ZZUUEEIINNAANNDDEERR  

DDIIEE  VVEERRPPFFLLIICCHHTTUUNNGG  ZZUUMM  EERRSSAATTZZ  SSOOWWIIEE  DDEERR  UUMMFFAANNGG  DDEESS  ZZUU  LLEEIISSTTEENNDDEENN  EERRSSAATTZZEESS  VVOONN  

DDEENN  UUMMSSTTÄÄNNDDEENN,,  IINNSSBBEESSOONNDDEERREE  DDAAVVOONN  AABB,,  IINNWWIIEEWWEEIITT  DDEERR  SSCCHHAADDEENN  VVOORRWWIIEEGGEENNDD  

VVOONN  DDEEMM  EEIINNEENN  OODDEERR  DDEEMM  AANNDDEERREENN  TTEEIILL  VVEERRUURRSSAACCHHTT  WWOORRDDEENN  IISSTT..  
((22))  WWEENNNN  DDEERR  SSCCHHAADDEENN  EEIINNEEMM  DDEERR  BBEETTEEIILLIIGGTTEENN  FFAAHHRRZZEEUUGGHHAALLTTEERR  EENNTTSSTTAANNDDEENN  IISSTT,,  
GGIILLTT  AABBSSAATTZZ  11  AAUUCCHH  FFÜÜRR  DDIIEE  HHAAFFTTUUNNGG  DDEERR  FFAAHHRRZZEEUUGGHHAALLTTEERR  UUNNTTEERREEIINNAANNDDEERR..  

((33))  
11DDIIEE  VVEERRPPFFLLIICCHHTTUUNNGG  ZZUUMM  EERRSSAATTZZ  NNAACCHH  DDEENN  AABBSSÄÄTTZZEENN  11  UUNNDD  22  IISSTT  

AAUUSSGGEESSCCHHLLOOSSSSEENN,,  WWEENNNN  DDEERR  UUNNFFAALLLL  DDUURRCCHH  EEIINN  UUNNAABBWWEENNDDBBAARREESS  EERREEIIGGNNIISS  

VVEERRUURRSSAACCHHTT  WWIIRRDD,,  DDAASS  WWEEDDEERR  AAUUFF  EEIINNEEMM  FFEEHHLLEERR  IINN  DDEERR  BBEESSCCHHAAFFFFEENNHHEEIITT  DDEESS  

FFAAHHRRZZEEUUGGSS  NNOOCCHH  AAUUFF  EEIINNEEMM  VVEERRSSAAGGEENN  SSEEIINNEERR  VVOORRRRIICCHHTTUUNNGGEENN  BBEERRUUHHTT..  22AALLSS  

UUNNAABBWWEENNDDBBAARR  GGIILLTT  EEIINN  EERREEIIGGNNIISS  NNUURR  DDAANNNN,,  WWEENNNN  SSOOWWOOHHLL  DDEERR  HHAALLTTEERR  AALLSS  AAUUCCHH  

DDEERR  FFÜÜHHRREERR  DDEESS  FFAAHHRRZZEEUUGGSS  JJEEDDEE  NNAACCHH  DDEENN  UUMMSSTTÄÄNNDDEENN  DDEESS  FFAALLLLEESS  GGEEBBOOTTEENNEE  

SSOORRGGFFAALLTT  BBEEOOBBAACCHHTTEETT  HHAATT..  33DDEERR  AAUUSSSSCCHHLLUUSSSS  GGIILLTT  AAUUCCHH  FFÜÜRR  DDIIEE  EERRSSAATTZZPPFFLLIICCHHTT  

GGEEGGEENNÜÜBBEERR  DDEEMM  EEIIGGEENNTTÜÜMMEERR  EEIINNEESS  KKRRAAFFTTFFAAHHRRZZEEUUGGSS,,  DDEERR  NNIICCHHTT  HHAALLTTEERR  IISSTT..  
((44))  DDIIEE  VVOORRSSCCHHRRIIFFTTEENN  DDEERR  AABBSSÄÄTTZZEE  11  BBIISS  33  SSIINNDD  EENNTTSSPPRREECCHHEENNDD  AANNZZUUWWEENNDDEENN,,  WWEENNNN  

DDEERR  SSCCHHAADDEENN  DDUURRCCHH  EEIINN  KKRRAAFFTTFFAAHHRRZZEEUUGG  UUNNDD  EEIINNEENN  AANNHHÄÄNNGGEERR,,  DDUURRCCHH  EEIINN  

KKRRAAFFTTFFAAHHRRZZEEUUGG  UUNNDD  EEIINN  TTIIEERR  OODDEERR  DDUURRCCHH  EEIINN  KKRRAAFFTTFFAAHHRRZZEEUUGG  UUNNDD  EEIINNEE  EEIISSEENNBBAAHHNN  

VVEERRUURRSSAACCHHTT  WWIIRRDD..  

Bei genauerem Hinsehen wird man erkennen, dass § 254 BGB im Ergebnis zu der gleichen 

Bewertung wie § 17 StVG kommt.  

§§  225544  ––  MMIITTVVEERRSSCCHHUULLDDEENN  

((11))  HHAATT  BBEEII  DDEERR  EENNTTSSTTEEHHUUNNGG  DDEESS  SSCCHHAADDEENNSS  EEIINN  VVEERRSSCCHHUULLDDEENN  DDEESS  BBEESSCCHHÄÄDDIIGGTTEENN  

MMIITTGGEEWWIIRRKKTT,,  SSOO  HHÄÄNNGGTT  DDIIEE  VVEERRPPFFLLIICCHHTTUUNNGG  ZZUUMM  EERRSSAATTZZ  SSOOWWIIEE  DDEERR  UUMMFFAANNGG  DDEESS  ZZUU  

LLEEIISSTTEENNDDEENN  EERRSSAATTZZEESS  VVOONN  DDEENN  UUMMSSTTÄÄNNDDEENN,,  IINNSSBBEESSOONNDDEERREE  DDAAVVOONN  AABB,,  IINNWWIIEEWWEEIITT  DDEERR  

SSCCHHAADDEENN  VVOORRWWIIEEGGEENNDD  VVOONN  DDEEMM  EEIINNEENN  OODDEERR  DDEEMM  AANNDDEERREENN  TTEEIILL  VVEERRUURRSSAACCHHTT  WWOORRDDEENN  

IISSTT..  

((22))  DDIIEESS  GGIILLTT  AAUUCCHH  DDAANNNN,,  WWEENNNN  SSIICCHH  DDAASS  VVEERRSSCCHHUULLDDEENN  DDEESS  BBEESSCCHHÄÄDDIIGGTTEENN  DDAARRAAUUFF  

BBEESSCCHHRRÄÄNNKKTT,,  DDAASSSS  EERR  UUNNTTEERRLLAASSSSEENN  HHAATT,,  DDEENN  SSCCHHUULLDDNNEERR  AAUUFF  DDIIEE  GGEEFFAAHHRR  EEIINNEESS  

UUNNGGEEWWÖÖHHNNLLIICCHH  HHOOHHEENN  SSCCHHAADDEENNSS  AAUUFFMMEERRKKSSAAMM  ZZUU  MMAACCHHEENN,,  DDIIEE  DDEERR  SSCCHHUULLDDNNEERR  

WWEEDDEERR  KKAANNNNTTEE  NNOOCCHH  KKEENNNNEENN  MMUUSSSSTTEE,,  OODDEERR  DDAASSSS  EERR  UUNNTTEERRLLAASSSSEENN  HHAATT,,  DDEENN  SSCCHHAADDEENN  

AABBZZUUWWEENNDDEENN  OODDEERR  ZZUU  MMIINNDDEERRNN..  DDIIEE  VVOORRSSCCHHRRIIFFTT  DDEESS  §§  227788  FFIINNDDEETT  EENNTTSSPPRREECCHHEENNDDEE  

AANNWWEENNDDUUNNGG..  

VVIIII..  FFAALLLLLLÖÖSSUUNNGG  TTEEIILL  11::  

Damit kann der Fall bis hierin wie folgt gelöst werden:  

A. Ansprüche des O gegen R  
I. Mangels anderer ersichtlicher Anspruchsgrundlagen kommen nur Ansprüche aus 

deliktischer Haftung in Betracht. 

http://dejure.org/gesetze/BGB/278.html


 

II. O könnte gegen R Anspruch auf Schadenersatz i.H.v. 122.000,00 € gemäß § 7 
Abs. 1 StVG haben. 

 Voraussetzung hierfür ist, dass eine Rechtsgutsverletzung i.S.d. § 7 Abs. 1 StVG 
bei dem Betrieb eines Kraftfahrzeugs eingetreten wäre, gleichzeitig der 
Anspruchsgegner Halter dieses Kraftfahrzeugs ist und der Anspruchssteller zum 
geschützten Personenkreis des § 7 StVG gehört.  

1. Zunächst müssten die Rechtsgüter des O verletzt sein110.  
 Bei dem Verkehrsunfall wurde O verletzt und musste ärztlich behandelt 

werden111.  
 Daher liegt eine Rechtsgutsverletzung des Körpers des O vor112.  
2. Diese Verletzung müsste bei Betrieb des Kraftfahrzeugs entstanden sein.  
 Der Wagen ist dann in Betrieb, wenn er den Straßenverkehr beeinflusst 

(verkehrstechnischer Begriff). 
 Da der Unfall während des Fahrens geschah113, geschah der Unfall während des 

Betriebs des Kfz des R. 
3 + 4. R ist mangels anderer Angaben im Sachverhalt114 Halter des KfZ; O gehört 

zum Anspruchsberechtigten Personenkreis.  
ZE: Der haftungsbegründende Tatbestand liegt vor115. R ist O mithin dem Grunde 

nach zum Ersatz der durch den Unfall entstandenen Schäden i.S.d. § 7 Abs. 1 
StVG verpflichtet.  

5. Hinsichtlich der Schadenhöhe haftet O für die angefallenen 
Heilbehandlungskosten i.H.v. 100.000,00 € gemäß §§ 10, 11 StVG, § 249 Abs. 2 
S. 1 BGB, für das Schmerzensgeld i.H.v. 10.000,00 € gemäß § 253 Abs. 2 BGB, 
den entgangenen Gewinn i.H.v. 10.000,00 € nach §§ 252 S. 1 und 2 BGB und für 
die defekte Kleidung i.H.v. 2.000,00 € nach § 249 Abs. 2 S. 1 BGB.  

GE: O hat gegen R Anspruch auf Schadenersatz i.H.v. 122.000,00 € gemäß § 7 Abs. 1 
StVG. 

BB..  AANNSSPPRRÜÜCCHHEE  AAUUSS  VVEERRMMUUTTEETTEEMM  AABBEERR  WWIIDDEERRLLEEGGBBAARREEMM  VVEERRSSCCHHUULLDDEENN  ––  FFAAHHRREERRHHAAFFTTUUNNGG  GGEEMMÄÄßß  §§  1188  II  

SSTTVVGG  

II..  AANNSSPPRRUUCCHHSSVVOORRAAUUSSSSEETTZZUUNNGGEENN::    

§§  1188  SSTTVVGG  ––  EERRSSAATTZZPPFFLLIICCHHTT  DDEESS  FFAAHHRRZZEEUUGGFFÜÜHHRREERRSS::    

((11))  IINN  DDEENN  FFÄÄLLLLEENN  DDEESS  §§  77  AABBSS..  11  IISSTT  AAUUCCHH  DDEERR  FFÜÜHHRREERR  DDEESS  KKRRAAFFTTFFAAHHRRZZEEUUGGSS  OODDEERR  

DDEESS  AANNHHÄÄNNGGEERRSS  ZZUUMM  EERRSSAATTZZ  DDEESS  SSCCHHAADDEENNSS  NNAACCHH  DDEENN  VVOORRSSCCHHRRIIFFTTEENN  DDEERR  §§§§  88  BBIISS  1155  

VVEERRPPFFLLIICCHHTTEETT..  DDIIEE  EERRSSAATTZZPPFFLLIICCHHTT  IISSTT  AAUUSSGGEESSCCHHLLOOSSSSEENN,,  WWEENNNN  DDEERR  SSCCHHAADDEENN  NNIICCHHTT  
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 Gutachtenstil: Nach Obersatz zunächst die Voraussetzungen aufzeigen. 
111

 Gutachtenstil: Subsumtion, d.h. der Sachverhalt wird der Norm zugeordnet.  
112

 Gutachtenstil: Ergebnis feststellen. Aber Achtung: Alternativ zur Ergebnisfeststellung kann es im Einzelfall erforderlich 
werden, ein neues Problem aufzuzeigen. Dies wird in der Regel dadurch gemacht, dass übergeleitet wird: „Problematisch 
erscheint jedoch, …“ Damit wird erkennbar, dass nunmehr eine Zwischenthematik aufgeschlagen wird.“ Die Überleitung 
stellt einen neuen Obersatz dar, so dass im Folgenden eine neue Prüfung beginnt. Vergessen Sie nicht diese neue Prüfung 
wieder mit Definition, Sumsumtion und Ergebnis abzuschließen! 
113

 siehe Sachverhalt. Dort heißt es … fährt … . Damit ist jedes weitere Wort überflüssig.  
114

 Betreiben Sie keine „Sachverhaltsquetsche“. Das was nicht im Sachverhalt geschrieben steht, dürfen Sie nicht 
problematisieren. Etwas was nicht erwähnt ist, ist auch nicht passiert. Anders herum übertreiben Sie nicht. Machen Sie also 
hier kein Problem daraus, dass im Sachverhalt nicht ausdrücklich erwähnt ist, dass R Halter des Fahrzeugs ist. Der Fallsteller 
hat hier kein Problem gesehen. Also seien Sie nicht klüger als er. Das fällt nur negativ auf. 
115

 Dieser Satz ist nicht zwingend. Er zeigt nur, dass Sie die Systematik des Deliktsrechts verstanden haben. 

http://dejure.org/gesetze/StVG/7.html
http://dejure.org/gesetze/StVG/8.html
http://dejure.org/gesetze/StVG/15.html


 

DDUURRCCHH  EEIINN  VVEERRSSCCHHUULLDDEENN  DDEESS  FFÜÜHHRREERRSS  VVEERRUURRSSAACCHHTT  IISSTT..  

Da § 18 I StVG ausdrücklich anordnet, dass nach den gleichen Vorschriften geprüft wird, 

brauchen Sie nach Prüfung des § 7 I StVG nur noch auf oben zu verweisen.  

Im Übrigen:  
Sie haben überhaupt keine Zeit dafür, für jede Anspruchsgrundlage 
alles neu zu schreiben. Also fassen Sie Sich kurz. 

IIII..  DDIIEE  EEXXKKUULLPPAATTIIOONN  DDEESS  §§  1188  II  22  SSTTVVGG    

§ 18 I 2 StVG lässt dem Fahrzeugführer, die Möglichkeit sich durch den Nachweis, er habe 

den Unfall nicht verursacht, sich der Haftung zu entziehen.  

Da hier laut Sachverhalt der umgekehrte Nachweis führbar ist, 
können Sie Sich auch hier kurz fassen. Andersherum müssten Sie im 
Falle ausreichender Anhaltspunkte im Sachverhalt Prüfungen 
anstellen, ob dasjenige, was in dem Sachverhalt behauptet wird, das 
Verschulden des Fahrers entfallen lässt.  

IIIIII..  FFAALLLLLLÖÖSSUUNNGG  ––  TTEEIILL  22    

II. O könnte gegen R zudem Anspruch auf Schadenersatz gemäß § 18 Abs. 1 StVG116 
haben117.  

1. Da die Voraussetzungen zunächst mit denen gemäß § 7 Abs. 1 StVG identisch 
sind, wird auf o.g. Ausführungen verwiesen.  

2. Daneben dürfte R sich nicht exkulpieren können.  
 Das Vertreten müssen i.S.d. § 276 BGB wird zu Lasten des R vermutet. Es sind 

indes auch keine Anhaltspunkte ersichtlich die ein Verschulden des R entfallen 
lassen könnten.  

3. Hinsichtlich der Schadenhöhe gilt o.g. entsprechend.  
GE: O hat gegen R Anspruch auf Schadenersatz gemäß § 18 Abs. 1 StVG. 

CC..  ZZUUSSAAMMMMEENNWWIIRRKKEENN  BBEEII  VVOORRLLIIEEGGEENN  DDEERR  VVOORRAAUUSSSSEETTZZUUNNGGEENN  VVOONN  §§  77  &&  1188  SSTTVVGG  

Besonders Interessant ist das Zusammenwirken der Haftung von § 7 und 18 StVG im Falle der 

Trennung von Halter und Fahrer unter Berücksichtigung der gesetzlich geregelten 

Pflichtversicherung.  

Zum besseren Verständnis nehmen wir folgendes Schaubild zu Hilfe:  
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 § 18 StVG: 1In den Fällen des § 7 Abs. 1 ist auch der Führer des Kraftfahrzeugs oder des Anhängers zum Ersatz des 
Schadens nach den Vorschriften der §§ 8 bis 15 verpflichtet. 2 Die Ersatzpflicht ist ausgeschlossen, wenn der Schaden nicht 
durch ein Verschulden des Führers verursacht ist. 
117

 Anspruch aus Vermutetem, aber widerlegbarem Verschulden.  



 

 

Dem Schaubild liegt folgende Situation zu Grunde. Fahrer und Halter sind zwei 

unterschiedliche Personen. Der Fahrer hat sein Verschulden am Unfallereignis nicht 

widerlegen können, so dass sowohl eine Haftung des Fahrers als auch eine Haftung des 

Halters gegeben ist.  

In einem solchen Falle haften Fahrer und Halter grundsätzlich als Gesamtschuldner.  

Gesamtschuldnerschaft (legaldefiniert) bedeutet, dass Fahrer und Halter grundsätzlich 

jeweils verpflichtet sind, den gesamten Schaden zu ersetzen, der Gläubiger den 

Schadenersatz aber nur ein einziges Mal fordern darf.  

§§  442211  ––  GGEESSAAMMTTSSCCHHUULLDDNNEERR  
11SSCCHHUULLDDEENN  MMEEHHRREERREE  EEIINNEE  LLEEIISSTTUUNNGG  IINN  DDEERR  WWEEIISSEE,,  DDAASSSS  JJEEDDEERR  DDIIEE  GGAANNZZEE  LLEEIISSTTUUNNGG  ZZUU  

BBEEWWIIRRKKEENN  VVEERRPPFFLLIICCHHTTEETT,,  DDEERR  GGLLÄÄUUBBIIGGEERR  AABBEERR  DDIIEE  LLEEIISSTTUUNNGG  NNUURR  EEIINNMMAALL  ZZUU  FFOORRDDEERRNN  

BBEERREECCHHTTIIGGTT  IISSTT  ((GGEESSAAMMTTSSCCHHUULLDDNNEERR)),,  SSOO  KKAANNNN  DDEERR  GGLLÄÄUUBBIIGGEERR  DDIIEE  LLEEIISSTTUUNNGG  NNAACCHH  

SSEEIINNEEMM  BBEELLIIEEBBEENN  VVOONN  JJEEDDEEMM  DDEERR  SSCCHHUULLDDNNEERR  GGAANNZZ  OODDEERR  ZZUU  EEIINNEEMM  TTEEIILL  FFOORRDDEERRNN..  22BBIISS  

ZZUURR  BBEEWWIIRRKKUUNNGG  DDEERR  GGAANNZZEENN  LLEEIISSTTUUNNGG  BBLLEEIIBBEENN  SSÄÄMMTTLLIICCHHEE  SSCCHHUULLDDNNEERR  VVEERRPPFFLLIICCHHTTEETT..  

Intern findet indes ein Ausgleich zwischen den Gesamtschuldnern (hier zwischen Fahrer und 

Halter) statt. Dieser Ausgleich ist – soweit sich nicht aus einer anderen Vereinbarung etwas 

anderes ergibt – in § 426 BGB geregelt.  

§§  442266  ––  AAUUSSGGLLEEIICCHHUUNNGGSSPPFFLLIICCHHTT,,  FFOORRDDEERRUUNNGGSSÜÜBBEERRGGAANNGG  

((11))  
11DDIIEE  GGEESSAAMMTTSSCCHHUULLDDNNEERR  SSIINNDD  IIMM  VVEERRHHÄÄLLTTNNIISS  ZZUUEEIINNAANNDDEERR  ZZUU  GGLLEEIICCHHEENN  AANNTTEEIILLEENN  

VVEERRPPFFLLIICCHHTTEETT,,  SSOOWWEEIITT  NNIICCHHTT  EEIINN  AANNDDEERREESS  BBEESSTTIIMMMMTT  IISSTT..  22KKAANNNN  VVOONN  EEIINNEEMM  

GGEESSAAMMTTSSCCHHUULLDDNNEERR  DDEERR  AAUUFF  IIHHNN  EENNTTFFAALLLLEENNDDEE  BBEEIITTRRAAGG  NNIICCHHTT  EERRLLAANNGGTT  WWEERRDDEENN,,  SSOO  IISSTT  

DDEERR  AAUUSSFFAALLLL  VVOONN  DDEENN  ÜÜBBRRIIGGEENN  ZZUURR  AAUUSSGGLLEEIICCHHUUNNGG  VVEERRPPFFLLIICCHHTTEETTEENN  SSCCHHUULLDDNNEERRNN  ZZUU  



 

TTRRAAGGEENN..  

((22))  
11SSOOWWEEIITT  EEIINN  GGEESSAAMMTTSSCCHHUULLDDNNEERR  DDEENN  GGLLÄÄUUBBIIGGEERR  BBEEFFRRIIEEDDIIGGTT  UUNNDD  VVOONN  DDEENN  

ÜÜBBRRIIGGEENN  SSCCHHUULLDDNNEERRNN  AAUUSSGGLLEEIICCHHUUNNGG  VVEERRLLAANNGGEENN  KKAANNNN,,  GGEEHHTT  DDIIEE  FFOORRDDEERRUUNNGG  DDEESS  

GGLLÄÄUUBBIIGGEERRSS  GGEEGGEENN  DDIIEE  ÜÜBBRRIIGGEENN  SSCCHHUULLDDNNEERR  AAUUFF  IIHHNN  ÜÜBBEERR..  22DDEERR  ÜÜBBEERRGGAANNGG  KKAANNNN  

NNIICCHHTT  ZZUUMM  NNAACCHHTTEEIILL  DDEESS  GGLLÄÄUUBBIIGGEERRSS  GGEELLTTEENNDD  GGEEMMAACCHHTT  WWEERRDDEENN..  

Hier liegt der Fall aber anders:  

Jeder Halter eines Kraftfahrzeugs muss sich aufgrund § 1 Pflichtversicherungsgesetz (PflVG) 

gegen das Risiko, im Straßenverkehr Schäden zu verursachen, versichern. Normalerweise 

müsste das Opfer sich jetzt an den Fahrer oder den Halter wenden und von diesen den 

Schadenersatz verlangen.  

Da der Gesetzgeber aber wusste, dass die Teilnehmer des Straßenverkehrs in aller Regel nicht 

über Reichtümer verfügen würden, Versicherungen aber (fast immer) Geld haben, hat der 

Gesetzgeber das Opfer durch einen gesetzlich angeordneten Schuldbeitritt privilegiert.  

Der Schuldbeitritt ist für andere Fälle gesetzlich grundsätzlich nicht 
normiert.  
Geregelt sind nur die Schuldübernahme, § 414 ff. BGB und die 
Bürgschaft, §§ 765 ff. BGB. Bei der Schuldübernahme wird der 
Schuldner ausgewechselt. Der Neu-Schuldner tritt nur an die Stelle 
des Alt-Schuldners. Der Gläubiger hat aber nach wie vor nur einen 
Schuldner. 
Bei der Bürgschaft haftet der Bürge nur subsidiär118. Der Gläubiger 
hat grundsätzlich nur einen Schuldner, da der Bürge nur dann für die 
Schuld einstehen soll, wenn der Hauptschuldner nicht leisten kann.  
Der Schuldbeitritt ist daher grundsätzlich ein sich aus § 311 I BGB 
ergebender Vertrag119, durch den die Stellung des Gläubigers extrem 
verbessert wird.  
Denn anders als in den zuvor beschriebenen Fällen erhält der 
Gläubiger hier einen weiteren, zusätzlichen Schuldner, der die 
übernommene Verbindlichkeit als eigene schuldet.  

Der o.g. Schuldbeitritt der Versicherung ergibt sich aus:  

§§  111155  ––  DDIIRREEKKTTAANNSSPPRRUUCCHH  

((11))  
11DDEERR  DDRRIITTTTEE  KKAANNNN  SSEEIINNEENN  AANNSSPPRRUUCCHH  AAUUFF  SSCCHHAADDEENNSSEERRSSAATTZZ  AAUUCCHH  GGEEGGEENN  DDEENN  

VVEERRSSIICCHHEERREERR  GGEELLTTEENNDD  MMAACCHHEENN,,  

11..  WWEENNNN  EESS  SSIICCHH  UUMM  EEIINNEE  HHAAFFTTPPFFLLIICCHHTTVVEERRSSIICCHHEERRUUNNGG  ZZUURR  EERRFFÜÜLLLLUUNNGG  EEIINNEERR  

NNAACCHH  DDEEMM  PPFFLLIICCHHTTVVEERRSSIICCHHEERRUUNNGGSSGGEESSEETTZZ  BBEESSTTEEHHEENNDDEENN  

VVEERRSSIICCHHEERRUUNNGGSSPPFFLLIICCHHTT  HHAANNDDEELLTT  OODDEERR  
22..  WWEENNNN  ÜÜBBEERR  DDAASS  VVEERRMMÖÖGGEENN  DDEESS  VVEERRSSIICCHHEERRUUNNGGSSNNEEHHMMEERRSS  DDAASS  

IINNSSOOLLVVEENNZZVVEERRFFAAHHRREENN  EERRÖÖFFFFNNEETT  OODDEERR  DDEERR  EERRÖÖFFFFNNUUNNGGSSAANNTTRRAAGG  MMAANNGGEELLSS  
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 nachrangig. 
119

 Auch „atypischer Vertrag“ genannt. 



 

MMAASSSSEE  AABBGGEEWWIIEESSEENN  WWOORRDDEENN  IISSTT  OODDEERR  EEIINN  VVOORRLLÄÄUUFFIIGGEERR  

IINNSSOOLLVVEENNZZVVEERRWWAALLTTEERR  BBEESSTTEELLLLTT  WWOORRDDEENN  IISSTT  OODDEERR  

33..  WWEENNNN  DDEERR  AAUUFFEENNTTHHAALLTT  DDEESS  VVEERRSSIICCHHEERRUUNNGGSSNNEEHHMMEERRSS  UUNNBBEEKKAANNNNTT  IISSTT..  
22DDEERR  AANNSSPPRRUUCCHH  BBEESSTTEEHHTT  IIMM  RRAAHHMMEENN  DDEERR  LLEEIISSTTUUNNGGSSPPFFLLIICCHHTT  DDEESS  VVEERRSSIICCHHEERREERRSS  AAUUSS  

DDEEMM  VVEERRSSIICCHHEERRUUNNGGSSVVEERRHHÄÄLLTTNNIISS  UUNNDD,,  SSOOWWEEIITT  EEIINNEE  LLEEIISSTTUUNNGGSSPPFFLLIICCHHTT  NNIICCHHTT  BBEESSTTEEHHTT,,  

IIMM  RRAAHHMMEENN  DDEESS  §§  111177  AABBSS..  11  BBIISS  44..  33DDEERR  VVEERRSSIICCHHEERREERR  HHAATT  DDEENN  SSCCHHAADDEENNSSEERRSSAATTZZ  IINN  

GGEELLDD  ZZUU  LLEEIISSTTEENN..  44DDEERR  VVEERRSSIICCHHEERREERR  UUNNDD  DDEERR  EERRSSAATTZZPPFFLLIICCHHTTIIGGEE  

VVEERRSSIICCHHEERRUUNNGGSSNNEEHHMMEERR  HHAAFFTTEENN  AALLSS  GGEESSAAMMTTSSCCHHUULLDDNNEERR..  

((22))  
11DDEERR  AANNSSPPRRUUCCHH  NNAACCHH  AABBSSAATTZZ  11  UUNNTTEERRLLIIEEGGTT  DDEERR  GGLLEEIICCHHEENN  VVEERRJJÄÄHHRRUUNNGG  WWIIEE  DDEERR  

SSCCHHAADDEENNSSEERRSSAATTZZAANNSSPPRRUUCCHH  GGEEGGEENN  DDEENN  EERRSSAATTZZPPFFLLIICCHHTTIIGGEENN  VVEERRSSIICCHHEERRUUNNGGSSNNEEHHMMEERR..  
22DDIIEE  VVEERRJJÄÄHHRRUUNNGG  BBEEGGIINNNNTT  MMIITT  DDEEMM  ZZEEIITTPPUUNNKKTT,,  ZZUU  DDEEMM  DDIIEE  VVEERRJJÄÄHHRRUUNNGG  DDEESS  

SSCCHHAADDEENNSSEERRSSAATTZZAANNSSPPRRUUCCHHSS  GGEEGGEENN  DDEENN  EERRSSAATTZZPPFFLLIICCHHTTIIGGEENN  VVEERRSSIICCHHEERRUUNNGGSSNNEEHHMMEERR  

BBEEGGIINNNNTT;;  SSIIEE  EENNDDEETT  JJEEDDOOCCHH  SSPPÄÄTTEESSTTEENNSS  NNAACCHH  ZZEEHHNN  JJAAHHRREENN  VVOONN  DDEEMM  EEIINNTTRRIITTTT  DDEESS  

SSCCHHAADDEENNSS  AANN..  
33IISSTT  DDEERR  AANNSSPPRRUUCCHH  DDEESS  DDRRIITTTTEENN  BBEEII  DDEEMM  VVEERRSSIICCHHEERREERR  AANNGGEEMMEELLDDEETT  

WWOORRDDEENN,,  IISSTT  DDIIEE  VVEERRJJÄÄHHRRUUNNGG  BBIISS  ZZUU  DDEEMM  ZZEEIITTPPUUNNKKTT  GGEEHHEEMMMMTT,,  ZZUU  DDEEMM  DDIIEE  

EENNTTSSCCHHEEIIDDUUNNGG  DDEESS  VVEERRSSIICCHHEERREERRSS  DDEEMM  AANNSSPPRRUUCCHHSSTTEELLLLEERR  IINN  TTEEXXTTFFOORRMM  ZZUUGGEEHHTT..  44DDIIEE  

HHEEMMMMUUNNGG,,  DDIIEE  AABBLLAAUUFFHHEEMMMMUUNNGG  UUNNDD  DDEERR  NNEEUUBBEEGGIINNNN  DDEERR  VVEERRJJÄÄHHRRUUNNGG  DDEESS  

AANNSSPPRRUUCCHHSS  GGEEGGEENN  DDEENN  VVEERRSSIICCHHEERREERR  WWIIRRKKEENN  AAUUCCHH  GGEEGGEENNÜÜBBEERR  DDEEMM  

EERRSSAATTZZPPFFLLIICCHHTTIIGGEENN  VVEERRSSIICCHHEERRUUNNGGSSNNEEHHMMEERR  UUNNDD  UUMMGGEEKKEEHHRRTT..  

In der Praxis erfolgt daher eine Klage gegen  

1. den Halter,  
2. den Fahrer, 
3. die Versicherung. 

 

Diese Vorgehensweise hat noch einen günstigen Nebeneffekt. Um das 
zu verstehen, muss man jedoch ein wenig über den Zivilprozess 
wissen.  
Im Zivilprozess kann die Partei120 des Prozesses grundsätzlich nicht 
gleichzeitig Zeuge sein. Der Zeuge ist für das Gericht aber ein 
wichtiges Beweismittel. Wird der Zeuge vernommen, so kann und 
wird das Gericht selbst dann, wenn dieser ein maßgebliches Interesse 
am Ausgang des Prozesses hat, dessen Aussage verwerten121.  
Um die klägerische Position zu verbessern oder eine ohnehin 
schlechte Position (Der anspruchsstellende Halter ist gleichzeitig 
Fahrer) nicht zusätzlich zu verschlechtern, ist es mithin vorteilhaft, 
den Fahrer der Gegenseite ebenfalls in Anspruch zu nehmen. Denn 
dann kann dieser aufgrund seiner Stellung als Partei nicht als Zeuge 
vernommen werden.  

DD..  DDIIEE  HHAAFFTTUUNNGG  FFÜÜRR  NNAACCHHGGEEWWIIEESSEENNEESS  VVEERRSSCCHHUULLDDEENN  ––  TTEEIILL  11::  §§  882233  BBGGBB  

II..  DDIIEE  SSTTRRUUKKTTUURR  DDEESS  §§  882233  II  BBGGBB    

11..))  HHAAFFTTUUNNGGSSBBEEGGRRÜÜNNDDEENNDDEERR  TTAATTBBEESSTTAANNDD    

Der Haftungsbegründende Tatbestand im Überblick:  
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 Kläger oder Beklagter. 
121

 Wenn objektive Zeugen vorhanden wird, kommt der Aussage vielleicht eine geringere Beweiskraft zu. Sie führt aber 
nicht zu einer Unverwertbarkeit.  



 

§§  882233  AABBSS..  11  BBGGBB::    

11..  SSCCHHAADDEENNSSTTIIFFTTEENNDDEESS  VVEERRHHAALLTTEENN    

22..  VVEERRLLEETTZZUUNNGG  EEIINNEESS  IINN  §§  882233  II  BBGGBB  EENNUUMMEERRAATTIIVV  AAUUFFGGEEFFÜÜHHRRTTEENN  RREECCHHTTSS  BBZZWW..  

RREECCHHTTGGUUTTSS  

33..  OOBBJJEEKKTTIIVVEERR  ZZUUSSAAMMMMEENNHHAANNGG  ZZWWIISSCCHHEENN  HHAANNDDLLUUNNGG  UUNNDD  SSCCHHAADDEENN  

44..  SSCCHHUULLDDHHAAFFTTIIGGKKEEIITT  

aa))  SSCCHHAADDEENNSSTTIIFFTTEENNDDEESS  VVEERRHHAALLTTEENN    

aa) Unter schadenstiftendes Verhalten fällt zunächst jede Handlung (sog. positives Tun) 

einer Person.  

bb) Allerdings kann auch ein Unterlassen einer gebotenen Handlung zu einer Haftung 

führen. Das ist dann der Fall, wenn eine Rechtspflicht zum Handeln bestanden hätte. Eine 

solche Rechtspflicht besteht insbesondere in den Fällen des Bestehens einer 

Verkehrssicherungspflicht (Bsp.: Schneeräumen, Unfallabsicherung, Bausicherungen etc.)  

bb))  VVEERRLLEETTZZUUNNGG  EEIINNEESS  EENNUUMMEERRAATTIIVV  AAUUFFGGEEFFÜÜHHRRTTEENN  RREECCHHTTSS((GGUUTTSS))  

cc))  OOBBJJEEKKTTIIVVEERR  ZZUUSSAAMMMMEENNHHAANNGG  ZZWWIISSCCHHEENN  HHAANNDDLLUUNNGG  UUNNDD  SSCCHHAADDEENNSSEERREEIIGGNNIISS  

aaaa))  KKAAUUSSAALLIITTÄÄTT  ==  „„CCOONNDDIITTIIOO--SSIINNEE--QQUUAA--NNOONN““    

Kausalität ist das Bindeglied zwischen Handlung und eingetretenem Schaden. Allerdings ist 

die Kausalitätsformel derart weit gefasst, dass hier nur im absoluten Ausnahmefall (Zufall) 

etwas nicht unter den Begriff der Kausalität fällt. „Conditio sine qua non“ = Bedingung ohne 

die nicht, so heißt die auf Latein ausgeführte Formel.  

EESS  IISSTT  JJEEDDEE  BBEEDDIINNGGUUNNGG  IIMM  SSIINNNNEE  DDEERR  CCOONNDDIITTIIOO--SSIINNEE--QQUUAA--NNOONN  ––  FFOORRMMEELL  FFÜÜRR  DDEENN  

EEIINNTTRRIITTTT  DDEESS  SSCCHHAADDEENNSS  UURRSSÄÄCCHHLLIICCHH,,  DDIIEE  NNIICCHHTT  HHIINNWWEEGGGGEEDDAACCHHTT  WWEERRDDEENN  KKAANNNN,,  OOHHNNEE  

DDAASSSS  DDEERR  EERRFFOOLLGG  EENNTTFFÄÄLLLLTT..    

Beispiel: Wäre F nicht über die Rote Ampel gefahren, wäre dieser Unfall nicht passiert.  

Aber nach dieser Formel kann man sogar die Geburt als kausal für den Unfallhergang 

betrachten.  

Beispiel: Wäre F nicht geboren worden, hätte F keinen Führerschein machen können, 
wäre er am Unfalltag nicht losgefahren und hätte nicht über „Rot“ fahren 
können.  

Nicht „Conditio-sine-qua-non“ sind daher nur zufällig, aber nicht auf dem Verhalten oder der 

Reaktion einer Person zutreffende Umstände.  

Beispiel: Ein Beispiel aus dem Strafrecht: T und O gehen gemeinsam spazieren. T hat 
den festen Entschluss O zu töten, weiß aber noch nicht wie. Wegen eines 



 

heranziehenden Gewitters, wünscht sich T, dass ein Blitz ihm die Arbeit 
abnehme.  

 Wenn O jetzt tatsächlich vom Blitz erschlagen würde, waren die Gedanken 
des T hierfür nicht kausal, weil T keinen Einfluss auf die Frage eines 
Blitzeinschlages hat.  

 
Auf den Fall bezogen bedeutet dies: Selbstverständlich liegt Kausalität vor. Wäre R 

nicht mit überhöhter Geschwindigkeit durch die Stadt gefahren, wäre dieser 
Unfall nicht passiert.  

bbbb))  AADDÄÄQQUUAANNZZ    

Adäquanz ist das Korrektiv für die durch die weitreichenden Ergebnisse der conditio sine qua 

non – Formel.  

AADDÄÄQQUUAANNZZ  LLIIEEGGTT  DDAANNNN  VVOORR,,  WWEENNNN  EEIINN  OOBBJJEEKKTTIIVVEERR  BBEEOOBBAACCHHTTEERR,,  AAUUSSGGEESSTTAATTTTEETT  MMIITT  

DDEEMM  SSOONNDDEERRWWIISSSSEENN  DDEESS  TTÄÄTTEERRSS,,  DDAASS  EERREEIIGGNNIISS  HHÄÄTTTTEE  VVOORRHHEERRSSEEHHEENN  KKÖÖNNNNEENN..    

Auf den Fall bezogen: Auch alle Schäden sind adäquat kausal. Ein objektiver Dritter 
hätte aus Sicht des R ohne Schwierigkeiten vorhersehen können, dass dieser 
Unfall passiert. Auch ist nicht schwer nachzuvollziehen, dass O just durch den 
Unfall verletzt wird. Auch ist nachvollziehbar, dass die Ehefrau wegen der 
Mitteilung von dem Unfall zusammenbricht und es ist nachvollziehbar 
(wenngleich etwas schwerer), dass der Passant allein durch das Beobachten 
des Unfalles einen Schock erleidet.  

cccc))  SSCCHHUUTTZZZZWWEECCKK  DDEERR  NNOORRMM    

Daher ist ein letztes Korrektiv erforderlich. Denn nicht jeder Schaden, den ein objektiver 

Dritter hätte vorhersehen können, soll auch vom Schadenersatzrecht abgedeckt werden.  

Hier wird die Frage nach dem Sinn und Zweck der Norm beantwortet.  

DDEERR  SSCCHHUUTTZZZZWWEECCKK  DDEERR  NNOORRMM  IISSTT  DDAANNNN  BBEETTRROOFFFFEENN,,  WWEENNNN  GGEERRAADDEE  DDIIEESSEERR  TTAATTBBEESSTTAANNDD  

DDEENN  AANNSSPPRRUUCCHHSSTTEELLLLEERR  VVOORR  DDEEMM  KKOONNKKRREETTEENN  EERREEIIGGNNIISS  SSCCHHÜÜTTZZEENN  WWOOLLLLTTEE..    

Auf den Fall bezogen ist das bei der Ehefrau der Fall, aber nur dann, wenn der Schock 
über das normale Maß an Betroffenheit und Trauer hinausgeht122.  

 Der Passant fällt aber nicht mehr hierunter. Denn der Passant ist sog. 
Ferngeschädigter. Er steht dem Geschehen derart fern, dass er nicht mehr 
von den Normen erfasst werden sollte123.  

dd))  WWIIDDEERRRREECCHHTTLLIICCHHKKEEIITT//RREECCHHTTSSWWIIDDRRIIGGKKEEIITT    

                                                      
122

 Hier kommt es allein auf die Einschätzung des Arztes an.  
123

 Der Grund hierfür ist offensichtlich. Würde der Passant ebenfalls unter den Schutzbereich fallen, würden 
Schadenersatzsansprüche nahezu ins Uferlose ausarten. Dies soll, wie schon bei den reinen Vermögensschäden auch, 
verhindert werden.  



 

Bei der Widerrechtlichkeit wird die Frage nach Rechtfertigungsgründen gestellt. Es kann 

schließlich vorkommen, dass der vermeintliche Schädiger ausnahmsweise entsprechend der 

Handlungsweise handeln durfte.  

Beispiel: Postbote (P) geht auf dem Bürgersteig, als der ihn bislang jeden Tag nur 
ankläffende Hund Waldi (W) über die Mauer springt und in die Beine beißt. 
Um sich des Bisses zu erwehren, tritt P mit dem anderen Bein nach W und 
tötet ihn hierbei. Selbstverständlich liegt eine sowohl eine 
Eigentumsverletzung im Sinne des § 823 Abs. 1 BGB als auch eine ebenfalls 
grds. Schadenersatzansprüche gemäß § 823 Abs. 2 BGB auslösende 
Sachbeschädigung im Sinne des § 303 StGB vor.  

 Allerdings ging der „Angriff“ hier ja von dem Hund aus, so dass das Wehren 
gegen diesen „nicht falsch“ sein darf. 

 Das Treten des Hundes erfüllt folglich den Tatbestand des § 823 I BGB. Indes 
kann sich P hier auf § 228 BGB berufen.  

§§  222288  NNOOTTSSTTAANNDD
112244  

WWEERR  EEIINNEE  FFRREEMMDDEE  SSAACCHHEE  BBEESSCCHHÄÄDDIIGGTT  OODDEERR  ZZEERRSSTTÖÖRRTT,,  UUMM  EEIINNEE  DDUURRCCHH  SSIIEE  DDRROOHHEENNDDEE  

GGEEFFAAHHRR  VVOONN  SSIICCHH  OODDEERR  EEIINNEEMM  AANNDDEERREENN  AABBZZUUWWEENNDDEENN,,  HHAANNDDEELLTT  NNIICCHHTT  

WWIIDDEERRRREECCHHTTLLIICCHH,,  WWEENNNN  DDIIEE  BBEESSCCHHÄÄDDIIGGUUNNGG  OODDEERR  DDIIEE  ZZEERRSSTTÖÖRRUUNNGG  ZZUURR  AABBWWEENNDDUUNNGG  

DDEERR  GGEEFFAAHHRR  EERRFFOORRDDEERRLLIICCHH  IISSTT  UUNNDD  DDEERR  SSCCHHAADDEENN  NNIICCHHTT  AAUUßßEERR  VVEERRHHÄÄLLTTNNIISS  ZZUU  DDEERR  

GGEEFFAAHHRR  SSTTEEHHTT..  HHAATT  DDEERR  HHAANNDDEELLNNDDEE  DDIIEE  GGEEFFAAHHRR  VVEERRSSCCHHUULLDDEETT,,  SSOO  IISSTT  EERR  ZZUUMM  

SSCCHHAADDEENNSSEERRSSAATTZZ  VVEERRPPFFLLIICCHHTTEETT..  

 W stellt eine fremde bewegliche Sache (im Rechtssinne) dar, §§ 90, 90a BGB. 
Allerdings ist durch W für P eine Gefahr ausgegangen, weshalb die Abwehr 
des Beißangriffs erforderlich war. Dass W hierbei getötet wurde, steht zum 
Schaden auch nicht außer Verhältnis.  

ee))  SSCCHHUULLDDHHAAFFTT  

Im Zivilrecht ist i.d.R. der Schuldbegriff der engere Begriff. Grundsätzlich stellt sich im 

Zivilrecht die Frage der Verantwortlichkeit, mithin sowohl im deliktischen als auch im 

schuldrechtlichen Bereich.  

aaaa))  MMIINNDDEERRJJÄÄHHRRIIGGEE    

Im Deliktsrecht stellt sich – wie im Strafrecht ebenfalls – zunächst die Frage, ob eine 

Schuldfähigkeit gegeben ist.  

Die Deliktsfähigkeit wird grundsätzlich in §§ 827, 828 BGB normiert.  

§§  882277  ––  AAUUSSSSCCHHLLUUSSSS  UUNNDD  MMIINNDDEERRUUNNGG  DDEERR  VVEERRAANNTTWWOORRTTLLIICCHHKKEEIITT  

WWEERR  IIMM  ZZUUSSTTAANNDD  DDEERR  BBEEWWUUSSSSTTLLOOSSIIGGKKEEIITT  OODDEERR  IINN  EEIINNEEMM  DDIIEE  FFRREEIIEE  

WWIILLLLEENNSSBBEESSTTIIMMMMUUNNGG  AAUUSSSSCCHHLLIIEEßßEENNDDEENN  ZZUUSSTTAANNDD  KKRRAANNKKHHAAFFTTEERR  SSTTÖÖRRUUNNGG  DDEERR  
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 Andere Rechtfertigungsgründe ergeben sich aus §§ 227, 229, 561, 859, 904, 906. 



 

GGEEIISSTTEESSTTÄÄTTIIGGKKEEIITT  EEIINNEEMM  AANNDDEERREENN  SSCCHHAADDEENN  ZZUUFFÜÜGGTT,,  IISSTT  FFÜÜRR  DDEENN  SSCCHHAADDEENN  NNIICCHHTT  

VVEERRAANNTTWWOORRTTLLIICCHH..  HHAATT  EERR  SSIICCHH  DDUURRCCHH  GGEEIISSTTIIGGEE  GGEETTRRÄÄNNKKEE  OODDEERR  ÄÄHHNNLLIICCHHEE  MMIITTTTEELL  IINN  

EEIINNEENN  VVOORRÜÜBBEERRGGEEHHEENNDDEENN  ZZUUSSTTAANNDD  DDIIEESSEERR  AARRTT  VVEERRSSEETTZZTT,,  SSOO  IISSTT  EERR  FFÜÜRR  EEIINNEENN  

SSCCHHAADDEENN,,  DDEENN  EERR  IINN  DDIIEESSEEMM  ZZUUSSTTAANNDD  WWIIDDEERRRREECCHHTTLLIICCHH  VVEERRUURRSSAACCHHTT,,  IINN  GGLLEEIICCHHEERR  

WWEEIISSEE  VVEERRAANNTTWWOORRTTLLIICCHH,,  WWIIEE  WWEENNNN  IIHHMM  FFAAHHRRLLÄÄSSSSIIGGKKEEIITT  ZZUURR  LLAASSTT  FFIIEELLEE;;  DDIIEE  

VVEERRAANNTTWWOORRTTLLIICCHHKKEEIITT  TTRRIITTTT  NNIICCHHTT  EEIINN,,  WWEENNNN  EERR  OOHHNNEE  VVEERRSSCCHHUULLDDEENN  IINN  DDEENN  ZZUUSSTTAANNDD  

GGEERRAATTEENN  IISSTT..  

  

§§  882288  ––  MMIINNDDEERRJJÄÄHHRRIIGGEE  

((11))  WWEERR  NNIICCHHTT  DDAASS  SSIIEEBBEENNTTEE  LLEEBBEENNSSJJAAHHRR  VVOOLLLLEENNDDEETT  HHAATT,,  IISSTT  FFÜÜRR  EEIINNEENN  SSCCHHAADDEENN,,  DDEENN  

EERR  EEIINNEEMM  AANNDDEERREENN  ZZUUFFÜÜGGTT,,  NNIICCHHTT  VVEERRAANNTTWWOORRTTLLIICCHH..  

((22))  WWEERR  DDAASS  SSIIEEBBEENNTTEE,,  AABBEERR  NNIICCHHTT  DDAASS  ZZEEHHNNTTEE  LLEEBBEENNSSJJAAHHRR  VVOOLLLLEENNDDEETT  HHAATT,,  IISSTT  FFÜÜRR  

DDEENN  SSCCHHAADDEENN,,  DDEENN  EERR  BBEEII  EEIINNEEMM  UUNNFFAALLLL  MMIITT  EEIINNEEMM  KKRRAAFFTTFFAAHHRRZZEEUUGG,,  EEIINNEERR  

SSCCHHIIEENNEENNBBAAHHNN  OODDEERR  EEIINNEERR  SSCCHHWWEEBBEEBBAAHHNN  EEIINNEEMM  AANNDDEERREENN  ZZUUFFÜÜGGTT,,  NNIICCHHTT  

VVEERRAANNTTWWOORRTTLLIICCHH..  DDIIEESS  GGIILLTT  NNIICCHHTT,,  WWEENNNN  EERR  DDIIEE  VVEERRLLEETTZZUUNNGG  VVOORRSSÄÄTTZZLLIICCHH  

HHEERRBBEEIIGGEEFFÜÜHHRRTT  HHAATT..  

((33))  WWEERR  DDAASS  1188..  LLEEBBEENNSSJJAAHHRR  NNOOCCHH  NNIICCHHTT  VVOOLLLLEENNDDEETT  HHAATT,,  IISSTT,,  SSOOFFEERRNN  SSEEIINNEE  

VVEERRAANNTTWWOORRTTLLIICCHHKKEEIITT  NNIICCHHTT  NNAACCHH  AABBSSAATTZZ  11  OODDEERR  22  AAUUSSGGEESSCCHHLLOOSSSSEENN  IISSTT,,  FFÜÜRR  DDEENN  

SSCCHHAADDEENN,,  DDEENN  EERR  EEIINNEEMM  AANNDDEERREENN  ZZUUFFÜÜGGTT,,  NNIICCHHTT  VVEERRAANNTTWWOORRTTLLIICCHH,,  WWEENNNN  EERR  BBEEII  DDEERR  

BBEEGGEEHHUUNNGG  DDEERR  SSCCHHÄÄDDIIGGEENNDDEENN  HHAANNDDLLUUNNGG  NNIICCHHTT  DDIIEE  ZZUURR  EERRKKEENNNNTTNNIISS  DDEERR  

VVEERRAANNTTWWOORRTTLLIICCHHKKEEIITT  EERRFFOORRDDEERRLLIICCHHEE  EEIINNSSIICCHHTT  HHAATT..  

Gemäß § 828 II BGB ist jeder Minderjährige unter 7 Jahre absolut deliktsunfähig.  

Vom 7. bis zum 18. Lebensjahr „entwickelt“ sich die Deliktsfähigkeit zunehmend. Es wird 

dabei in jedem Einzelfall überprüft, ob und inwieweit der Minderjährige bei der konkreten 

Tat bereits erkennen konnte, dass sein Verhalten gegen die Rechtsordnung verstößt.  

Beispiel: Läuft ein 7-jähriges Kind hinter seinem Ball auf die Straße, so handelt das 
Kind nicht schuldhaft.  

bbbb))  SSOONNSSTTIIGGEE  VVEERRSSCCHHUULLDDEENNSSUUNNFFÄÄHHIIGGKKEEIITT    

Aber nicht nur Minderjährige können deliktsunfähig sein, sondern auch Erwachsene. Dies gilt 

insbesondere dann, wenn diese aufgrund Medikamenteneinnahme oder Alkoholkonsum 

nicht mehr in der Lage sind, das Unrecht ihrer Tat einzusehen.  

cccc))  VVOORRSSAATTZZ    

VVOORRSSÄÄTTZZLLIICCHH  HHAANNDDEELLTT  DDEERRJJEENNIIGGEE,,  DDEERR  MMIITT  WWIISSSSEENN  UUNNDD  WWOOLLLLEENN  DDEENN  ZZUU  

BBEEUURRTTEEIILLEENNDDEENN  TTAATTBBEESSTTAANNDD  BBZZWW..  DDIIEE  TTAATTBBEESSTTAANNDDSSMMEERRKKMMAALLEE  VVEERRWWIIRRKKLLIICCHHTT..    

Im Zivilrecht verhindert der Irrtum über die Rechtswidrigkeit seines Handelns – anders als im 

Strafrecht – das vorsätzliches Handeln angenommen wird.  

dddd))  FFAAHHRRLLÄÄSSSSIIGGKKEEIITT    

((11))  GGRRUUNNDDSSAATTZZ    



 

Fahrlässigkeit ist im allgemeinen Schuldrecht in § 276 II StGB legal definiert.  

§§  227766  VVEERRAANNTTWWOORRTTLLIICCHHKKEEIITT  DDEESS  SSCCHHUULLDDNNEERRSS  

((11))  DDEERR  SSCCHHUULLDDNNEERR  HHAATT  VVOORRSSAATTZZ  UUNNDD  FFAAHHRRLLÄÄSSSSIIGGKKEEIITT  ZZUU  VVEERRTTRREETTEENN,,  WWEENNNN  EEIINNEE  

SSTTRREENNGGEERREE  OODDEERR  MMIILLDDEERREE  HHAAFFTTUUNNGG  WWEEDDEERR  BBEESSTTIIMMMMTT  NNOOCCHH  AAUUSS  DDEEMM  SSOONNSSTTIIGGEENN  

IINNHHAALLTT  DDEESS  SSCCHHUULLDDVVEERRHHÄÄLLTTNNIISSSSEESS,,  IINNSSBBEESSOONNDDEERREE  AAUUSS  DDEERR  ÜÜBBEERRNNAAHHMMEE  EEIINNEERR  

GGAARRAANNTTIIEE  OODDEERR  EEIINNEESS  BBEESSCCHHAAFFFFUUNNGGSSRRIISSIIKKOOSS,,  ZZUU  EENNTTNNEEHHMMEENN  IISSTT..  DDIIEE  VVOORRSSCCHHRRIIFFTTEENN  

DDEERR  §§§§  882277  UUNNDD  882288  FFIINNDDEENN  EENNTTSSPPRREECCHHEENNDDEE  AANNWWEENNDDUUNNGG..  

((22))  FFAAHHRRLLÄÄSSSSIIGG  HHAANNDDEELLTT,,  WWEERR  DDIIEE  IIMM  VVEERRKKEEHHRR  EERRFFOORRDDEERRLLIICCHHEE  SSOORRGGFFAALLTT  AAUUßßEERR  AACCHHTT  

LLÄÄSSSSTT..  

((33))  DDIIEE  HHAAFFTTUUNNGG  WWEEGGEENN  VVOORRSSAATTZZEESS  KKAANNNN  DDEEMM  SSCCHHUULLDDNNEERR  NNIICCHHTT  IIMM  VVOORRAAUUSS  

EERRLLAASSSSEENN  WWEERRDDEENN..  

((22))  ÄÄNNDDEERRUUNNGG  DDEERR  HHAAFFTTUUNNGGSSMMAAßßSSTTÄÄBBEE  DDUURRCCHH  AANNDDEERREE  VVOORRSSCCHHRRIIFFTTEENN  

Ist Grundlage einer deliktischen Schädigung, i.d.R. Verletzung des Eigentums des 

Geschädigten, eine vertragliche Vereinbarung zwischen den Parteien, so können sich sowohl 

aus gesetzlichen Vorschriften als auch aus vertraglichen Vereinbarungen 

Haftungsmilderungen ergeben.  

((aa))  GGEESSEETTZZLLIICCHHEE  HHAAFFTTUUNNGGSSMMIILLDDEERRUUNNGGEENN    

Gesetzliche Haftungsmilderungen ergeben sich insbesondere aus:  

 § 521, Der Schenker hat nur grobe Fahrlässigkeit zu vertreten 
 § 599, Der Verleiher einer Sache hat nur grobe Fahrlässigkeit und Vorsatz zu 

vertreten.  
 § 690, Auch der (nicht bezahlte) Verwahrer hat nur für diejenige Sorgfalt 

einzustehen, die er in eigenen Sorgen anzuwenden pflegt.  
 § 708, Das gleiche gilt auch für einen Gesellschafter einer GbR oder GmbH  
 § 1359, Dies gilt auch für Ehegatten oder nach  
 § 1664, oder Eltern gegenüber ihrem Kind. 

((bb))  HHAAFFTTUUNNGGSSMMIILLDDEERRUUNNGGEENN  VVEERRTTRRAAGGLLIICCHH    

Selbstverständlich gehört es auch zu der Vertragsfreiheit der Parteien, eine Vereinbarung 

über ein Haftungsmilderung zu treffen.  

Zu bedenken ist indes, dass eine Haftungsmilderung dort ihre Grenze findet, wo 

unveräußerliche Rechte der anderen Partei beginnen, sog. Sittenwidrigkeit § 138 BGB.  

Grenzen existieren hierbei insbesondere auch dann, wenn sich der Vertragspartner eine 

Haftungsmilderung durch Verfassen von Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) 

versprechen lässt.  

Daher regelt § 309 Nr. 7 hierzu:  



 

§§  330099  KKLLAAUUSSEELLVVEERRBBOOTTEE  OOHHNNEE  WWEERRTTUUNNGGSSMMÖÖGGLLIICCHHKKEEIITT    

AAUUCCHH  SSOOWWEEIITT  EEIINNEE  AABBWWEEIICCHHUUNNGG  VVOONN  DDEENN  GGEESSEETTZZLLIICCHHEENN  VVOORRSSCCHHRRIIFFTTEENN  ZZUULLÄÄSSSSIIGG  IISSTT,,  
IISSTT  IINN  AALLLLGGEEMMEEIINNEENN  GGEESSCCHHÄÄFFTTSSBBEEDDIINNGGUUNNGGEENN  UUNNWWIIRRKKSSAAMM  {{……}}  

NNRR..  77  ((HHAAFFTTUUNNGGSSAAUUSSSSCCHHLLUUSSSS  BBEEII  VVEERRLLEETTZZUUNNGG  VVOONN  LLEEBBEENN,,  KKÖÖRRPPEERR,,  GGEESSUUNNDDHHEEIITT  UUNNDD  

BBEEII  GGRROOBBEEMM  VVEERRSSCCHHUULLDDEENN))  

AA))  ((VVEERRLLEETTZZUUNNGG  VVOONN  LLEEBBEENN,,  KKÖÖRRPPEERR,,  GGEESSUUNNDDHHEEIITT))  
EEIINN  AAUUSSSSCCHHLLUUSSSS  OODDEERR  EEIINNEE  BBEEGGRREENNZZUUNNGG  DDEERR  HHAAFFTTUUNNGG  FFÜÜRR  SSCCHHÄÄDDEENN  AAUUSS  DDEERR  

VVEERRLLEETTZZUUNNGG  DDEESS  LLEEBBEENNSS,,  DDEESS  KKÖÖRRPPEERRSS  OODDEERR  DDEERR  GGEESSUUNNDDHHEEIITT,,  DDIIEE  AAUUFF  EEIINNEERR  

FFAAHHRRLLÄÄSSSSIIGGEENN  PPFFLLIICCHHTTVVEERRLLEETTZZUUNNGG  DDEESS  VVEERRWWEENNDDEERRSS  OODDEERR  EEIINNEERR  VVOORRSSÄÄTTZZLLIICCHHEENN  OODDEERR  

FFAAHHRRLLÄÄSSSSIIGGEENN  PPFFLLIICCHHTTVVEERRLLEETTZZUUNNGG  EEIINNEESS  GGEESSEETTZZLLIICCHHEENN  VVEERRTTRREETTEERRSS  OODDEERR  

EERRFFÜÜLLLLUUNNGGSSGGEEHHIILLFFEENN  DDEESS  VVEERRWWEENNDDEERRSS  BBEERRUUHHEENN;;  
BB))  ((GGRROOBBEESS  VVEERRSSCCHHUULLDDEENN))  
EEIINN  AAUUSSSSCCHHLLUUSSSS  OODDEERR  EEIINNEE  BBEEGGRREENNZZUUNNGG  DDEERR  HHAAFFTTUUNNGG  FFÜÜRR  SSOONNSSTTIIGGEE  SSCCHHÄÄDDEENN,,  DDIIEE  

AAUUFF  EEIINNEERR  GGRROOBB  FFAAHHRRLLÄÄSSSSIIGGEENN  PPFFLLIICCHHTTVVEERRLLEETTZZUUNNGG  DDEESS  VVEERRWWEENNDDEERRSS  OODDEERR  AAUUFF  EEIINNEERR  

VVOORRSSÄÄTTZZLLIICCHHEENN  OODDEERR  GGRROOBB  FFAAHHRRLLÄÄSSSSIIGGEENN  PPFFLLIICCHHTTVVEERRLLEETTZZUUNNGG  EEIINNEESS  GGEESSEETTZZLLIICCHHEENN  

VVEERRTTRREETTEERRSS  OODDEERR  EERRFFÜÜLLLLUUNNGGSSGGEEHHIILLFFEENN  DDEESS  VVEERRWWEENNDDEERRSS  BBEERRUUHHEENN;;  {{……}}  

Durch diese Regelung soll verhindert werden, dass sich der Verwender der AGB eine über 

Gebühr gehende Haftungserleichterung verschafft.  

22..))  HHAAFFTTUUNNGGSSAAUUSSFFÜÜLLLLEENNDDEERR  TTAATTBBEESSTTAANNDD    

Hinsichtlich des haftungsausfüllenden Tatbestandes wird auf gemachte Ausführungen 

verwiesen.  

IIII..  FFAALLLLLLÖÖSSUUNNGG  ––  TTEEIILL  33    

III. O könnte gegen R Anspruch auf Schadenersatz i.H.v. 122.000,00 € gemäß § 823 
Abs. 1 StGB haben.  

1. 125 Das erforderliche schadenstiftende Verhalten stellt hier das Rasen mit 80 km/h 
durch die geschlossene Ortschaft dar.  

2. Durch den Unfall wurden mehrere in § 823 Abs. 1 StGB enumerativ aufgeführte 
Rechtsgüter des O, Körper, Gesundheit, Sachen verletzt.  

3.126Auch besteht ein objektiver Zusammenhang zwischen Handlung und Schaden, 
denn die Schäden resultieren sind zum einen „conditio sine qua non“ auf das 
Fahren mit dem Kfz des R zurückzuführen und zum anderen auch adäquat 
kausal. {Denn} Ein objektiver Beobachter kann nicht zu dem Schluss kommen, 
dass just diese Schäden nicht auf Grund des Fahrverhaltens des R entstanden 
sind.  

4. R war nicht gerechtfertigt.  
5. R müsste die Rechtsgüter des O vorsätzlich oder fahrlässig geschädigt haben127.  
 Dabei gilt hinsichtlich der Fahrlässigkeit der Maßstab des § 276 Abs. 2 BGB, 

wonach fahrlässig derjenige handelt, der die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
außer Acht lässt.  
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 Achtung auch hier Urteilsstil, denn im Wesentlichen wird auf gemachte Ausführungen Verwiesen. Es ist keinerlei Prüfung 
in der Sache erforderlich, da die Einzelheiten bereits aufgeklärt sind.  
126

 Achtung hier im Urteilsstil gefasst, da Sonnenklar! 
127

 Wechsel im Stil. An dieser Stelle bietet es sich an, eine genauere Prüfung vorzunehmen, weshalb nunmehr wieder in den 
Gutachtenstil gewechselt wird.  



 

 Das Fahren des R mit 80 km/h durch die geschlossene Ortschaft, obgleich hier aus 
Sicherheitsgründen ein Tempolimit von 50 km/h gilt, ist ein derart großer Verstoß 
gegen Regeln, dass zumindest einfache Fahrlässigkeit gegeben ist.  

 Daher hat R die Rechtsgüter des O zumindest fahrlässig geschädigt.  
6. Hinsichtlich des Haftungsumfangs gilt oben Gesagtes auch hier.  
 Daher hat O gegen R Anspruch auf Schadenersatz gemäß § 823 Abs. 1 BGB 

i.H.v. 122.000,00 €. 

IIIIII..  DDIIEE  SSTTRRUUKKTTUURR  DDEESS  §§  882233  IIII  BBGGBB  

Auch § 823 Abs. 2 BGB trifft eine Schadenersatzanordnung für den Fall, dass ein Schutzgesetz 

verletzt wird.  

Hier die Struktur des § 823 Abs. 2 BGB:  

1.) Haftungsbegründender Tatbestand 
a) Schutzgesetz  
b) Verletzung des Schutzgesetzes 
c) Schutzzweck der Norm erfasst 
d) Verschulden  
2.) Haftungsausfüllender Tatbestand  

IIVV..  FFAALLLLLLÖÖSSUUNNGG  ––  TTEEIILL  44  

IV. O könnte gegen R Anspruch auf Schadenersatz i.H.v. 122.000,00 € gemäß § 823 
Abs. 2 BGB i.V.m. § 229 StGB128 haben.  

1. § 229 StGB stellt hierbei ein unter § 823 Abs. 2 BGB fallendes Schutzgesetz dar.  
2. HIER MÜSSTE JETZT DIE PRÜFUNG DES § 229 STGB NACH STRAFRECHTLICHEN 

REGELN ERFOLGEN129.  
3. Der Schutzzweck des § 229 StGB erfasst eben typischerweise auch die hier 

genannten Fälle einer fahrlässigen Körperverletzung im Straßenverkehr.  
4. Verschulden liegt – wie bereits unter 2. ausgeführt –130 vor.  
ZE: O hat gegen R Anspruch auf Schadenersatz i.H.v. 122.000,00 € gemäß § 823 Abs. 

2 BGB i.V.m. § 229 StGB.  
GE: O hat gegen R Anspruch auf Schadenersatz i.H.v. 122.000,00 € gemäß § 7 Abs. 1 

StVG, § 18 StVG, § 823 Abs. 1 BGB, § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 229 StGB. 
B. Ansprüche der F gegen R  
131 Hinsichtlich der Ansprüche der F gegen R auf Schadenersatz gilt im Wesentlichen 

das hinsichtlich der Ansprüche O gegen R Gesagte entsprechend.  
 Einzig problematisch könnte der Umstand sein, dass F nicht unmittelbar 

Unfallgeschädigte war.  
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 fahrlässige Körperverletzung. 
129

 Dies wird aus Darstellungsgründen weglassen.  
130

 hier ist jetzt IV. 2. gemeint, da innerhalb der strafrechtlichen Prüfung auch die Frage der Fahrlässigkeit problematisiert 
wird.  
131

 Auch hier gilt: In der Kürze liegt die Würze. Sie haben bei Ansprüchen O gg R. bereits sämtliche Problematiken erörtert, 
so dass sie hier nur noch auf die Abweichungen eingehen müssen. Dabei erachte ich es für zulässig, vollständig auf die 
Ausführungen zu verweisen und nur noch auf Besonderheiten, hier die Frage der objektiven Zurechnung einzugehen.  



 

 Diese Frage entscheidet sich bei den in Frage kommenden Tatbeständen jeweils im 
Rahmen der Beurteilung der objektiven Zurechnung.  

 Für F ist in diesem Zusammenhang festzustellen, dass das Unfallereignis conditio 
sine qua non in Bezug auf den bei ihr eingetretenen Schaden gewesen ist.  

 Fraglich erscheint jedoch, ob der Unfall auch adäquat kausale Ursache für die 
eingetretenen Schäden gewesen ist. Dies ist dann der Fall, wenn ein objektiver, 
mit dem Sonderwissen des Täters ausgestatteter Beobachter das Ereignis bzw. 
dessen Folgen hätte vorhersehen können.  

 Es erscheint nicht ungewöhnlich, dass ein naher Familienangehöriger in 
Ohnmacht fällt, wenn er eine derartig schlechte Nachricht erhält. Ein durch diese 
Nachricht ausgelöster Schock stellt daher nichts Ungewöhnliches dar, so dass 
dieses Ereignis grds. vorhersehbar ist.  

 Daher der Schaden der F adäquat kausal.  
 Weiterhin müsste die F jedoch auch unter den Schutzzweck der hier zu prüfenden 

Normen132 fallen. Dies ist dann der Fall, wenn gerade dieses Ereignis von der 
Norm verhindert werden soll.  

 Die deliktischen Normen wollen die Unfallgeschädigten insgesamt schützen. 
Daher sind die unmittelbar Unfallgeschädigten in jedem Falle von dem 
Schutzzweck erfasst. Es erscheint jedoch unbillig, nur diese unter den 
Schutzzweck zu erfassen, so dass die nahen Familienangehörigen in jedem Falle 
ebenfalls dem Schutzzweck unterfallen.  

 Daher ist die F unter dem Schutzzweck der Norm zu unterstellen.  
 Mithin hat F gegen R Anspruch auf Ersatz der ihr entstandenen Schäden.  
 F hat gegen R Anspruch auf Schadenersatz i.H.v. 1.500,00 € gemäß § 7 Abs. 1 

StVG, § 18 StVG, § 823 Abs. 1 BGB, § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 229 StGB. 
B. Ansprüche des P gegen R  
 Ebenso wie bei F ist nur die Frage der objektiven Zurechnung problematisch. 

Dabei kann unentschieden bleiben, ob und inwieweit der Schaden des P adäquat 
kausal eingetreten ist.  

 P unterfällt jedenfalls nicht dem Schutzzweck der Norm. Denn P ist sog. 
„Ferngeschädigter“. Es unterfällt im Gegensatz zum Fall der F dem allgemeinen 
Lebensrisiko Verkehrsunfälle zu beobachten, so dass es nicht Aufgabe des 
Gesetzes sein kann, den Bürger vor sämtlichen Lebensrisiken zu schützen.  

 Daher hat P gegen R keinerlei Ansprüche.  
Gesamtergebnis des Falles: O hat gegen R Anspruch auf Schadenersatz i.H.v. 

122.000,00 € gemäß § 7 Abs. 1 StVG, § 18 StVG, § 823 Abs. 1 BGB, § 823 Abs. 
2 BGB i.V.m. § 229 StGB. F hat gegen R Anspruch auf Schadenersatz i.H.v. 
1.500,00 € gemäß § 7 Abs. 1 StVG, § 18 StVG, § 823 Abs. 1 BGB, § 823 Abs. 2 
BGB i.V.m. § 229 StGB. 

VV..  FFAALLLLLLÖÖSSUUNNGG  ––  KKOOMMPPLLEETTTT  

Fall:  Rudolf Raser fährt mit 80 km/h durch die geschlossene Ortschaft. Hierdurch 
wird Fußgänger O verletzt. O hat folgende Kosten:  
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 Hierbei gilt für alle Normen das gleiche (vgl. Besprechung in der Vorlesung). 



 

1. Ärztliche Heilbehandlung für O. 100.000,00 €  
2. Kleidung nicht reparabel 2.000,00 €  
3. Freiberuflicher Gewinnverlust 10.000,00 €  
4. Schmerzensgeld 10.000,00 €  
 Gesamtsumme: 122.000,00 €   

Ehefrau F bricht bei Mitteilung wegen Schocks zusammen. 
1. Ärztliche Heilbehandlung für F. 1.000,00 €  
2. Schmerzensgeld  500,00 €  
 Gesamtsumme: 1.500,00 €   

Passant P beobachtet den Unfall; ihm passiert das Gleiche wie F.  
Wer hat welche Ansprüche gegen R und kann Schadenersatz verlangen? 
 
Falllösung: 
A. Ansprüche des O gegen R  
I. Mangels anderer ersichtlicher Anspruchsgrundlagen kommen nur Ansprüche aus 

deliktischer Haftung in Betracht. 

II. O könnte gegen R Anspruch auf Schadenersatz i.H.v. 122.000,00 € gemäß § 7 
Abs. 1 StVG haben. 

 Voraussetzung hierfür ist, dass eine Rechtsgutsverletzung i.S.d. § 7 Abs. 1 StVG 
bei dem Betrieb eines Kraftfahrzeugs eingetreten wäre, gleichzeitig der 
Anspruchsgegner Halter dieses Kraftfahrzeugs ist und der Anspruchssteller zum 
geschützten Personenkreis des § 7 StVG gehört.  

1. Zunächst müssten die Rechtsgüter des O verletzt sein.  
 Bei dem Verkehrsunfall wurde O verletzt und musste ärztlich behandelt werden.  
 Daher liegt eine Rechtsgutsverletzung des Körpers des O vor.  
2. Diese Verletzung müsste bei Betrieb des Kraftfahrzeugs entstanden sein.  
 Der Wagen ist dann in Betrieb, wenn er den Straßenverkehr beeinflusst 

(verkehrstechnischer Begriff). 
 Da der Unfall während des Fahrens geschah, geschah der Unfall während des 

Betriebs des Kfz des R. 
3 + 4. R ist mangels anderer Angaben im Sachverhalt Halter des KfZ; O gehört zum 

Anspruchsberechtigten Personenkreis.  
ZE: Der haftungsbegründende Tatbestand liegt vor R ist O mithin dem Grunde nach 

zum Ersatz der durch den Unfall entstandenen Schäden i.S.d. § 7 Abs. 1 StVG 
verpflichtet.  

5. Hinsichtlich der Schadenhöhe haftet O für die angefallenen 
Heilbehandlungskosten i.H.v. 100.000,00 € gemäß §§ 10, 11 StVG, § 249 Abs. 2 
S. 1 BGB, für das Schmerzensgeld i.H.v. 10.000,00 € gemäß § 253 Abs. 2 BGB, 
den entgangenen Gewinn i.H.v. 10.000,00 € nach §§ 252 S. 1 und 2 BGB und für 
die defekte Kleidung i.H.v. 2.000,00 € nach § 249 Abs. 2 S. 1 BGB.  

GE: O hat gegen R Anspruch auf Schadenersatz i.H.v. 122.000,00 € gemäß § 7 Abs. 1 
StVG. 

II. O könnte gegen R zudem Anspruch auf Schadenersatz gemäß § 18 Abs. 1 
StVGhaben  

1. Da die Voraussetzungen zunächst mit denen gemäß § 7 Abs. 1 StVG identisch 



 

sind, wird auf o.g. Ausführungen verwiesen.  
2. Daneben dürfte R sich nicht exkulpieren können.  
 Das Vertreten müssen i.S.d. § 276 BGB wird zu Lasten des R vermutet. Es sind 

indes auch keine Anhaltspunkte ersichtlich die ein Verschulden des R entfallen 
lassen könnten.  

3. Hinsichtlich der Schadenhöhe gilt o.g. entsprechend.  
GE: O hat gegen R Anspruch auf Schadenersatz gemäß § 18 Abs. 1 StVG. 
III. O könnte gegen R Anspruch auf Schadenersatz i.H.v. 122.000,00 € gemäß § 823 

Abs. 1 StGB haben.  
1. Das erforderliche schadenstiftende Verhalten stellt hier das Rasen mit 80 km/h 

durch die geschlossene Ortschaft dar.  
2. Durch den Unfall wurden mehrere in § 823 Abs. 1 StGB enumerativ aufgeführte 

Rechtsgüter des O, Körper, Gesundheit, Sachen verletzt.  
3. Auch besteht ein objektiver Zusammenhang zwischen Handlung und Schaden, 

denn die Schäden resultieren sind zum einen „conditio sine qua non“ auf das 
Fahren mit dem Kfz des R zurückzuführen und zum anderen auch adäquat 
kausal. {Denn} Ein objektiver Beobachter kann nicht zu dem Schluss kommen, 
dass just diese Schäden nicht auf Grund des Fahrverhaltens des R entstanden 
sind.  

4. R war nicht gerechtfertigt.  
5. R müsste die Rechtsgüter des O vorsätzlich oder fahrlässig geschädigt haben  
 Dabei gilt hinsichtlich der Fahrlässigkeit der Maßstab des § 276 Abs. 2 BGB, 

wonach fahrlässig derjenige handelt, der die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
außer Acht lässt.  

 Das Fahren des R mit 80 km/h durch die geschlossene Ortschaft, obgleich hier aus 
Sicherheitsgründen ein Tempolimit von 50 km/h gilt, ist ein derart großer Verstoß 
gegen Regeln, dass zumindest einfache Fahrlässigkeit gegeben ist.  

 Daher hat R die Rechtsgüter des O zumindest fahrlässig geschädigt.  
6. Hinsichtlich des Haftungsumfangs gilt oben Gesagtes auch hier.  
 Daher hat O gegen R Anspruch auf Schadenersatz gemäß § 823 Abs. 1 BGB 

i.H.v. 122.000,00 €. 
IV. O könnte gegen R Anspruch auf Schadenersatz i.H.v. 122.000,00 € gemäß § 823 

Abs. 2 BGB i.V.m. § 229 StGB haben.  
1. § 229 StGB stellt hierbei ein unter § 823 Abs. 2 BGB fallendes Schutzgesetz dar.  
2. HIER MÜSSTE JETZT DIE PRÜFUNG DES § 229 STGB NACH STRAFRECHTLICHEN 

REGELN ERFOLGEN.  
3. Der Schutzzweck des § 229 StGB erfasst eben typischerweise auch die hier 

genannten Fälle einer fahrlässigen Körperverletzung im Straßenverkehr.  
4. Verschulden liegt – wie bereits unter 2. ausgeführt – vor.  
ZE: O hat gegen R Anspruch auf Schadenersatz i.H.v. 122.000,00 € gemäß § 823 Abs. 

2 BGB i.V.m. § 229 StGB.  
GE: O hat gegen R Anspruch auf Schadenersatz i.H.v. 122.000,00 € gemäß § 7 Abs. 1 

StVG, § 18 StVG, § 823 Abs. 1 BGB, § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 229 StGB. 
B. Ansprüche der F gegen R  
 Hinsichtlich der Ansprüche der F gegen R auf Schadenersatz gilt im Wesentlichen 



 

das hinsichtlich der Ansprüche O gegen R Gesagte entsprechend.  
 Einzig problematisch könnte der Umstand sein, dass F nicht unmittelbar 

Unfallgeschädigte war.  
 Diese Frage entscheidet sich bei den in Frage kommenden Tatbeständen jeweils im 

Rahmen der Beurteilung der objektiven Zurechnung.  
 Für F ist in diesem Zusammenhang festzustellen, dass das Unfallereignis conditio 

sine qua non in Bezug auf den bei ihr eingetretenen Schaden gewesen ist.  
 Fraglich erscheint jedoch, ob der Unfall auch adäquat kausale Ursache für die 

eingetretenen Schäden gewesen ist. Dies ist dann der Fall, wenn ein objektiver, 
mit dem Sonderwissen des Täters ausgestatteter Beobachter das Ereignis bzw. 
dessen Folgen hätte vorhersehen können.  

 Es erscheint nicht ungewöhnlich, dass ein naher Familienangehöriger in 
Ohnmacht fällt, wenn er eine derartig schlechte Nachricht erhält. Ein durch diese 
Nachricht ausgelöster Schock stellt daher nichts Ungewöhnliches dar, so dass 
dieses Ereignis grds. vorhersehbar ist.  

 Daher der Schaden der F adäquat kausal.  
 Weiterhin müsste die F jedoch auch unter den Schutzzweck der hier zu prüfenden 

Normen fallen. Dies ist dann der Fall, wenn gerade dieses Ereignis von der Norm 
verhindert werden soll.  

 Die deliktischen Normen wollen die Unfallgeschädigten insgesamt schützen. 
Daher sind die unmittelbar Unfallgeschädigten in jedem Falle von dem 
Schutzzweck erfasst. Es erscheint jedoch unbillig, nur diese unter den 
Schutzzweck zu erfassen, so dass die nahen Familienangehörigen in jedem Falle 
ebenfalls dem Schutzzweck unterfallen.  

 Daher ist die F unter dem Schutzzweck der Norm zu unterstellen.  
 Mithin hat F gegen R Anspruch auf Ersatz der ihr entstandenen Schäden.  
 F hat gegen R Anspruch auf Schadenersatz i.H.v. 1.500,00 € gemäß § 7 Abs. 1 

StVG, § 18 StVG, § 823 Abs. 1 BGB, § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 229 StGB. 
B. Ansprüche des P gegen R  
 Ebenso wie bei F ist nur die Frage der objektiven Zurechnung problematisch. 

Dabei kann unentschieden bleiben, ob und inwieweit der Schaden des P adäquat 
kausal eingetreten ist.  

 P unterfällt jedenfalls nicht dem Schutzzweck der Norm. Denn P ist sog. 
„Ferngeschädigter“. Es unterfällt im Gegensatz zum Fall der F dem allgemeinen 
Lebensrisiko Verkehrsunfälle zu beobachten, so dass es nicht Aufgabe des 
Gesetzes sein kann, den Bürger vor sämtlichen Lebensrisiken zu schützen.  

 Daher hat P gegen R keinerlei Ansprüche.  
Gesamtergebnis des Falles: O hat gegen R Anspruch auf Schadenersatz i.H.v. 

122.000,00 € gemäß § 7 Abs. 1 StVG, § 18 StVG, § 823 Abs. 1 BGB, § 823 Abs. 
2 BGB i.V.m. § 229 StGB. F hat gegen R Anspruch auf Schadenersatz i.H.v. 
1.500,00 € gemäß § 7 Abs. 1 StVG, § 18 StVG, § 823 Abs. 1 BGB, § 823 Abs. 2 
BGB i.V.m. § 229 StGB. 

 



 

44..  AAbbsscchhnniitttt::  ZZWWEEIITTEERR  DDUURRCCHHGGAANNGG  DDEELLIIKKTTSSRREECCHHTT    

§§  11::  DDEETTAAIILLSS  ZZUU  §§  882233    

AA..  EEIIGGEENNTTUUMM    

II..  BBEESSCCHHÄÄDDIIGGUUNNGG  UUNNDD  ZZEERRSSTTÖÖRRUUNNGG  EEIINNEERR  SSAACCHHEE    

Eindeutig ist, dass die Beeinträchtigung des Eigentums sich aus der Zerstörung oder der 

Beschädigung der Sache ergeben kann.  

IIII..  EENNTTZZIIEEHHUUNNGG  UUNNDD  BBEELLAASSTTUUNNGG  EEIINNEERR  SSAACCHHEE    

Auch der Entzug des Eigentums oder die Belastung des Eigentums mit einem Pfandrecht o.ä. 

stellt eine Eigentumsverletzung dar.  

Beispiel: Eigentümer E verleiht einen MP3-Player an seinen „Freund“ F. Dieser 
verkauft diesen aus Geldnöten an den unbekannten, aber nichts von der 
Leihe ahnenden Dritten D.  

Hier hilft es sich den Fall grafisch darzustellen.  

 

Allein durch die grafische Darstellung lässt sich bereits erkennen, dass – hier sachenrechtlich 

– ein Eigentumsübergang auf D stattgefunden hat. Nämlich gemäß §§ 929, 932 BGB133. Es 

lässt sich hier auch erkennen, dass der Anspruch auf Rückgabe der Sache aus dem zwischen E 

und F geschlossenen Leihvertrag(§ 598) gemäß § 604 BGB nicht mehr möglich ist. Damit hat 

der Eigentümer E, sein Eigentum an den Dritten D verloren. Folglich kann es nicht nur 

vertragliche Ansprüche des E gegen F geben, sondern vielmehr eben auch Ansprüche des E 

gegen F wegen Verletzung der Eigentumsrechte aus deliktischen Ansprüchen, hier § 823 I 

BGB wegen Verletzung des Eigentumsrechts des E.  

IIIIII..  EENNTTZZIIEEHHUUNNGG  DDEERR  NNUUTTZZUUNNGGSSMMÖÖGGLLIICCHHKKEEIITT    

Problematisch ist, ob eine Eigentumsverletzung auch darin zu sehen sein kann, dass allein 

die Nutzungsmöglichkeit des Eigentums für eine vorübergehende Zeit verhindert wird.  

                                                      
133

 Achtung! Diese beiden Paragrafen gehören zusammen. Jeder für sich allein betrachtet ist nicht ausreichend, um das 
Gewollte auszusagen. § 929 für sich allein Betrachtet erörtert nur einen sachenrechtlichen Eigentumsübergang. § 932 sagt 
nur etwas zur gutgläubigen Erwerb als solches, nicht aber über die Art des Eigentumsübergangs selbst.  

 

 

 



 

Beispiel: sog. „Fleet-Fall“ = BGH, Urt. vom 21.12.1970 – II ZR 133/68 – BGHZ 55, 153 ff. 
 In diesem Fall stritten die Parteien darum, ob es Schadenersatzansprüche 

wegen einer Eigentumsverletzung wegen eines Einsturzes einer sich an 
einem Fleet134 befindenden, bereits seit sehr langer Zeit baufälligen 
Ufermauer hinsichtlich des hierdurch unmittelbar an einer Mühle 
eingesperrten Schiffes sowie hinsichtlich der voll beladenen und daher 
wartenden anderen Schiffe hat geben können.  

 Der BGH hat in seiner Entscheidung darauf abgestellt, ob die Sache ganz 
generell gesehen noch benutzbar ist. Entsprechend kam der BGH zu dem 
Ergebnis, dass hinsichtlich des eingeschlossenen Schiffs eine 
Eigentumsverletzung vorgelegen hat, hinsichtlich derjenigen Schiffe, die ihren 
Anlegeplatz jedoch nicht erreichen konnten, jedoch generell gesehen sich 
noch hätten bewegen können, eine Eigentumsverletzung nicht vorgelegen 
hat135. 

Der BGH führt insoweit aus:  
Eine Prüfung des Streitfalls aus dieser Sicht führt zu folgendem Ergebnis: 
Hinsichtlich des MS "Christel" {des Eingeschlossenen Schiffs} der Klägerin kommen Schadensersatzansprüche wegen eines 
Eingriffs in das Recht am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb deshalb nicht in Betracht, weil insoweit eine die 
Beklagte zum Schadensersatz verpflichtende Eigentumsverletzung vorliegt. Die Verletzung des Eigentums an einer Sache 
kann nicht nur durch eine Beeinträchtigung der Sachsubstanz, sondern auch durch eine sonstige die Eigentümerbefugnisse 
treffende tatsächliche Einwirkung auf die Sache erfolgen (Soergel/Zeuner, BGB, 10. Aufl. § 823 Rdnr. 24; vgl. auch BGB-
RGRK, 11. Aufl. § 823 Anm. 15; Larenz, Lehrbuch des Schuldrechts II. Bd. 9. Aufl. S. 407). Im Streitfall ergibt sich eine 
Verletzung des Eigentums der Klägerin an MS "Christel" daraus, daß das Schiff an der Verladestelle der Mühle wegen der 
Sperrung des Fleets liegen bleiben mußte. Es verlor dadurch jede Bewegungsmöglichkeit über das zwischen der Verladestelle 
und * den als Sperre wirkenden Baumstämmen befindliche Fleetstück hinaus. Es war damit als Transportmittel praktisch 
ausgeschaltet, seinem bestimmungsgemäßen Gebrauch entzogen. Die "Einsperrung" des Schiffes stellte sich demnach als 
eine die Eigentümerbefugnisse der Klägerin treffende tatsächliche Einwirkung auf dieses Fahrzeug dar. Sie war mithin eine 
Eigentumsverletzung. {…} 
Anders verhält es sich hingegen hinsichtlich des von der Klägerin wegen der Nichtbefahrbarkeit des Fleets für die Schuten 
geltend gemachten Schadensbetrages. Eine Eigentumsverletzung seitens der Beklagten liegt insoweit deshalb nicht vor, weil 
die Schuten durch die Sperrung des Fleets in ihrer Eigenschaft als Transportmittel nicht betroffen und damit ihrem 
natürlichen Gebrauch nicht entzogen wurden. An dieser Beurteilung ändert sich nichts dadurch, daß die Klägerin die Schuten 
während der Sperrung des Fleets nicht zur Verladestelle der Mühle fahren lassen konnte. Darin ist kein Eingriff in das 
Eigentum an den Schuten zu sehen, sondern eine Behinderung der Klägerin in der Ausübung des ihr wie jedem 
Schiffahrttreibenden an dem Fleet zustehenden Gemeingebrauchs. Dieser stellt aber kein "sonstiges Recht" im Sinne des § 
823 Abs. 1 BGB dar {…}. 

Beispiel: Gleiches gilt auch für einen durch Bauarbeiten in einer Garage 
eingeschlossenen PKW.  

BB..  BBEESSIITTZZ  AALLSS  SSOONNSSTTIIGGEESS  RREECCHHTT??  

Grundsätzlich wirken die in § 823 Abs. 1 BGB genannten Rechtsgüter136 Leben, Körper, 

                                                      
134

 Bei einem Fleet handelt es sich um eine Wasserstraße, bei der i.d.R. anders als bei einem Kanal die Höhenunterschiede 
nicht durch Schleusen ausgeglichen werden.  
135

 In der Literatur wurde insoweit bemängelt, dass die Entscheidung isoliert betrachtet nachvollziehbar sei, jedoch im 
Gesamtkontext zu anderen von dem BGH entschiedenen Fällen widersprüchlich wird. In einem anderen Fall, in dem der 
Hafen wegen eines leergelaufenen Flussteils nicht mehr erreichbar ist, hatte der BGH insoweit seiner Ansicht folgend einen 
Anspruch auf Schadenersatz mit der Begründung abgelehnt, die Anlagen des Hafens könnten grundsätzlich noch genutzt 
werden. Es fehlten halt nur die Schiffe. Welchen Nutzen hat ein Hafen ohne Wasser?, fragt die Literatur in diesem 
Zusammenhang m.E. zu Recht.  
136

 Untrennbar mit dem Rechtsträger verbunden.  



 

Gesundheit, Freiheit gegenüber jedermann. Das Gleiche gilt auch für das Recht137 des 

Eigentums.  

Aus der Systematik des Gesetzes ergibt sich damit, dass für das sonstige Recht im Sinne des 

§ 823 BGB das Gleiche gelten muss.  

Merken wir uns also, dass jedes Sonstige Recht im Sinne des § 823 I 
BGB die gleiche Qualität wie das Eigentum oder ein sonstiges 
Rechtsgut haben muss.  

Damit der Besitz als sonstiges Recht anerkannt werden kann, muss er im konkreten Einzelfall 

also den gleichen Charakter wie ein absolutes Recht haben muss.  

Diese sonstigen Rechte müssen sog. absoluten Charakter entfalten. Das bedeutet, sie müssen 

zwei Voraussetzungen erfüllen: 

Absolute Rechte entfalten  

 eine positive Nutzungsfunktion und  

 eine negative Ausschlussfunktion.  

Die positive Nutzungsfunktion gewährt dem Inhaber die Möglichkeit, die Sache zu benutzen 

und ggf. sogar Früchte hieraus zu ziehen.  

Beispiel: Der Bauer darf das von ihm auf seiner Weide geerntete Heu für sich 
behalten.  

Die negative Ausschlussfunktion gewährt dem Inhaber die Möglichkeit jeden anderen von 

der Einwirkung auf die Sache – notfalls mit Gewalt oder polizeilicher Hilfe – auszuschließen  

Beispiel: Der Bauer kann dem Nachbarn verbieten seine Weide zu nutzen oder hier 
Grashalme abzuernten. Hält der Nachbar sich nicht hieran, kann der Bauer 
das Betretungsverbot ggf. Mittels Einstweiliger Verfügung oder Klage 
durchsetzen bzw. durchsetzen lassen.  

Grundsätzlich kann der Besitz diese Eigenschaften nicht entfalten. 
Wie schon der Blick in § 985 BGB zeigt, hat der Eigentümer 
grundsätzlich das Recht von dem Besitzer die Sache 
herauszuverlangen, weshalb dem Besitz insbesondere die negative 

                                                      
137

 Rechte sind von dem Rechtsinhaber grundsätzlich trennbar. So kann insbesondere das Eigentum übertragen werden. Im 
Gegensatz hierzu ist die Freiheit nur beschränkbar, aber nicht trennbar mit der Person verbunden.  



 

Ausschlussfunktion fehlt.  

Das kann aber ausnahmsweise anders sein, wenn der Besitzer sogar den Eigentümer von der 

Wiederinbesitznahme ausschließen kann.  

Beispiel: Einen Fall hierzu kennen Sie alle – zumeist ohne dies zu wissen -.  
 Miete! Haben Sie eine Wohnung von Ihrem Vermieter angemietet, gehört 

Ihnen selbstverständlich die Wohnung nicht. Aber, sie dürfen sogar den 
Vermieter grundsätzlich der in seinem Eigentum stehenden Wohnung 
verweisen, wenn Sie ihm den Eintritt nicht ausdrücklich erlaubt haben.  

In diesem Zusammenhang ist es im Übrigen ein Irrglaube, dass der Vermieter ohne wenn und aber einen Schlüssel zu der von 
Ihnen angemieteten Wohnung behalten darf. Dies ist keineswegs so. Wenngleich eine solche Aufbewahrung eines Schlüssels 
für den Notfall sinnvoll sein mag, darf er einen Schlüssel zu der angemieteten Wohnung nur dann behalten, wenn dies 
ausdrücklich im Mietvertrag vereinbart ist. Betritt der Vermieter der Wohnung diese ohne das Wissen des Mieters und 
insbesondere ohne tatsächlich aufgrund eines Notfalles (z.B. Brand) gerechtfertigt zu sein, stellt dies eine Straftat, nämlich 
Hausfriedensbruch, dar.  

Nach alledem können wir festhalten, dass Besitz tatsächlich ein sonstiges Recht sein kann.  

Sie müssen dies aber im Einzelfall gesondert überprüfen und feststellen.  

CC..  DDAASS  AANNWWAARRTTSSCCHHAAFFTTSSRREECCHHTT  AALLSS  SSOONNSSTTIIGGEESS  RREECCHHTT    

Um den Begriff des Anwartschaftsrechts zu verstehen, müssen wir uns mit dem für Sie noch 

fremden Thema des Eigentumsvorbehalts beschäftigen. 

II..  EEXXKKUURRSS::  DDEERR  EEIIGGEENNTTUUMMSSVVOORRBBEEHHAALLTT  

Beim Eigentumsvorbehalt wird dem Käufer das Eigentum nicht bei Übergabe der Sache 

übertragen. Vielmehr vereinbaren die Vertragsparteien, dass das Eigentum erst dann 

übergehen soll, wenn die letzte Kaufpreisrate gezahlt ist. Das auf den ersten Blick schwierige 

Konstrukt wird einfacher wenn man sich einen Standardfall wiederum anhand einer Skizze 

vor Augen führt.  

 

Durch § 433 BGB wird der Verkäufer verpflichtet dem Käufer die Sache zu übergeben und die 

Sache auch zu übereignen. Diese Pflicht wird durch die Vereinbarung des 

Eigentumsvorbehalts, § 449 BGB, modifiziert.  

§§  444499  ––  EEIIGGEENNTTUUMMSSVVOORRBBEEHHAALLTT  

 

 



 

((11))  HHAATT  SSIICCHH  DDEERR  VVEERRKKÄÄUUFFEERR  EEIINNEERR  BBEEWWEEGGLLIICCHHEENN  SSAACCHHEE  DDAASS  EEIIGGEENNTTUUMM  BBIISS  ZZUURR  

ZZAAHHLLUUNNGG  DDEESS  KKAAUUFFPPRREEIISSEESS  VVOORRBBEEHHAALLTTEENN,,  SSOO  IISSTT  IIMM  ZZWWEEIIFFEELL  AANNZZUUNNEEHHMMEENN,,  DDAASSSS  DDAASS  

EEIIGGEENNTTUUMM  UUNNTTEERR  DDEERR  AAUUFFSSCCHHIIEEBBEENNDDEENN  BBEEDDIINNGGUUNNGG  VVOOLLLLSSTTÄÄNNDDIIGGEERR  ZZAAHHLLUUNNGG  DDEESS  

KKAAUUFFPPRREEIISSEESS  ÜÜBBEERRTTRRAAGGEENN  WWIIRRDD  ((EEIIGGEENNTTUUMMSSVVOORRBBEEHHAALLTT))..  

Bereits diese Vorschrift lässt erkennen, was auf sachenrechtlicher Ebene geschieht.  

Im Sachenrecht erfolgt die Vollziehung der schuldrechtlichen Verpflichtungen. Der Käufer 

übereignet dem Verkäufer den Kaufpreis, der Verkäufer dem Verkäufer die Sache. Bei der 

Vereinbarung eines Eigentumsvorbehalts wird die Übereignung, § 929, 1 BGB, jedoch so 

lange hinausgeschoben, bis die Bedingung, nämlich die Vollständigkeit des Kaufpreises, 

eintritt, § 158 I BGB.  

IIII..  DDEERR  BBEEGGRRIIFFFF  DDEESS  AANNWWAARRTTSSCCHHAAFFTTSSRREECCHHTT    

So lange zwischen der ersten und der letzten Zahlung des Kaufpreises nichts geschieht, ist 

bekanntlicherweise alles in Ordnung und der Käufer erhält das vollständige Eigentum durch 

Zahlung der letzten Rate.  

Problematisch ist aber der Fall, wenn zwischen erster Rate und letzter Rate die Kaufsache 

durch einen Dritten zerstört wird.  

Hierzu der Klassiker:  

Beispiel: Bei einem allein durch D verursachten Verkehrsunfall wird der unter 
Eigentumsvorbehalt an K verkaufte Pkw vollständig zerstört. K hatte genau 
die Hälfte der Raten an V bezahlt.  

 Welche Ansprüche haben V und K gegen D? 

Auch hier hilft erst mal eine Skizze:  

 

 

 

  



 

Es dürfte klar sein, dass D hier den eingetretenen Schaden nur ein Mal ersetzen kann und 

muss.  

Formal hat D gegenüber V eine Eigentumsverletzung begangen, denn V ist wegen der 

aufschiebenden Bedingung (§ 158 I) ja noch Eigentümer. Andererseits ist K auch weiterhin 

verpflichtet dem V die Kaufpreisraten zu ersetzen. Denn durch die Übergabe der Sache sind 

alle Gefahren auf ihn übergegangen, § 446 BGB.  

§§  444466  ––  GGEEFFAAHHRR--  UUNNDD  LLAASSTTEENNÜÜBBEERRGGAANNGG  

MMIITT  DDEERR  ÜÜBBEERRGGAABBEE  DDEERR  VVEERRKKAAUUFFTTEENN  SSAACCHHEE  GGEEHHTT  DDIIEE  GGEEFFAAHHRR  DDEESS  ZZUUFFÄÄLLLLIIGGEENN  

UUNNTTEERRGGAANNGGSS  UUNNDD  DDEERR  ZZUUFFÄÄLLLLIIGGEENN  VVEERRSSCCHHLLEECCHHTTEERRUUNNGG  AAUUFF  DDEENN  KKÄÄUUFFEERR  ÜÜBBEERR..  VVOONN  

DDEERR  ÜÜBBEERRGGAABBEE  AANN  GGEEBBÜÜHHRREENN  DDEEMM  KKÄÄUUFFEERR  DDIIEE  NNUUTTZZUUNNGGEENN  UUNNDD  TTRRÄÄGGTT  EERR  DDIIEE  LLAASSTTEENN  

DDEERR  SSAACCHHEE..  DDEERR  ÜÜBBEERRGGAABBEE  SSTTEEHHTT  EESS  GGLLEEIICCHH,,  WWEENNNN  DDEERR  KKÄÄUUFFEERR  IIMM  VVEERRZZUUGG  DDEERR  

AANNNNAAHHMMEE  IISSTT..  

Würde es bei diesem Ergebnis bleiben, könnte nur V gegen D Anspruch auf Schadenersatz 

geltend machen, obwohl er von K auch weiterhin die Raten für „die zweite Hälfte“ des 

Kaufpreises erhalten könnte.  

Dieses Ergebnis ist indes ungerecht, weshalb die Rechtsprechung dem K hier durch die 

Schaffung des Rechtsbegriffs des Anwartschaftsrechts geholfen hat.  

UUNNTTEERR  EEIINNEEMM  AANNWWAARRTTSSCCHHAAFFTTSSRREECCHHTT  VVEERRSSTTEEHHTT  MMAANN  EEIINNEE  ((RREECCHHTTSS--))PPOOSSIITTIIOONN  AAUUFF  

DDEEMM  WWEEGG  ZZUUMM  VVOOLLLLRREECCHHTTSSEERRWWEERRBB,,  DDIIEE  DDUURRCCHH  EEIINNSSEEIITTIIGGEE  MMAAßßNNAAHHMMEENN  DDEESS  

ÜÜBBEERRTTRRAAGGEENNDDEENN  NNIICCHHTT  MMEEHHRR  VVEERREEIITTEELLTT  WWEERRDDEENN  KKAANNNN..    

K hat durch den durch D verursachten Schaden seine „Chance“ das Eigentum durch Leisten 

der Raten zu erwerben verloren.  

Daher ist der Bedingungseintritt im Sinne des §§ 929, 158 I BGB unmöglich geworden, 

weshalb K gleichzeitig auch sein Anwartschaftsrecht verloren hat.  

Gelöst wird das Problem nunmehr dadurch, dass V und K jeweils 50 % des Kaufpreises von D 

als Schaden ersetzt verlangen können.  

DD..  DDEERR  EEIINNGGEERRIICCHHTTEETTEE  UUNNDD  AAUUSSGGEEÜÜBBTTEE  GGEEWWEERRBBEEBBEETTRRIIEEBB  AALLSS  SSOONNSSTTIIGGEESS  RREECCHHTT  

Bei dem sog. eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb handelt es sich um eine 

„Schöpfung“ der Rechtsprechung. Diese ist heute allgemein anerkannt und wurde nach 

Auffassung der Rechtsprechung erforderlich, weil die in UWG, GWB und anderen Gesetzen 

zum Wettbewerbsschutz von Unternehmen als oftmals nicht ausreichend angesehen 

wurden, um einen umfassenden Unternehmensschutz zu garantieren.  



 

II..  EEIINNGGRRIIFFFF  IINN  DDEENN  GGEEWWEERRBBEEBBEETTRRIIEEBB  

Es muss zunächst in einen Gewerbebetrieb eingegriffen worden sein.  

EEIINN  GGEEWWEERRBBEEBBEETTRRIIEEBB    
LLIIEEGGTT  VVOORR,,  BBEEII  EEIINNEERR    

––  AAUUFF  DDAAUUEERR  AANNGGEELLEEGGTTEENN  

––  EERRLLAAUUBBTTEENN  

––  SSEELLBBSSTTÄÄNNDDIIGGEENN  

––UUNNDD  ZZUURR  GGEEWWIINNNNEERRZZIIEELLUUNNGG    
AANNGGEELLEEGGTTEENN  TTÄÄTTIIGGKKEEIITT..    

Schutzgut dieses Eingriffs ist der Betrieb als solcher. Es wird der gesamte wirtschaftliche Wert 

des Betriebs, soweit er nicht ohnehin unter den Begriff des Eigentums fällt, erfasst.  

Nicht unter den Begriff des Gewerbebetriebs im Sinne dieser 
Definition fällt daher der Warenbestand. Eine Beschädigung des 
Warenbestands würde nämlich eine Eigentumsverletzung darstellen.  

Indes sind der Kundenstamm, Forderungen gegenüber Dritten und Geschäftsverbindungen 

erfasst. Bei diesen Teilen handelt es sich um nicht dem Eigentum unterfallende, teils Ideelle 

Werte. So z.B. auch die Geschäftsidee.  

Daher fallen physische Behinderungen, die verhindern, dass der Betriebsinhaber seinen 

Betrieb wieder betreten kann durchaus ebenfalls darunter.  

Besonders schwierig zu beurteilen sind kritische Presseberichte oder Testurteile durch 

objektive Dritte (Bsp.: Stiftung Warentest).  

Dabei ist der Fall, dass der Bericht seinem Inhalte nach unzutreffend ist, noch relativ leicht. 

Denn eine durch Art. 5 GG gedeckte freie Meinungsäußerung kann bei einer unwahren 

Behauptung nicht vorliegen.  

Andererseits kann auch durch eine wahre Behauptung ein ungerechtfertigter Eingriff in den 

Gewerbebetrieb vorliegen. Dies ist dann der Fall, wenn nicht mehr die objektive 

Berichterstattung über eine Problematik im Vordergrund steht, sondern die Berichterstattung 

beleidigender Natur wird und offenbar nur zum Ziel hat, denjenigen über den berichtet wird, 

zu verletzen. Bei einer solchen Berichterstattung spricht man von Schmähkritik. 



 

Entsprechend kann nicht verboten sein, darüber zu berichten, dass 
verschiedene Winzer Wein mit Glykol versetzt haben138.  

IIII..  BBEETTRRIIEEBBSSBBEEZZOOGGEENNHHEEIITT  DDIIEESSEESS  EEIINNGGRRIIFFFFSS  

Daneben muss der Eingriff betriebsbezogen sein.  

BBEETTRRIIEEBBSSBBEEZZOOGGEENN  IISSTT  DDEERR  EEIINNGGRRIIFFFF,,  WWEENNNN  EERR  UUNNMMIITTTTEELLBBAARR  GGEEGGEENN  DDIIEE  GGRRUUNNDDLLAAGGEENN  

DDEESS  BBEETTRRIIEEBBSS  UUNNDD  NNIICCHHTT  NNUURR  GGEEGGEENN  VVEERRSSOORRGGUUNNGGSSEEIINNRRIICCHHTTUUNNGGEENN  OODDEERR  SSOONNSSTTIIGGEE  

DDIINNGGEE,,  DDIIEE  NNIICCHHTT  ZZUUMM  GGEEWWEERRBBEEBBEETTRRIIEEBB  ZZÄÄHHLLEENN,,  GGEERRIICCHHTTEETT  IISSTT..    

Hier sollten sie den bereits geschilderten Fleet-Fall nochmals lesen. 
Dort hatte der BGH zur Frage eines betriebsbezogenen Eingriffs ja 
bereits Stellung genommen.  

Ein entsprechender betriebsbezogener Eingriff wurde anerkannt, bei einer Blockade des 

Zeitungsunternehmers durch Demonstranten, um deren Auslieferung zu verhindern139. Nicht 

dazu gehören, weil nur mittelbar beeinträchtigend, z.B. die Unterbrechung oder 

Beeinträchtigung der Telefonleitung, der Stromleitung oder die als Nebenprodukt anfallende 

Blockierung der Zufahrt.  

§§  22::  DDEETTAAIILLSS  ZZUU  §§  883311  

Die Haftung des § 831 befasst sich mit dem sog. Verrichtungsgehilfen.  

§§  883311  ––HHAAFFTTUUNNGG  FFÜÜQQRR  DDEENN  VVEERRRRIICCHHTTUUNNGGSSGGEEHHIILLFFEENN  

((11))  
11WWEERR  EEIINNEENN  AANNDDEERREENN  ZZUU  EEIINNEERR  VVEERRRRIICCHHTTUUNNGG  BBEESSTTEELLLLTT,,  IISSTT  ZZUUMM  EERRSSAATTZZ  DDEESS  

SSCCHHAADDEENNSS  VVEERRPPFFLLIICCHHTTEETT,,  DDEENN  DDEERR  AANNDDEERREE  IINN  AAUUSSFFÜÜHHRRUUNNGG  DDEERR  VVEERRRRIICCHHTTUUNNGG  EEIINNEEMM  

DDRRIITTTTEENN  WWIIDDEERRRREECCHHTTLLIICCHH  ZZUUFFÜÜGGTT..  22DDIIEE  EERRSSAATTZZPPFFLLIICCHHTT  TTRRIITTTT  NNIICCHHTT  EEIINN,,  WWEENNNN  DDEERR  

GGEESSCCHHÄÄFFTTSSHHEERRRR  BBEEII  DDEERR  AAUUSSWWAAHHLL  DDEERR  BBEESSTTEELLLLTTEENN  PPEERRSSOONN  UUNNDD,,  SSOOFFEERRNN  EERR  

VVOORRRRIICCHHTTUUNNGGEENN  OODDEERR  GGEERRÄÄTTSSCCHHAAFFTTEENN  ZZUU  BBEESSCCHHAAFFFFEENN  OODDEERR  DDIIEE  AAUUSSFFÜÜHHRRUUNNGG  DDEERR  

VVEERRRRIICCHHTTUUNNGG  ZZUU  LLEEIITTEENN  HHAATT,,  BBEEII  DDEERR  BBEESSCCHHAAFFFFUUNNGG  OODDEERR  DDEERR  LLEEIITTUUNNGG  DDIIEE  IIMM  VVEERRKKEEHHRR  

EERRFFOORRDDEERRLLIICCHHEE  SSOORRGGFFAALLTT  BBEEOOBBAACCHHTTEETT  OODDEERR  WWEENNNN  DDEERR  SSCCHHAADDEENN  AAUUCCHH  BBEEII  

AANNWWEENNDDUUNNGG  DDIIEESSEERR  SSOORRGGFFAALLTT  EENNTTSSTTAANNDDEENN  SSEEIINN  WWÜÜRRDDEE..  

((22))  DDIIEE  GGLLEEIICCHHEE  VVEERRAANNTTWWOORRTTLLIICCHHKKEEIITT  TTRRIIFFFFTT  DDEENNJJEENNIIGGEENN,,  WWEELLCCHHEERR  FFÜÜRR  DDEENN  

GGEESSCCHHÄÄFFTTSSHHEERRRRNN  DDIIEE  BBEESSOORRGGUUNNGG  EEIINNEESS  DDEERR  IIMM  AABBSSAATTZZ  11  SSAATTZZ  22  BBEEZZEEIICCHHNNEETTEENN  

GGEESSCCHHÄÄFFTTEE  DDUURRCCHH  VVEERRTTRRAAGG  ÜÜBBEERRNNIIMMMMTT..  

Hierzu den folgenden Fall (mit Abwandlung):  

Fall: Malermeister M erhält den Auftrag die Wohnung und die Fassade von 
Mütterchen „Mü“ zu streichen. Da M nicht die gesamte Arbeit allein tätigen 
kann bzw. will, zieht er seinen selbst ausgebildeten, bei ihm angestellten und 
bislang absolut fehlerfrei arbeitenden Gesellen G hinzu und gibt diesem den 
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Auftrag, er solle während M bereits im Wohnzimmer arbeite die Hausfassade 
streichen. Durch eine Ungeschicklichkeit von G fällt diesem der Farbeimer von 
dem Gerüst mitten auf den Kopf des Nachbarn N. N ist jetzt nicht nur „weiß“, 
sondern auch wütend und will von M Schadenersatz und Schmerzensgeld für die 
erlittene Kopfverletzung sowie Schadenersatz für die beschädigte Kleidung. 
Zusammen beträgt der Schaden einschl . Schmerzensgeld 1.000,00 € 

Abwandlung:  Wie wäre es, wenn der M während eines kurzen Einkaufs von Mü 
und arbeitsbedingter Abwesenheit des M, Geld aus dem Safe der Mü entwendet? 

Zunächst ist sich das Anspruchsschema vor Augen zu führen. Dieses 
Anspruchsschema lässt sich – bei jedem Paragrafen – aus den 
einzelnen Worten herleiten Diese sind nach Wichtigkeit und Logik zu 
ordnen, so dass man auch dann auf das Anspruchsschema kommt, 
wenn man die Norm noch nie zuvor gesehen hat.  

DDIIEE  SSTTRRUUKKTTUURR  BBZZWW..  DDIIEE  TTAATTBBEESSTTAANNDDSSMMEERRKKMMAALLEE  DDEESS  §§  883311  BBGGBB..  

11..  ZZUU  EEIINNEERR  VVEERRRRIICCHHTTUUNNGG  BBEESSTTEELLLLTT
114400  

22..  UUNNEERRLLAAUUBBTTEE  HHAANNDDLLUUNNGG  DDEESS  VVEERRRRIICCHHTTUUNNGGSSGGEEHHIILLFFEENN
114411  

33..  IINN  AAUUSSFFÜÜHHRRUUNNGG  DDEERR  VVEERRRRIICCHHTTUUNNGG
114422

    

44..  KKEEIINNEE  EEXXKKUUPPLLIIEERRUUNNGG  DDEESS  GGEESSCCHHÄÄFFTTSSHHEERRRRNN
114433  

AA..  VVEERRRRIICCHHTTUUNNGGSSGGEEHHIILLFFEE  

II..  AALLLLGGEEMMEEIINNEESS    

DDEEFFIINNIITTIIOONN  DDEESS  VVEERRRRIICCHHTTUUNNGGSSGGEEHHIILLFFEENN::    

VVEERRRRIICCHHTTUUNNGGSSGGEEHHIILLFFEE  IISSTT,,  WWEEMM  VVOONN  EEIINNEEMM  AANNDDEERREENN,,  IINN  DDEESSSSEENN  EEIINNFFLLUUSSSSBBEERREEIICCHH  EERR  

AALLLLGGEEMMEEIINN  OODDEERR  IIMM  KKOONNKKRREETTEENN  FFAALLLL  UUNNDD  ZZUU  DDEEMM  EERR  IINN  EEIINNEERR  GGEEWWIISSSSEENN  

AABBHHÄÄNNGGIIGGKKEEIITT  SSTTEEHHTT,,  EEIINNEE  TTÄÄTTIIGGKKEEIITT  ÜÜBBEERRTTRRAAGGEENN  WWOORRDDEENN  IISSTT
114444

    

Verrichtungsgehilfe ist nach der Definition typischerweise ein Angestellter. Wesen des 

Angestellten ist, dass er in einem fremden Pflichtenkreis tätig wird. Aber nicht nur dergestalt, 

dass der andere diese Tätigkeit ausübt, sondern darüberhinaus auch den Weisungen des 

Auftraggebers unterworfen ist.  

Im oben beschriebenen Falle ist dies folglich absolut unproblematisch und daher schlicht mit 

einem Satz festzustellen.  

Schwieriger kann es werden, wenn die Abhängigkeit nicht so eindeutig festzustellen ist, wie 
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innerhalb eines Arbeitsverhältnisses, wo das Über-Unterordnungsverhältnis schon aus der 

Natur der Sache besteht.  

So ist auch der Rechtsanwalt oder der Arzt (Gleiches gilt auch für andere freie Berufe) 

Verrichtungsgehilfe des Mandanten bzw. Patienten.  

IIII..  UUNNTTEERRSSCCHHIIEEDDEE  BBZZWW..  AABBGGRREENNZZUUNNGG  ZZUUMM  EERRFFÜÜLLLLUUNNGGSSGGEEHHIILLFFEENN  IIMM  SSIINNNNEE  DDEESS  §§  227788  BBGGBB  

Zunächst ist die Blickrichtung beim Erfüllungsgehilfen eine andere.  

§§  227788  BBGGBB    

DDEERR  SSCCHHUULLDDNNEERR  HHAATT  EEIINN  VVEERRSSCCHHUULLDDEENN  SSEEIINNEESS  GGEESSEETTZZLLIICCHHEENN  VVEERRTTRREETTEERRSS  UUNNDD  DDEERR  

PPEERRSSOONNEENN,,  DDEERREENN  EERR  SSIICCHH  ZZUURR  EERRFFÜÜLLLLUUNNGG  SSEEIINNEERR  VVEERRBBIINNDDLLIICCHH--KKEEIITTEENN  BBEEDDIIEENNTT,,  IINN  

GGLLEEIICCHHEEMM  UUMMFFAANNGGEE  ZZUU  VVEERRTTRREETTEENN  WWIIEE  EEIIGGEENNEESS  VVEERRSSCCHHUULLDDEENN..  

§ 278 BGB ist anders als § 831 BGB schon keine eigenständige Anspruchsgrundlage, sondern 

hilft lediglich bei der Zurechnung eines Schadens.  

DDEEFFIINNIITTIIOONN  NNAACCHH  BBGGHH::    

EERRFFÜÜLLLLUUNNGGSSGGEEHHIILLFFEE  IISSTT,,  WWEERR  NNAACCHH  DDEENN  TTAATTSSÄÄCCHHLLIICCHHEENN  GGEEGGEEBBEENNHHEEIITTEENN  DDEESS  FFAALLLLEESS  

MMIITT  DDEEMM  WWIILLLLEENN  DDEESS  SSCCHHUULLDDNNEERRSS  BBEEII  DDEERR  EERRFFÜÜLLLLUUNNGG  EEIINNEERR  DDIIEESSEEMM  OOBBLLIIEEGGEENNDDEE  

VVEERRBBIINNDDLLIICCHHKKEEIITT  AALLSS  SSEEIINNEE  HHIILLFFSSPPEERRSSOONN  TTÄÄTTIIGG  WWAARR..114455
    

  

EEIINNFFAACCHHEERR  AAUUSSGGEEDDRRÜÜCCKKTT::    

EERRFFÜÜLLLLUUNNGGSSGGEEHHIILLFFEE  IISSTT,,  WWEERR  MMIITT  WWIISSSSEENN  UUNNDD  WWIILLLLEENN  DDEESS  SSCCHHUULLDDNNEERRSS  IINN  DDEESSSSEENN  

PPFFLLIICCHHTTEENNKKRREEIISS  TTÄÄTTIIGG  IISSTT..    

§ 278 ist also eine reine Zurechnungsnorm, gilt nur innerhalb von (bereits bestehenden) 

Schuldverhältnissen und enthält keinerlei Exkulpationsmöglichkeit.  

Demgegenüber ist § 831 eine Anspruchsgrundlage, begründet einen eigenständigen 

Anspruch und enthält in Abs. 1 S. 2 die Exkulpationsmöglichkeit. 

Nach alledem ist aber auch klar, dass der oben genannte Geselle 
durchaus beides sein kann.  
 
Er ist der Erfüllungsgehilfe des M bei Erbringung der Malerleistungen, 
so dass M gegenüber Mü für jeden Fehler des G haftet (§ 280 i.V.m. § 
278). Diese Art der Haftung hilft dem N jedoch nicht. N ist der 
Nachbar. Mit diesem Besteht jedoch keinerlei Vertragsverhältnis, das 
M erfüllen müsste oder könnte146.  
 
Er ist aber auch Verrichtungsgehilfe, wenn er eine unerlaubte 
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Handlung begeht.  

Beginnen wir mit der Lösung also wie folgt:  

Lösung Ausgangsfall:  (Teil 1)  
I. Mangels anderer ersichtlicher Anspruchsgrundlagen kommen nur Ansprüche aus 

deliktischer Haftung in Betracht147. 

II. N könnte gegen M Anspruch auf Schadenersatz in Höhe von 1.000,00 € aus 
§ 831 BGB haben.  

1. Dann müsste N zunächst zur Verrichtung bestellt gewesen sein, also 
Verrichtungsgehilfe gewesen sein.  

 G ist als Geselle des M Verrichtungsgehilfe148, denn im wurde als Angestellten des 
M von diesem die konkrete Weisung erteilt, die Hausfassade zu streichen.  

BB..  UUNNEERRLLAAUUBBTTEE  HHAANNDDLLUUNNGG  DDEESS  VVEERRRRIICCHHTTUUNNGGSSGGEEHHIILLFFEE  

Der Verrichtungsgehilfe (vgl. A). muss dem Dritten einen widerrechtlichen Schaden 

herbeigeführt, also eine unerlaubte Handlung begangen haben.  

Ist nur nach einer Haftung aus § 831 BGB gefragt, müssen Sie hier 
inzident die Rechtsverletzung des G gegenüber N aus §§ 823 ff BGB 
prüfen. 

Achtung! Das Verschulden des Verrichtungsgehilfen ist aber nicht erforderlich. Zum einen 

geht es um ein Verschulden des Geschäftsherren bei Auswahl und/oder Überwachung des 

Verrichtungsgehilfen.  

Auch könnte ein „kluger“ Geschäftsherr sich durch Anstellung deliktsunfähiger Gehilfen einer 

Haftung für deren Verhalten entziehen. Dies ist aber nicht Sinn der Sache.  

Lösung Ausgangsfall:  (Teil 2)  
2. M müsste dem N widerrechtlich einen Schaden zugefügt haben. 149  
a) G hat durch Ungeschicklichkeit den Eimer auf den Kopf des N fallen lassen.  
b) Hierdurch wurden mehrere Rechte bzw. Rechtsgüter des N, namentlich das 

Eigentumsrecht wegen Beschädigung der Kleidung, aber auch der Körper und die 
Gesundheit des N verletzt.  

c) Zwischen der Ungeschicklichkeit des G und den bei N eingetretenen Schäden 
besteht auch der erforderliche Objektive Zusammenhang.  

d) N war auch nicht gerechtfertigt150.  

CC..  IINN  AAUUSSÜÜBBUUNNGG  DDEERR  VVEERRRRIICCHHTTUUNNGG    
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Hier erfolgt die Abgrenzung, ob der Handelnde den Schaden bei Erfüllung seines Auftrags 

getätigt hat oder ob es zwischen der Tathandlung und dem Auftrag kein Zusammenhang 

gegeben hat. Ist dies der Fall, ist die Schädigung lediglich bei Gelegenheit und nicht in 

Ausübung der Verrichtung erfolgt.  

Lösung Ausgangsfall:  (Teil 3)  
3. G hat dem N den Schaden auch in Ausübung der Verrichtung, also bei dem 

Streichen zugefügt. 
 
Lösung Abwandlung:  
 In der Abwandlung hat M den Schaden nicht in Ausübung der Verrichtung, 

sondern nur bei Gelegenheit verursacht.  

DD..  EEXXKKUULLPPAATTIIOONNSSMMÖÖGGLLIICCHHKKEEIITT  DDEESS  GGEESSCCHHÄÄFFTTSSHHEERRRREENN    

Der Geschäftsherr hat eine sog. Doppelte Exkulpationsmöglichkeit. 

Zum einen bezieht sich diese auf den Verrichtungsgehilfen bzw. das Material (1. Alt), zum 

anderen kann er sich auch dann exkulpieren, wenn bei der hypothetischen Betrachtung, er 

hätte die Sorgfalt beachtet, dennoch eingetreten wäre (2. Alt).  

22DDIIEE  EERRSSAATTZZPPFFLLIICCHHTT  TTRRIITTTT  NNIICCHHTT  EEIINN,,    

((11..  AALLTTEERRNNAATTIIVVEE))  

WWEENNNN  DDEERR  GGEESSCCHHÄÄFFTTSSHHEERRRR  BBEEII  DDEERR  AAUUSSWWAAHHLL  DDEERR  BBEESSTTEELLLLTTEENN  PPEERRSSOONN  UUNNDD,,  SSOOFFEERRNN  EERR  

VVOORRRRIICCHHTTUUNNGGEENN  OODDEERR  GGEERRÄÄTTSSCCHHAAFFTTEENN  ZZUU  BBEESSCCHHAAFFFFEENN  OODDEERR  DDIIEE  AAUUSSFFÜÜHHRRUUNNGG  DDEERR  

VVEERRRRIICCHHTTUUNNGG  ZZUU  LLEEIITTEENN  HHAATT,,  BBEEII  DDEERR  BBEESSCCHHAAFFFFUUNNGG  OODDEERR  DDEERR  LLEEIITTUUNNGG  DDIIEE  IIMM  VVEERRKKEEHHRR  

EERRFFOORRDDEERRLLIICCHHEE  SSOORRGGFFAALLTT  BBEEOOBBAACCHHTTEETT  OODDEERR    

22..  ((AALLTTEERRNNAATTIIVVEE))    
WWEENNNN  DDEERR  SSCCHHAADDEENN  AAUUCCHH  BBEEII  AANNWWEENNDDUUNNGG  DDIIEESSEERR  SSOORRGGFFAALLTT  EENNTTSSTTAANNDDEENN  SSEEIINN  

WWÜÜRRDDEE..  

Die Frage, ob sich der Geschäftsherr entlasten kann, richtet sich danach, ob und inwieweit er 

alles ihm zumutbare getan hat, um den Schadenseintritt zu verhindern. Dabei bestimmen 

sich Maß und Umfang der Sorgfaltspflichten nach dem Einzelfall und der 

Verkehrsanschauung unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Einzelfalles.  

Hat der Unternehmer einen Mitarbeiter, der seit Jahren fehlerfrei 
gehandelt hat, und weicht dieser ohne Grund von einer ihm 
gegebenen Anweisung ab, so wird dem Geschäftsherren der 
Entlastungsbeweis gelingen.  
Andersherum kann der Unternehmer, sich nicht damit entlasten, dass 
er sich von einem gerade eingestellten Mitarbeiter habe die 
Zeugnisse zeigen lassen. Dies ist zu wenig; insbesondere dann, wenn 
es um gefährliche Tätigkeiten geht. Hierzu zählt insbesondere auch 
jede Teilnahme am Straßenverkehr (Spedition, Busfahrer, 



 

Straßenbahnfahrer etc.). Hier muss der Spediteur u.U. sogar einige 
Mitfahrten machen, um sich von dem ordnungsgemäßen Verhalten 
seines Mitarbeiters zu überzeugen.  

Lösung Ausgangsfall:  (Teil 4)  
4. M dürfte sich nicht entlasten können, § 831 I 2 BGB. Dann dürfte M bei der 

Auswahl und Überwachung des G kein Verschulden im Sinne des § 276 Abs. 2 
BGB zur Last fallen. Dies wäre nur dann der Fall, wenn M bei der Auswahl und 
Überwachung des G die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat.  

 M hat G selbst ausgebildet und G hat sich durch fehlerfreie Arbeit bislang als 
zuverlässig herausgestellt. Daher hat M bei der Auswahl und Überwachung des 
G die ihm obliegende Sorgfalt eingehalten.  

 
Ergebnis: M kann sich folglich gemäß § 831 I 2 BGB exkulpieren. Folglich hat N 

gegen M keinen Anspruch auf Schadenersatz aus § 831 I 1 BGB.  

EE..  VVOOLLLLSSTTÄÄNNDDIIGGEE  FFAALLLLLLÖÖSSUUNNGG::    

Fall: Malermeister M erhält den Auftrag die Wohnung und die Fassade von 
Mütterchen „Mü“ zu streichen. Da M nicht die gesamte Arbeit allein tätigen 
kann bzw. will, zieht er seinen selbst ausgebildeten, bei ihm angestellten und 
bislang absolut fehlerfrei arbeitenden Gesellen G hinzu und gibt diesem den 
Auftrag, er solle während M bereits im Wohnzimmer arbeite die Hausfassade 
streichen. Durch eine Ungeschicklichkeit von G fällt diesem der Farbeimer von 
dem Gerüst mitten auf den Kopf des Nachbarn N. N ist jetzt nicht nur „weiß“, 
sondern auch wütend und will von M Schadenersatz und Schmerzensgeld für die 
erlittene Kopfverletzung sowie Schadenersatz für die beschädigte Kleidung. 
Zusammen beträgt der Schaden einschl . Schmerzensgeld 1.000,00 €. 

 
Lösung:   
I. Mangels anderer ersichtlicher Anspruchsgrundlagen kommen nur Ansprüche aus 

deliktischer Haftung in Betracht. 

II. N könnte gegen M Anspruch auf Schadenersatz in Höhe von 1.000,00 € aus 
§ 831 BGB haben.  

1. Dann müsste N zunächst zur Verrichtung bestellt gewesen sein, also 
Verrichtungsgehilfe gewesen sein.  

 G ist als Geselle des M Verrichtungsgehilfe, denn im wurde als Angestellten des 
M von diesem die konkrete Weisung erteilt, die Hausfassade zu streichen.  

2. M müsste dem N widerrechtlich einen Schaden zugefügt haben.  
a) G hat durch Ungeschicklichkeit den Eimer auf den Kopf des N fallen lassen.  
b) Hierdurch wurden mehrere Rechte bzw. Rechtsgüter des N, namentlich das 

Eigentumsrecht wegen Beschädigung der Kleidung, aber auch der Körper und die 
Gesundheit des N verletzt.  

c) Zwischen der Ungeschicklichkeit des G und den bei N eingetretenen Schäden 
besteht auch der erforderliche Objektive Zusammenhang.  

d) N war auch nicht gerechtfertigt.  



 

3. G hat dem N den Schaden auch in Ausübung der Verrichtung, also bei dem 
Streichen zugefügt. 

4. M dürfte sich nicht entlasten können, § 831 I 2 BGB. Dann dürfte M bei der 
Auswahl und Überwachung des G kein Verschulden im Sinne des § 276 Abs. 2 
BGB zur Last fallen. Dies wäre nur dann der Fall, wenn M bei der Auswahl und 
Überwachung des G die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat.  

 M hat G selbst ausgebildet und G hat sich durch fehlerfreie Arbeit bislang als 
zuverlässig herausgestellt. Daher hat M bei der Auswahl und Überwachung des 
G die ihm obliegende Sorgfalt eingehalten.  

 
Ergebnis: M kann sich folglich gemäß § 831 I 2 BGB exkulpieren. Folglich hat N 

gegen M keinen Anspruch auf Schadenersatz aus § 831 I 1 BGB.  

§§  33::  AANNDDEERREE  FFÄÄLLLLEE  DDEERR  HHAAFFTTUUNNGG  FFÜÜRR  VVEERRMMUUTTEETTEESS  VVEERRSSCCHHUULLDDEENN  

Sinngemäß gelten die zuvor gemachten Ausführungen auch für den Fall der Verletzung der 

Aufsichtspflicht, § 832 BGB, und der Tierhalterhaftung, §§ 833, 834 BGB.  

AA..  §§  883322  

§§  883322  BBGGBB  ––  HHAAFFTTUUNNGG  DDEESS  AAUUFFSSIICCHHTTSSPPFFLLIICCHHTTIIGGEENN::    

WWEERR  KKRRAAFFTT  GGEESSEETTZZEESS  ZZUURR  FFÜÜHHRRUUNNGG  DDEERR  AAUUFFSSIICCHHTT  ÜÜBBEERR  EEIINNEE  PPEERRSSOONN  VVEERRPPFFLLIICCHHTTEETT  

IISSTT,,  DDIIEE  WWEEGGEENN  MMIINNDDEERRJJÄÄHHRRIIGGKKEEIITT  OODDEERR  WWEEGGEENN  IIHHRREESS  GGEEIISSTTIIGGEENN  OODDEERR  KKÖÖRRPPEERRLLIICCHHEENN  

ZZUUSSTTAANNDDEESS  DDEERR  BBEEAAUUFFSSIICCHHTTIIGGUUNNGG  BBEEDDAARRFF,,  IISSTT  ZZUUMM  EERRSSAATTZZ  DDEESS  SSCCHHAADDEENNSS  

VVEERRPPFFLLIICCHHTTEETT,,  DDEENN  DDIIEESSEE  PPEERRSSOONN  EEIINNEEMM  DDRRIITTTTEENN  WWIIDDEERRRREECCHHTTLLIICCHH  ZZUUFFÜÜGGTT..  DDIIEE  

EERRSSAATTZZPPFFLLIICCHHTT  TTRRIITTTT  NNIICCHHTT  EEIINN,,  WWEENNNN  EERR  SSEEIINNEERR  AAUUFFSSIICCHHTTSSPPFFLLIICCHHTT  GGEENNÜÜGGTT  OODDEERR  

WWEENNNN  DDEERR  SSCCHHAADDEENN  AAUUCCHH  BBEEII  GGEEHHÖÖRRIIGGEERR  AAUUFFSSIICCHHTTSSFFÜÜHHRRUUNNGG  EENNTTSSTTAANNDDEENN  SSEEIINN  

WWÜÜRRDDEE..    

DDIIEE  GGLLEEIICCHHEE  VVEERRAANNTTWWOORRTTLLIICCHHKKEEIITT  TTRRIIFFFFTT  DDEENNJJEENNIIGGEENN,,  WWEELLCCHHEERR  DDIIEE  FFÜÜHHRRUUNNGG  DDEERR  

AAUUFFSSIICCHHTT  DDUURRCCHH  VVEERRTTRRAAGG  ÜÜBBEERRNNIIMMMMTT  

Die Erziehungsberechtigten haben grundsätzlich Sorge dafür zu tragen, dass ihre Kinder eben 

keinerlei Unfug anstellen und so Dritte geschädigt werden. Doch verändert sich die 

Überwachungspflicht mit zunehmendem Alter.  

So wird das Kleinkind viel intensiver zu beobachten sein, um sich selbst und Dritte vor 

Schäden an einer Baustelle zu schützen. Dazu hatten wir oben schon festgestellt:  

Das berühmte Schild an jeder Baustelle: 
Betreten verboten. Eltern haften für Ihre Kinder. 

ist daher völliger Unsinn!  

Andererseits wird die Aufsichtspflicht der Eltern mit zunehmendem Alter sich auch darauf 

erstrecken, durch aktives Tun zu verhindern, dass ihre Söhne oder Töchter unbeaufsichtigt im 

Internet surfen und hierbei Urheberrechtsverletzung durch sog. „Tauschbörsen“ begehen. 



 

Dies kann sogar derart weit gehen, dass die Eltern gezwungen sind, erfahrene Dritte oder 

sich beruflich mit den Dingen befassende Internetexperten hinzuzuziehen, um 

sicherzustellen, dass die Kinder solche Handlungsweisen überhaupt nicht begehen können.  

BB..  §§  883333  

§§  883333  ––  HHAAFFTTUUNNGG  DDEESS  TTIIEERRHHAALLTTEERRSS::  

WWIIRRDD  DDUURRCCHH  EEIINN  TTIIEERR  EEIINN  MMEENNSSCCHH  GGEETTÖÖTTEETT  OODDEERR  DDEERR  KKÖÖRRPPEERR  OODDEERR  DDIIEE  GGEESSUUNNDDHHEEIITT  

EEIINNEESS  MMEENNSSCCHHEENN  VVEERRLLEETTZZTT  OODDEERR  EEIINNEE  SSAACCHHEE  BBEESSCCHHÄÄDDIIGGTT,,  SSOO  IISSTT  DDEERRJJEENNIIGGEE,,  WWEELLCCHHEERR  

DDAASS  TTIIEERR  HHÄÄLLTT,,  VVEERRPPFFLLIICCHHTTEETT,,  DDEEMM  VVEERRLLEETTZZTTEENN  DDEENN  DDAARRAAUUSS  EENNTTSSTTEEHHEENNDDEENN  SSCCHHAADDEENN  

ZZUU  EERRSSEETTZZEENN..  DDIIEE  EERRSSAATTZZPPFFLLIICCHHTT  TTRRIITTTT  NNIICCHHTT  EEIINN,,  WWEENNNN  DDEERR  SSCCHHAADDEENN  DDUURRCCHH  EEIINN  

HHAAUUSSTTIIEERR  VVEERRUURRSSAACCHHTT  WWIIRRDD,,  DDAASS  DDEEMM  BBEERRUUFF,,  DDEERR  EERRWWEERRBBSSTTÄÄTTIIGGKKEEIITT  OODDEERR  DDEEMM  

UUNNTTEERRHHAALLTT  DDEESS  TTIIEERRHHAALLTTEERRSS  ZZUU  DDIIEENNEENN  BBEESSTTIIMMMMTT  IISSTT,,  UUNNDD  EENNTTWWEEDDEERR  DDEERR  TTIIEERRHHAALLTTEERR  

BBEEII  DDEERR  BBEEAAUUFFSSIICCHHTTIIGGUUNNGG  DDEESS  TTIIEERREESS  DDIIEE  IIMM  VVEERRKKEEHHRR  EERRFFOORRDDEERRLLIICCHHEE  SSOORRGGFFAALLTT  

BBEEOOBBAACCHHTTEETT  OODDEERR  DDEERR  SSCCHHAADDEENN  AAUUCCHH  BBEEII  AANNWWEENNDDUUNNGG  DDIIEESSEERR  SSOORRGGFFAALLTT  EENNTTSSTTAANNDDEENN  

SSEEIINN  WWÜÜRRDDEE..  

§ 833 befasst sich grundsätzlich mit der Tierhalterhaftung, wobei § 833 Abs. 1 S. 1 die einzige 

im BGB geregelte Gefährdungshaftung eines Luxustieres normiert und § 833 Abs. 1 S. 2 BGB 

für den Fall eines Erwerbstieres gilt.  

Typisches Luxustier ist der rein aus Spaß an der Freude gehaltene 
Hund, nicht jedoch der Blindenhund. Denn dieser dient dem 
Unterhalt des Tierhalters. 

Ein Beispiel aus dem Pferderecht151: 

So kann sich der Teilnehmer eines Wanderritts nur dann darauf berufen, ihm sei durch einen 

Unfall während des Ausritts ein Schaden entstanden, wenn dem Wanderreitführer nicht der 

Nachweis gelingt, dass ihm an dem Unfall keinerlei Verschulden trifft. Hierzu muss der 

Wanderreiter zunächst bei der Zuweisung des Pferdes den vorhandenen bzw. nicht 

vorhandenen Reitstand seiner Mit-Reitenden überprüfen. Er darf sich jedenfalls nicht darauf 

verlassen, dass ihm der Reiter zutreffende Angaben über die reiterlichen Fähigkeiten macht. 

Vor jedem Ausritt muss er sich – persönlich – von dem ordnungsgemäßen Zustand der 

Ausrüstung und ggf. sogar von den mitgebrachten Reitsachen der Reiter überprüfen. Diese 

Überprüfung muss sogar noch während des Ausflugs kontrolliert werden. Tritt ein Mangel 

auf, muss dieser sofort behoben werden.  

Nur dann, wenn der Reitführer sich hieran hält und dies auch noch beweisen kann, 
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verwirklicht sich in dem Unfall das tragische, mit dem Reitsport verbundene Lebensrisiko, für 

das der Wanderreitführer nicht mehr zu haften hat152.  

§§  44::  DDEETTAAIILLSS  ZZUUMM  HHAAFFTTUUNNGGSSAAUUSSFFÜÜLLLLEENNDDEENN  TTAATTBBEESSTTAANNDD  --  SSCCHHAADDEENNHHÖÖHHEE    

Wie bereits erörtert, gibt es im Ergebnis 3 Arten der Schadenskompensation.  

Naturalrestitution 
Stelle mich so wie ich stünde, wenn es das schädigende Ereignis nicht 
gegeben hätte, sog. Natualrestitution, § 249 Abs. 1 BGB 

Wertersatz 
in Geld 

immaterieller 
Schaden 

§ 249 I  
§ 250 – Schadenersatz in Geld nach Fristsetzung  

§ 249 II 
§ 251 I  
§ 251 II  
§ 252 

grundsätzlich (-) 
wegen § 253 I Ausn.:  

§ 253 II 
§ 651f 

§ 253 II    

AA..  ((PPRROOBBLLEEMM  11))::  BBLLEECCHHSSCCHHAADDEENN  ––  EERRSSAATTZZ  FFIIKKTTIIVVEERR  RREEPPAARRAATTUURRKKOOSSTTEENN??    

Bei Blechschäden stellt sich zunächst die Frage, ob der Geschädigte den Wagen zwingend 

reparieren lassen muss oder ob auch die Wahl besteht, lediglich die Kosten für eine 

Reparatur erstattet zu verlangen, ohne die Reparatur tatsächlich durchzuführen.  

Da § 249 II anordnet, dass die im Falle eines Schadenersatzes statt der Herstellung des 

ordnungsgemäßen Zustandes (§ 249 I) auch den erforderlichen Geldbetrag verlangen kann, 

sind die tatsächlich entstandenen Kosten als erforderlich anzusehen.  

Dies entspricht auch der grundsätzlich dem Geschädigten zustehenden, allerdings nur bei 

Sachschäden zustehenden Dispositionsbefugnis.  

Aber auch für den Ersatz der Reparaturkosten gibt es Grenzen: Nämlich im Falle sog. 

wirtschaftlicher Totalschäden.  

BB..  ((PPRROOBBLLEEMM  22))::  WWIIRRTTSSCCHHAAFFTTLLIICCHHEERR  TTOOTTAALLSSCCHHAADDEENN??  

II..  GGRRUUNNDDSSÄÄTTZZLLIICCHHEESS    

Zunächst stellt sich die Frage, ab wann ein sog. wirtschaftlicher Totalschaden vorliegt.  

Die Frage ab wann, ein sog. wirtschaftlicher Totalschaden vorliegt, richtet sich zunächst 

danach, welchen Wert die beschädigte Sache hat und wonach dieser Wert bestimmt wird.  

Für Sie als Klausurschreibende ist diese Frage „Gott sei Dank“ bereits 
gelöst. Denn sie steht beantwortet im Sachverhalt.  
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In der Praxis kann dieser Wert nur durch Vergleich mit dem sich aus dem Durchschnittswert 

eines seriösen Händlers bei einer vergleichbaren Sache ermittelt werden. Dies geschieht 

insbesondere im Falle von Gerichtsverfahren durch Einholung entsprechender 

Sachverständigengutachten.  

In Fällen in denen der Betrag den Sachwert übersteigt, liegt Unangemessenheit im Sinne des 

§251 II 1 BGB vor. In einem solchen Falle beschränkt sich die Erstattungspflicht auf den sog. 

Wiederbeschaffungswert. Der Wiederbeschaffungswert ist eben genau derjenige Betrag, den 

die Sache zum Zeitpunkt der Zerstörung hatte.  

IIII..  SSOONNDDEERRFFAALLLL::  WWIIRRTTSSCCHHAAFFTTLLIICCHHEE  TTOOTTAALLSSCCHHÄÄDDEENN  BBEEII  PPKKWWSS  

Im Falle der sehr häufig auftretenden Schäden von Pkws hat die Rechtsprechung jedoch von 

der üblicherweise geltenden, oben dargestellten, absoluten Regelung eine geringe 

Abweichung zugelassen.  

So hält die Rechtsprechung § 251 II BGB erst dann für Anwendbar, wenn die Reparaturkosten 

130 % des Wiederbeschaffungswerts übersteigen.  

Dem liegt der Gedankengang zu Grunde, dass es grundsätzlich ein legitimes Interesse gibt, 

dass der Geschädigte, sein ihm bekanntes Kfz zurückzuerhalten; dies gilt jedoch nur dann, 

wenn die Reparatur dann auch tatsächlich durchgeführt wurde.  

Dem entspricht es, dass der Geschädigte bei Anschaffung eines anderen Pkw das Risiko trägt, 

dass dieser Wagen verdeckte Mängel aufweist und ihm dieses Risiko nicht ohne weiteres 

aufgebürdet werden kann.  

CC..  ((PPRROOBBLLEEMM  33))::  MMEERRKKAANNTTIILLEERR  MMIINNDDEERRWWEERRTT,,  §§  225511  II    

Unter dem sog. merkantilen Minderwert versteht man denjenigen Wertverlust der allein 

dadurch eintritt, dass bekannt ist, dass der Wagen repariert wurde.  

Dieser Wertverlust ist in den letzten Jahren dadurch immer weiter verringert worden, dass 

die heutigen Kraftfahrzeuge zumeist dadurch repariert werden, dass vollständige 

Fahrzeuggruppen vollständig ausgetauscht werden. Der dadurch eintretende Wertverlust ist 

folglich als eher gering einzustufen.  

DD..    ((PPRROOBBLLEEMM  44))::  PPRROOGGNNOOSSEERRIISSIIKKOO    

Fraglich ist auch, wer das Risiko zu tragen hat, dass die Reparaturkosten sich im Nachhinein 



 

als teurer herausstellen, als sie durch Sachverständigengutachten oder Kostenvoranschlag 

eingeschätzt wurden.  

Dieses Risiko trägt grundsätzlich ebenfalls der Schädiger, weil diesem den Geschädigten 

überhaupt erst in die entsprechende Lage gebracht hat.  

Wenn der Werkunternehmer fahrlässig oder vorsätzlich sich grob verschätzt hat, kann es im 

Einzelfall und nur ausnahmsweise wegen Verstoßes gegen Treu und Glauben zu einer 

Übertragung des Risikos kommen und dem Schuldner ein Einwand gegen die Mehrkosten 

zustehen.  

EE..  ((PPRROOBBLLEEMM  55))::  AABBZZUUGG  „„NNEEUU  FFÜÜRR  AALLTT““    

Dadurch dass der Geschädigte ein neues Teil erhält, steht er ggf. besser als er vor Eintritt des 

schädigenden Ereignis gestanden hat.  

Daher wird der Schadenersatzbetrag um denjenigen Betrag gemindert, der dem 

Gebrauchsvorteil des Geschädigten entspricht.  

FF..  ((PPRROOBBLLEEMM  66))::  NNUUTTZZUUNNGGSSAAUUSSFFAALLLL    

Dadurch, dass die Sache (insbesondere bei Pkws) während der Reparaturdauer nicht zur 

Verfügung stand, kommt es zu einem Ausgleich der fehlenden Nutzungsmöglichkeiten, es sei 

denn, dass während dieser Zeit ein Mietwagen bzw. eine Ersatzsache zur Verfügung gestellt 

wurde. Es handelt sich um einen Ausgleich der entgangenen Gebrauchsvorteile.  

Da die Gebrauchsvorteile entgangen sind, können sie im Wege der Naturalrestitution nicht 

mehr ersetzt werden, weshalb § 249 I BGB nicht gelten kann. Gemäß § 251 I BGB kommt es 

zu einem Wertersatz in Geld.  

GG..  ((PPRROOBBLLEEMM  77))::  VVEERRLLEETTZZUUNNGG  DDEERR  IINNSSTTRRUUKKTTIIOONNSSPPFFLLIICCHHTTEENN  BBZZWW..  VVOONN  VVEERRKKEEHHRRSSSSIICCHHEERRUUNNGGSSPPFFLLIICCHHTTEENN  

Bei diesen Problemen geht es um die Frage einer Unterlassung einer eigentlich gebotenen 

Handlung. Ein solches Unterlassen wird dann, eine eigentlich gebotene Handlung 

pflichtwidrig unterlassen wird, einem pflichtwidrigen Handeln gleichgestellt.  

So hat derjenige, der es unterlässt Schnee vor seiner Haustüre zu kehren oder Baustellen u.ä. 

ordnungsgemäß abzusichern, dem Geschädigten den entstandenen Schaden zu ersetzen.  

55..  AAbbsscchhnniitttt::  VVEERRTTRRAAGGLLIICCHHEESS  SSCCHHAADDEENNEERRSSAATTZZRREECCHHTT    



 

Vertragliches Schadenersatzrecht umfasst im Wesentlichen Anspruchsgrundlagen der 

vertraglichen Sekundäransprüche {vgl. 1. Abschnitt: § 3: B. I. 2.)  oben – Seite 11 und 1. 

Abschnitt: § 3: B. I. 2.) d)  oben – Seite 16} sowie diejenigen der quasivertraglichen Ansprüche 

Verletzung der vorvertraglichen Pflichten (sog. culpa in contrahendo) {1. Abschnitt: § 3: B. II. 

1.)  oben – Seite 19}.  

Wesentliche Grundlage des vertraglichen Schadenersatzrechts ist der Begriff der 

Pflichtverletzung. Hierbei ist zunächst unerheblich, ob es um die Verletzung einer 

Hauptleistungspflicht oder um die Verletzung von Nebenpflichten geht.  

Dabei liegt eine Verletzung einer Hauptpflicht dann vor, wenn eine den Vertrag 

charakterisierende Leistungspflicht verletzt wird. Vertragliche Nebenpflichten im Sinne des 

§ 241 I, 242 BGB liegen in der Verletzung von Sorgfaltspflichten. Solche sind beispielsweise 

Aufklärungs– und Beratungspflichten153, Sicherungspflichten, Fürsorgepflichten und 

Treuepflichten. Auch eine Erfüllungsverweigerung vor Fälligkeit154.  

AALLLLGGEEMMEEIINN  LLIIEEGGTT  EEIINNEE  PPFFLLIICCHHTTVVEERRLLEETTZZUUNNGG  DDAANNNN  VVOORR,,  WWEENNNN  DDEERR  SSCCHHUULLDDNNEERR  HHIINNTTEERR  

DDEEMM  PPFFLLIICCHHTTEENNPPRROOGGRRAAMMMM  DDEESS  SSCCHHUULLDDVVEERRHHÄÄLLTTNNIISSSSEESS  ZZUURRÜÜCCKKGGEEBBLLIIEEBBEENN  IISSTT..    
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 Bsp: Ich kündige bereits jetzt an, dass ich die geschuldete Leistung nie erbringen werde. 


